
Amtsblatt C397
37. Jahrgang

der Europäischen Gemeinschaften 31. Dezember ^

Ausgabe
in deutscher Sprache Mitteilungen und Bekanntmachungen

Informationsnummer SeiteInhalt

I Mitteilungen

II Vorbereitende Rechtsakte

94/C 397/01

Wirtschafts- und Sozialausschuß

Tagung von Oktober 1994

Stellungnahme zu dem Vorschlag für eine Richtlinie des Rates zur Änderung
der Richtlinien 92/ 12/EWG des Rates vom 25 . Februar 1992 über das allgemeine
System, den Besitz , die Beförderung und die Kontrolle verbrauchsteuerpflichtiger
Waren , 92/81 /EWG des Rates vom 19 . Oktober 1992 zur Harmonisierung der
Strukturen der Verbrauchsteuern auf Mineralöle sowie 92/82/EWG vom
19. Oktober 1992 zur Annäherung der Verbrauchsteuersätze für Mineralöle . 1

Stellungnahme zu :

— dem Vorschlag für eine Verordnung (EG) des Rates über ein Mehrjahressche­
ma allgemeiner Zollpräferenzen für bestimmte gewerbliche Waren mit
Ursprung in Entwicklungsländern für den Zeitraum 1995-1997 und

— dem Vorschlag für eine Verordnung (EG) des Rates zur Verlängerung der
Verordnungen (EWG) Nr. 3833/90, (EWG) Nr . 3835/90 und (EWG)
Nr . 3900/91 zur Anwendung allgemeiner Zollpräferenzen für bestimmte
landwirtschaftliche Erzeugnisse mit Ursprung in Entwicklungsländern bis
Ende 1995 3

(94/C 397/02)

Tagung von November 1994

94/C 397/03 Stellungnahme zu dem Vorschlag für eine Richtlinie des Rates über die
statistische Erfassung des Güter- und Personenseeverkehrs 6

Preis : 18 ECU (Fortsetzung umseitig)



Informationsnummer Inhalt (Fortsetzung) Seite

94/C 397/04

94/C 397/05

94/C 397/06

94/C 397/07

Stellungnahme zu dem Vorschlag für eine Richtlinie des Rates über die
Interoperabilität des europäischen Hochgeschwindigkeitsbahnnetzes .... 8

Stellungnahme zu dem Vorschlag für eine Richtlinie des Rates zur Änderung
der Richtlinie 89/655/EWG über Mindestvorschriften für Sicherheit und
Gesundheitsschutz bei Benutzung von Arbeitsmitteln durch Arbeitnehmer . . 13

Stellungnahme zu dem Vorschlag für einen Beschluß des Europäischen Parla­
ments und des Rates über die Veranstaltung eines Europäischen Jahres für
lebenslanges Lernen ( 1996) 15

Stellungnahme zu dem Vorschlag für einen Beschluß des Rates über den
Abschluß der Übereinkünfte im Rahmen der multilateralen Verhandlungen der
Uruguay-Runde ( 1986-1994) im Namen der Europäischen Gemeinschaft in
bezug auf die in ihre Zuständigkeit fallenden Bereiche 17

Stellungnahme zu dem Vorschlag für eine Richtlinie des Rates zur Änderung
der Richtlinie 64/433/EWG des Rates über die gesundheitlichen Bedingungen
für die Gewinnung und das Inverkehrbringen von frischem Fleisch .... 18

Stellungnahme zu dem Vorschlag für eine Verordnung (EG) des Rates
zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 2847/93 zur Einführung einer
Kontrollregelung für die Gemeinsame Fischereipolitik 19

Stellungnahme zu dem Vorschlag für eine Verordnung (EG) des Rates zur
Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 3759/92 des Rates über die gemeinsame
Marktorganisation für Fischereierzeugnisse und Erzeugnisse der Aquakultur . 20

Stellungnahme zum Vorschlag für eine Verordnung (EG) des Rates zur
Regelung des Zugangs zu bestimmten Fanggebieten und Fischereiressourcen
der Gemeinschaft 21

94/C 397/08

94/C 397/09

94/C 397/10

94/C 397/11

94/C 397/12

94/C 397/13

Stellungnahme zu dem Vorschlag für eine Entscheidung des Europäischen
Parlamentsund des Rates über gemeinschaftliche Leitlinien für den Aufbau
eines transeuropäischenVerkehrsnetzes 23

Stellungnahme zu dem Vorschlag für einen Beschluß des Rates über die
Weiterentwicklung des HANDYNET-Systems im Rahmen des Beschlusses
93/136/EWG über ein drittes Aktionsprogramm der Gemeinschaft zugunsten
der Behinderten (HELIOS II 1993-1996) 31

94/C 397/14

94/C 397/15

Stellungnahme zu dem Weißbuch „Europäische Sozialpolitik — Ein zukunfts­
weisender Weg für die Union" 33

Stellungnahme zu dem Vorschlag für einen Beschluß des Rates über die
Anerkennung der Gleichwertigkeit der Veterinär- und Hygienekontrollen von
frischem Fleisch und Fleischerzeugnissen in Drittländern mit den Veterinär­
und Hygienekontrollen von gemeinschaftlichen Erzeugnissen , zur Festlegung
der Bedingungen für die Einfuhr dieser Erzeugnisse in die Gemeinschaft
und zur Änderung der Richtlinie 72/462/EWG des Rates zur Regelung
tierseuchenrechtlicher und gesundheitlicher Fragen bei der Einfuhr von Rindern,
Schweinen, Schafen und Ziegen, von frischem Fleisch oder von Fleischerzeugnis­
sen aus Drittländern 37

94/C 397/16 Stellungnahme zu dem Vorschlag für eine Verordnung (EG) des Rates zur
Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 1576/89 zur Festlegung der allgemeinen
Regeln für die Begriffsbestimmung, Bezeichnung und Aufmachung von Spirituo­
sen und der Verordnung (EWG) Nr. 1601/91 zur Festlegung der allgemeinen
Regeln für die Begriffsbestimmung, Bezeichnung und Aufmachung aromatisier­
ten Weines , aromatisierter weinhaltiger Getränke und aromatisierter weinhalti­
ger Cocktails aufgrund der Ergebnisse der multilateralen Handeisverhandlungen
der Uruguay-Runde 39

(Fortsetzung 3 . Umschlagseite)



Informationsnummer Inhalt (Fortsetzung) Seite

Stellungnahme zu der Mitteilung der Kommission über die Anwendung des
Protokolls über die Sozialpolitik an den Rat und an das Europäische Parlament . 40

Tagung von Dezember 1994

Stellungnahme zu dem Vorschlag für eine Richtlinie des Rates zur Änderung

94/C 397/ 17

94/C 397/18

94/C 397/ 19

94/C 397/20

94/C 397/21

94/C 397/22

94/C 397/23

der Richtlinie 77/388/EWG und zur Festlegung des Anwendungsbereichs ihres
Artikels 14 Absatz 1 Buchstabe d) hinsichtlich der Mehrwertsteuerbefreiung
bestimmter endgültiger Einfuhren von Gegenständen 50

Stellungnahme zu dem Entwurf für einen Beschluß des Rates zur Änderung des
Beschlusses 91 /115/EWG des Rates zur Einsetzung eines Ausschusses für die
Währungs-, Finanz- und Zahlungsbilanzstatistiken 52

Stellungnahme zu der Mitteilung der Kommission an den Rat und das
Europäische Parlament: die Verbesserung der steuerlichen Rahmenbedingungen
für kleine und mittlere Unternehmen 53

Stellungnahme zu dem XXIII . Bericht der Kommission über die Wettbewerbspo­
litik 59

Stellungnahme zu dem Vorschlag für eine Richtlinie des Rates zur Änderung
der Richtlinie 90/684/EWG des Rates über Beihilfen für den Schiffbau ... 68

Stellungnahme zu dem Vorschlag für eine Richtlinie des Rates über die
ökologische Qualität von Gewässern 71



31 . 12 . 94 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. C 397/1

II

(Vorbereitende Rechtsakte)

WIRTSCHAFTS- UND SOZIALAUSSCHUSS

Stellungnahme zu dem Vorschlag für eine Richtlinie des Rates zur Änderung der Richtlinien
92/12/EWG des Rates vom 25 . Februar 1992 über das allgemeine System, den Besitz, die
Beförderung und die Kontrolle verbrauchsteuerpflichtiger Waren, 92/81/EWG des Rates vom
19. Oktober 1992 zur Harmonisierung der Strukturen der Verbrauchsteuern auf Mineralöle
sowie 92/82/EWG vom 19. Oktober 1992 zur Annäherung der Verbrauchsteuersätze für

Mineralöle

(94/C 397/01

Der Rat beschloß am 7. September 1994 gemäß Artikel 99 EGV, den Wirtschafts- und
Sozialausschuß zu dem vorgenannten Vorschlag zu ersuchen.

DerWirtschafts- und Sozialausschuß beschloß, Herrn Gafo Fernandez als Hauptberichterstatter
mit der Vorbereitung der diesbezüglichen Arbeiten des Ausschusses zu befassen .

Der Ausschuß verabschiedete auf seiner 319 . Plenartagung (Sitzung vom 20. Oktober 1994)
einstimmig folgende Stellungnahme.

festzustellen und zu füllen und andererseits die für den
freien Warenverkehr mit diesen Erzeugnissen erforderli­
chen VerwaltungsVorgänge zu vereinfachen . Bei derAb­
fassung dieses Vorschlags wurden nicht nur die Erfah­
rungen der Steuerbehörden der Mitgliedstaaten berück­
sichtigt, sondern in gewissemMaße auch dieAnregungen
der Industrie und der Verbraucher dieser Erzeugnisse.

1.4. Aufgrund des oben Ausgeführten begrüßt der
Ausschuß den Kommissionsvorschlag, möchte jedoch
eine Reihe von Bemerkungen zur praktischen Verbesse­
rung des freien Warenverkehrs mit diesen Produkten
vorbringen.

1 . Einleitung und Einschätzung des Vorschlags

1.1 . Die ursprünglichen Richtlinien, die nunmehr
abgeändert werden sollen, wurden mit dem Ziel verab­
schiedet, den Besitz und die Beförderung einer Reihe von
Mineralölprodukten zu regeln , die einer Sondersteuer
unterliegen (Verbrauchsteuer), und dadurch die Erfül­
lung der steuerlichen Verpflichtungen zu gewährleisten
und bestimmte Mindestgrundlagen für die Annäherung
der Verbrauchsteuersätze zu schaffen (in der Praxis
bestehen zwischen den Verbrauchsteuersätzen der Mit­
gliedstaaten weiterhin erhebliche Abweichungen).

1.2 . Mit dem aktuellen Kommissionsvorschlag soll
eine Reihe von Änderungen an den geltenden Richtlinien
vorgenommen werden, um ihre konkrete Anwendung
zu verbessern und zu vereinfachen unter Berücksichti­
gung der Erfahrungen, die in den zwei Jahren nach ihrem
Inkrafttreten und insbesondere seit der Vollendung des
Binnenmarktes mit den seit dem 1 . Januar 1993 im
innergemeinschaftlichen Verkehr geltenden Zoll- und
Steuervereinfachungen gesammelt werden konnten.

1.3 . Der Kommissionsvorschlag ist sehr fachspezi­
fisch : Mit ihm wird das Ziel verfolgt, einerseits die in
den geltenden Vorschriften bestehenden Lücken

2. Allgemeine Bemerkungen

2.1 . Der Ausschuß gibt seiner Besorgnis Ausdruck
über die Beibehaltung des derzeitigen Verfahrens für
Steuerbefreiungen, da keine unmittelbare Befreiung vor­
gesehen ist, wie es wünschenswert wäre, sondern die
nachträgliche Erstattung der abgeführten Steuer. Dies
führt zu einer finanziellen Belastung und zu einer
Komplikation der Verwaltung für die Unternehmen und
die Endverbraucher. Daher vertritt der Ausschuß die
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Auffassung, daß ein harmonisiertes System der vorheri­
gen Steuerbefreiung in der ganzen Gemeinschaft einge­
führt werden sollte für die Fälle, in denen die betreffende
Steuerbefreiung auf Gemeinschaftsebene verbindlich
festgelegt ist.

2.2. Außerdem ist keinerlei befriedigende Lösung
vorgesehen im Hinblick auf die Doppelbesteuerung von
Erzeugnissen, die nach der Bezahlung der Steuer ihre
Qualitätsmerkmale einbüßen oder auf unangebrachte
Weise vermischt werden, so daß sie zur Behandlung an
das zugelassene Lager zurückgesandt werden müssen.
Der Ausschuß drängt die Kommission, in diesem Bereich
Lösungen zu finden und dabei die nachstehenden Bemer­
kungen zu beachten.

2.3 . Schließlich bringt der Ausschuß seine Besorgnis
zum Ausdruck angesichts der möglichen steuerlichen
Bevorzugung bestimmter Arten nichtkonventioneller
Kohlenwasserstoffe, die die traditionellen, steuerbaren
Erzeugnisse ersetzen könnten, jedoch nicht der Ver­
brauchsteuer unterliegen. Der Ausschuß schlägt vor, das
für Zusatzstoffe und nichtkonventionelle Erzeugnisse,
die als Kraftstoffe verwendet werden, vorgesehene
System auf diese Erzeugnisse auszudehnen .

sofort übermittelt werden, wie es im zweiten Gedanken­
strich dieses Absatzes vorgesehen ist .

3.3 . Artikel 1 Absatz 12 Buchstabe b) (Änderung von
Artikel 24)

Der Ausschuß hielte es für logischer, anstelle von
„Absatz 4, Punkt b), 2. Unterabsatz" „der zweite
Unterabsatz von Punkt b) des Absatzes 4" zu schreiben.

3.4. Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe b) (Änderung von
Artikel 2 der Richtlinie 92/81 /EWG)

Es wird vorgeschlagen, am Ende des ersten Satzes vor
den Worten „als Kraftstoff zu besteuern" einzufügen:
„sowie alle anderen als Rohstoff vorkommenden Koh­
lenwasserstoffe, die als Ersatzstoffe für ein ver­
brauchsteuerpflichtiges Erzeugnis verwendet werden,".
Diese Klarstellung ist erforderlich, da im weiteren Text
eine allgemeine Steuerbefreiung für diese „als Rohstoff
vorkommenden Kohlenwasserstoffe" eingeführt wird ,
ohne daß spezifiziert würde, auf welche Zoll-Codes
Bezug genommen wird, was den unlauteren Wettbewerb
aufgrund der unterschiedlichen Steuerbehandlung be­
günstigen kann.

3.5 . In bezug auf die Steuerbefreiung mit nachträgli­
cher Erstattung, die in Ziffer 2.1 dieser Stellungnahme
erwähnt wird, könnte das System nach Ansicht des
Ausschusses durch folgende Änderungen verbessert
werden :

3.5.1 . Artikel 1 Absatz 10 ( Änderung
von Artikel 23 der Richtlinie
92 / 12 / EWG )

Es wird vorgeschlagen, einen neuen Buchstaben a) mit
folgendem Wortlaut einzufügen : „Der letzte Satz des
letzten Unterabsatzes von Absatz 1 wird gestrichen" und
die vorgeschlagenen Buchstaben a) und b) als b) und c)
beizubehalten .

3.5.2 . Artikel 2 Absatz 3 ( Änderung der
Richtlinie 92 / 81 / EWG )

Es wird vorgeschlagen, einen Buchstaben c) mit folgen­
dem Wortlaut einzufügen: „Am Ende von Artikel 8
Absatz 8 wird angefügt : '(...); dies gilt jedoch nicht für
die in Artikel 1 vorgesehenen Steuerbefreiungen.'"

3.6 . Nach Ansicht des Ausschusses könnte das in
Ziffer 2.2 dieser Stellungnahme angesprochene Problem
der Doppelbesteuerung durch folgende Änderung gelöst
werden :

3 . Besondere Bemerkungen zum RichtlinienVorschlag

3.1 . Artikel 1 Absatz 5 (Änderung von Artikel 14 der
Richtlinie 92/12/EWG)

Der Ausschuß schlägt vor, den dritten Gedankenstrich
des neu hinzugefügten Absatzes 4 zu streichen, und zwar
aus folgendem Grund: Es besteht ein offensichtlicher
Widerspruch zwischen Absatz 1 des Artikels 14, in
dem es heißt, „Der zugelassene Lagerinhaber wird für
Verluste von der Steuer befreit, die im Verfahren der
Steueraussetzung (...) entstanden (...) sind," und dem
dritten (neu vorgeschlagenen) Gedankenstrich, der es
den Mitgliedstaaten freistellt, eine eingeschränkte oder
keinerlei Steuerbefreiung zu gewähren. Daher regt der
Ausschuß an , diese Möglichkeit der vollständigen oder
teilweisen Verweigerung der Steuerbefreiung für eine
Warenmenge, die es in Wirklichkeit gar nicht gibt, aus
dem Richtlinienvorschlag herauszunehmen .

3.2. Artikel 1 Absatz 6 Buchstabe d) (Änderung von
Artikel 15 Absatz 5)

Es wird vorgeschlagen, den ersten Gedankenstrich dieses
Absatzes zu streichen und im zweiten Gedankenstrich
den Ausdruck „diesen Behörden" durch „die zuständigen
Behörden des Abgangsmitgliedstaats" zu ersetzen . Denn
obwohl die Neufassung eine beträchtliche Vereinfa­
chung und Verbesserung des ursprünglichen Verfahrens
vorsieht, kann die Tatsache, daß ein Mitgliedstaat vom
Versender die vorherige Einholung einer Genehmigung
fordert, zu unnötigen Verzögerungen und diskriminie­
renden Praktiken führen, welche dagegen vermieden
werden, wenn die betreffenden Daten nachträglich

3.6.1 . Artikel 1

Es wird vorgeschlagen, einen neuen Punkt 10 mit
folgendem Wortlaut einzufügen : „ 10 . Am Ende von
Artikel 22 Absatz 5 der Richtlinie 92/12/EWG wird
folgender Unterabsatz eingefügt: 'Wenn ein bereits
versteuertes Erzeugnis zur Behandlung in die Fabrik
oder das Steuerlager zurückgesandtwerden muß, werden
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die Verbrauchsteuern, die für die zurückgesandte Menge 3.6.1.1 . Die Absätze 10, 11 und 12 werden zu 11 , 12
entrichtet wurden, zurückerstattet.'" und 13 .

Geschehen zu Brüssel am 20. Oktober 1994.

Der Präsident

des Wirtschafts- und Sozialausschusses
Carlos FERRER

Stellungnahme zu:

— dem Vorschlag für eine Verordnung (EG) des Rates über ein Mehrjahresschema
allgemeiner Zollpräferenzen für bestimmte gewerbliche Waren mit Ursprung in Ent­
wicklungsländern für den Zeitraum 1995-1997 und

— dem Vorschlag für eine Verordnung (EG) des Rates zur Verlängerung der Verordnungen
(EWG) Nr. 3833/90, (EWG) Nr. 3835/90 und (EWG) Nr. 3900/91 zur Anwendung
allgemeiner Zollpräferenzen für bestimmte landwirtschaftliche Erzeugnisse mit Ursprung
in Entwicklungsländern bis Ende 1995

(94/C 397/02)

Der Rat beschloß am 11 . Oktober 1994, den Wirtschafts- und Sozialausschuß gemäß Artikel 198
des EWG-Vertrags um Stellungnahme zu den vorgenannten Vorschlägen zu ersuchen.

Der Wirtschafts- und Sozialausschuß beschloß, Herrn Gieseke als Hauptberichterstatter mit
der Vorbereitung der Arbeiten zu beauftragen.

Der Ausschuß verabschiedete auf seiner 319 . Plenartagung (Sitzung vom 20. Oktober 1994)
einstimmig folgende Stellungnahme.

1 . Der Ausschuß begrüßt das Vorhaben, das allgemei­
ne Präferenzsystem einer grundlegenden Revision zu
unterziehen . Dabei soll vor allem der Vorrang der
besonders bedürftigen Länder unterstrichen werden.

auch im Interesse der europäischen Importeure, die
genügend Anreiz erhalten müssen, um neue Bezugsquel­
len aufzubauen. Es ist deswegen jede einzelne neu
einzuführende Maßnahme an dem Kriterium der Verein­
fachung im Vergleich zum bisherigen System zu messen .
Angesichts der Komplexität der vorgesehenen Regelun­
gen (Staffelung, Solidaritätsmechanismus und Sonderre­
gelungen zur Förderung des Wohlverhaltens ) befürchtet
der Ausschuß jedoch, daß dieses wichtige Ziel nicht
erreicht wird .

2. Daß dieses Ziel insbesondere unter dem Grundsatz
der „globalen Neutralität" erreicht werden soll , d.h . das
Gesamtvolumen der präferenzierten Importe erhalten
bleiben soll und damit eine Verlagerung der Bevorzugung
auf ärmere Länder beabsichtigt ist, ist besonders positiv
zu sehen .

4. Gerade im Rahmen dieser Betrachtung befürwortet
der Ausschuß die Bestrebungen der Kommission , für
die generellen Präferenzregelungen einen dreijährigen
Rhythmus einzuführen, der eine vorausschauende Dis­
position sowohl auf Seiten der begünstigten Länder
als auch auf Seiten der interessierten Unternehmen
gewährleistet .

3 . Der Ausschuß befürwortet nachdrücklich die Be­
strebungen der Gemeinschaft, daß mit dieser Revision
auch eine Vereinfachung des Verfahrens erreicht werden
soll . Diese liegt sowohl im Interesse der Verwaltungen
der bedürftigen Länder, die ihre Exportanstrengungen
auf klar übersehbare Märkte konzentrieren wollen, als
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5 . Aus gleichen Gesichtspunkten begrüßt der Aus­
schuß, daß das gegenwärtige System, auf Zollkontingen­
ten und -plafonds beruhend, abgelöst werden soll durch
eine abgestufte Präferenzierung entsprechend der Sensi­
bilität der betroffenen Waren.

Um angesichts der relativ geringen Zollspanne, die bei
den meisten Waren der verarbeitenden Industrie nach
Abschluß der Uruguay-Runde zur Disposition steht, ein
überschaubares System aufzubauen, hält der Ausschuß
eine Klassifizierung in drei Kategorien für angemessen,
aber auch völlig ausreichend:

— besonders sensible Waren,

— sensible Waren,

— nichtsensible Waren.

tet, daß hier ein Exportanteil von 25% gemessen
am Gesamtexport der Entwicklungsländer in einem
bestimmten Sektor angestrebt wird .

Zur Einführung sowohl des Staffelungs- als auch des
Solidaritätsmechnanismus sind aber aus Sicht des Aus­
schusses eindeutige Überprüfungs- und Entschei­
dungskriterien vorzugeben . Dies gilt insbesondere für
den betroffenen Zeitraum, der für den Entwicklungs­
stand eines Landes und den dem Solidaritätsmecha­
nismus zugrunde gelegten Exportvolumen gelten soll .
Ebenso ist in der Verordnung festzulegen :

Beide Maßnahmen müssen ausnahmslos auf den jeweils
gültigen Dreijahreszeitraum bezogen sein; sie dürfen vor
allem auch in Zukunft nicht unabhängig von der Periode
berechnet und eingeführt werden.

Damit ein solches System funktionieren kann, bedarf es
vor allem einer genauen und schnellen statistischen
Erfassung der betreffenden Einfuhren allerMitgliedstaa­
ten der EU.

8 . Der Ausschuß stimmt der Kommission zu, daß
Präferenzregeln bei bestimmten negativen Verhaltens­
weisen (Artikel 9 ff.) der begünstigten Staaten vorüberge­
hend vollständig oder teilweise zurückgenommen wer­
den können. Der Ausschuß hält die von der Kommission
vorgeschlagenen Tatbestände, die hier ausschlaggebend
sein sollen, für richtig. Allerdings schlägt er zur Verdeut­
lichung vor, daß bei Erzeugnissen, die in Strafanstalten
hergestellt werden, das Ausschlußkriterium genauer
definiert wird; das maßgebliche Kriterium muß die
Nichteinhaltung der Mindestanforderungen der UNO
an die Behandlung von Strafgefangenen sein .

9. Der Ausschuß begrüßt, daß für besonderes Wohl­
verhalten Sonderregelungen— als zusätzliches Angebot
— eingeführt werden sollen (Artikel 5 ff.).

Diese Sonderregelungen sollten aus Sicht des Ausschus­
ses nicht für weit entwickelte Entwicklungsländer gelten,
sie sollen vielmehr für Entwicklungsländer, die nicht
mehr die volle Zollaussetzung erhalten, ein weiterer
Anreiz sein .

Nachdem allerdings die Revision des gesamten Präfe­
renzsystems zu erheblichen Veränderungen, auch im
Verhalten der Entwicklungsländer, führen wird, hält es
der Ausschuß für bedenklich, Sonderregelungen, die erst
in zwei Jahren gelten sollen, bereits heute bindend
festzulegen . Es erscheint zweckmäßig, erst nach einer
Einführungszeit des neuen Systems über die Einzelheiten
der Sonderregeln zu befinden . Dies kann dann auch unter
Berücksichtigung der bis dahin vorliegenden Gutachten,
die von der Kommission in Auftrag gegeben wurden,
erfolgen.

10 . Auch der Ausschuß mißt der Regelung der
Ursprungskumulation gerade für die weniger entwickel­
ten Länder große Bedeutung bei . Sie sollten die Vorteile
der bilateralen Kumulation in Kooperation mit EU­
Mitgliedsländern genießen können, wie auch die multila­
terale Kumulation innerhalb regionaler Zusammen­
schlüsse, selbst wenn einzelne Länder der Region bereits
fortgeschrittener sind .

Bei besonders sensiblen und sensiblen Waren sollte eine
angemessene Zollreduzierung, bei nichtsensiblen Waren
eine Zollaussetzung grundsätzlich eingeführt werden.

6. Der Ausschuß hält — wie von der Kommission
vorgesehen — eine Schutzklausel für die Industrie
der Europäischen Gemeinschaft schon angesichts des
verlängerten Zeitraums der einzelnen Maßnahmen auf
drei Jahre für unbedingt erforderlich .

In diesem Zusammenhang ist es auch gerechtfertigt, daß
Schutzmaßnahmen nicht erst bei einer eingetretenen
schwerwiegenden Schädigung, sondern bereits bei der
drohenden Gefahr einer solchen Schädigung eingesetzt
werden können.

Bei der Prüfung, wann ein schwerwiegender Schaden
vorliegt, sollten allerdings ausschließlich objektive Krite­
rien herangezogen werden; Rentabilitätskriterien für
Gemeinschaftshersteller sollten deswegen keine Berück­
sichtigung finden.

Der Ausschuß hält es für wichtig, daß neben der
Regelung der Einführung von Schutzmaßnahmen auch
über deren Dauer und periodischer Überprüfung in der
Verordnung Regelungen getroffen werden . Schutzmaß­
nahmen dürfen auf keinen Fall auf unbestimmte Dauer
erlassen werden, um eine sektorale Abschottung des
Europäischen Marktes grundsätzlich zu vermeiden.

7. Unter demGesichtspunkt, daß das Präferenzsystem
nur ein temporärer Anreiz für die Entwicklungsländer
sein soll , begrüßt der Ausschuß die Einführung eines
Staffelungs- und Solidaritätsmechanismus (Artikel 7).

Durch die Staffelung soll erreicht werden, daß Ent­
wicklungsländer, die, gemessen am Bruttosozialprodukt
und ihrer Exportkapazität, einen höheren Standard
erreicht haben, schrittweise aus dem Präferenzsystem
genommen werden sollen, um wie Industrieländer be­
handelt zu werden.

Durch den Solidaritätsmechanismus sollen Ent­
wicklungsländer zu Recht dann keine Präferenzen erhal­
ten, wenn sie bezüglich eines bestimmten Sektors,
gemessen am Standard der anderen Entwicklungsländer,
besonders fortgeschritten sind; der Ausschuß befürwor­
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Die Ursprungskriterien, die entsprechend den Regeln
des Zollkodex zu erlassen sind, sollten in jedem Falle
zur einfachen Anwendung durch Verwaltung und Impor­

teure eng angelehnt sein an die bestehenden Präferenz­
Ursprungsregeln der EU.

Geschehen zu Brüssel am 20. Oktober 1994.

Der Präsident

des Wirtschafts- und Sozialausschusses
Carlos FERRER
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Stellungnahme zu dem Vorschlag für eine Richtlinie des Rates über die statistische Erfassung
des Güter- und Personenseeverkehrs f 1 )

(94/C 397/03)

Der Rat beschloß am 12 . Oktober 1994, den Wirtschafts- und Sozialausschuß gemäß Artikel 198
Absatz 2 des EWG-Vertrags um Stellungnahme zu dem vorgenannten Vorschlag zu ersuchen.

Die mit der Vorbereitung der Arbeiten beauftragte Fachgruppe Verkehr und Kommunika­
tionsmittel nahm ihre Stellungnahme am 9. November 1994 an . Berichterstatter war Herr
Kielman.

Der Ausschuß verabschiedete auf seiner 320. Plenartagung (Sitzung vom 23 . November 1994)
mehrheitlich bei 1 Stimmenthaltung folgende Stellungnahme.

1 . Rechtsgrundlage des Richtlinienvorschlags

1.1 . Die Europäische Kommission hat einen Richtli­
nienvorschlag über die statistische Erfassung des Güter­
und Personenseeverkehrs [Dok. KOM (94) 275 endg.]
vorgelegt.

1.2. Die vorgeschlagene Richtlinie stützt sich auf
Artikel 213 des EG-Vertrags und soll nach Stellungnahme
des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und
Sozialausschusses erlassen werden. Die Durchführungs­
bestimmungen zu dieser Richtlinie werden nach Anhö­
rung des durch den Ratsbeschluß 89/382/EWG, Euratom
eingesetzten Ausschusses für das Statistische Programm
festgelegt .

1.3 . Bezüglich des Inhalts ihres Vorschlags hat die
Kommission die Organisationen konsultiert, die sich
mit Seeverkehrsstatistiken beschäftigen, wie z.B. den
verkehrsstatistischen Koordinierungsausschuß, die
EWG-Reederverbände (ECSA), die nationalen Räte der
europäischen Seeverlader (ESC), die EG-Arbeitsgruppe
Häfen und das Statistische Amt der Europäischen
Gemeinschaften (EUROSTAT).

1 .4. Laut Artikel 15 tritt die vorgeschlagene Richtlinie
20 Tage nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt in
Kraft.

2.4. Die Richtlinie soll dazu beitragen, daß im Bereich
der Erbringung von Verkehrsdienstleistungen sich ein
freier und lauterer Wettbewerb durchsetzt und eine
diesbezügliche Aufsicht erfolgt.

2.5 . Nur durch eine gemeinschaftliche Maßnahme
können der geeignete Bezugsrahmen abgesteckt und die
erforderlichen statistischen Daten erhoben werden . Der
Ausschuß für das Statistische Programm gibt an, um
welche Daten es im einzelnen geht.

2.6 . Die Mitgliedstaaten tragen dann (im Sinne des
Subsidiaritätsgrundsatzes) dafür Sorge, daß die erforder­
lichen Zahlen— einschließlich der nach der Ratsverord­
nung (Euratom, EWG) 1588/90 vom 11 . Juni 1990 zu
übermittelnden statistischen Daten— erhoben und dem
Statistischen Amt der Europäischen Gemeinschaften
(EUROSTAT) zur Verfügung gestellt werden.

2.7. Anhand der auf diese Weise erhaltenen exakten
Daten können sowohl die Kommission als auch die
einzelstaatlichenBehörden und die betreffenden europäi­
schen Unternehmen und wirtschaftlichen und sozialen
Entscheidungsträger in besserer Kenntnis der Sachlage
ihre Entscheidungen treffen .

2.8 . Außerdem sind diese Daten auch unverzichtbar
für die Beurteilung, welchen umweltfreundlichen Ver­
kehrsformen mehr Transportkapazität zugewiesen wer­
den sollte.

2. Zweck der Richtlinie

3 . Allgemeine Bemerkungen2.1 . Die bisherigen, in den Mitgliedstaaten verfügba­
ren statistischen Zahlen sind unvollständig und lassen
keinen Vergleich zwischen den Mitgliedstaaten zu .

2.2 . Der Vorschlag sieht die Erstellung von Statistiken
anhand harmonisierter Parameter über den Güter- und
Personenseeverkehr vor.

2.3 . Diese harmonisierten Statistiken müssen so ange­
legt sein, daß sie mit den Daten über andere Verkehrsfor­
men vergleichbar sind, und werden benötigt für die
Festlegung, Beobachtung, Überwachung und Bewertung
der gemeinschaftlichen Seeverkehrspolitik .

3.1 . Die zu übermittelnden Daten sollten mit den
richtigen Hilfsmitteln , Systemen und Telematiknetzen
aufbereitet werden, damit sie in geeigneter Form und
zügig den Endbenutzern zur Verfügung gestellt werden
können . In diesem Zusammenhang ist darauf zu achten,
daß der Aufwand für die Auskunftspersonen möglichst
gering ist .

3.1.1 . Im übrigen sollten mit Vertretern der nationa­
len statistischen Ämter der Mitgliedstaaten weitere
Konsultationen über die in den Anhängen verankerten
detaillierten Anforderungen sowie über Dauer und
Umfang der Ausnahmeregelungen nach Artikel 10 statt­
finden, um für ein ausgewogenes Verhältnis zwischen( i ) ABl . Nr. C 214 vom 4. 8 . 1994, S. 12 .
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4. Besondere Bemerkungendem Aussagewert der Statistiken und den mit der
Erhebung der statistischen Daten verbundenen Kosten
für die Regierungen und den Seeverkehrssektor zu sorgen
— vor allem bis die entsprechenden elektronischen
Datenaustauschtechniken (EDI) allgemein verfügbar
sind .

4.1 . Es geht aus dem Kommissionsdokument nicht
klar hervor, was unter einem „Handelshafen" zu verste­
hen ist . Daher sollte in den Kommissionstext eine
entsprechende Begriffsbestimmung aufgenommen
werden.

4.2. Es erscheint sinnvoll , in Anhang VIII des Kom­
missionsvorschlags den der Schiffsklasse Ol zugeordne­
ten unteren Grenzwert (Bruttoraumzahl 100) in Zahlen
anzugeben.

5 . Schlußfolgerung

5.1 . Der Wirtschafts- und Sozialausschuß ist über­
zeugt, daß die Kommission für die Wahrnehmung ihrer
Aufgaben im Bereich der gemeinschaftlichen Seever­
kehrspolitik aussagekräftige und einander vergleichbare
Statistiken benötigt. Die vorgeschlagene Richtlinie wird
diesem Zweck gerecht und wird daher vom Ausschuß
befürwortet.

3.2. Hierzu ist anzumerken, daß während des vorgese­
henen Übergangszeitraums zur Art der transportierten
Güter noch keine detaillierten Angaben gemacht werden
brauchen .

3.3 . Dies hat seinen Grund darin , daß gemessen an
der Bedeutung der Ergebnisse die Erhebung dieser
Daten aus heutiger Sicht mit einem viel zu hohen
Kostenaufwand verbunden ist.

3.4. Vor diesem Hintergrund erscheint die nach
Artikel 14 vorgesehene Einführung dieser Regelung zum
1 . Januar 1995 unrealistisch .

Geschehen zu Brüssel am 23 . November 1994.

Der Präsident

des Wirtschafts- und Sozialausschnsses
Carlos FERRER



Nr. C 397/8 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 31 . 12. 94

Stellungnahme zu dem Vorschlag für eine Richtlinie des Rates über die Interoperabilität des
europäischen Hochgeschwindigkeitsbahnnetzes (')

(94/C 397/04)

Der Rat beschloß am 14 . Juni 1994, den Wirtschafts- und Sozialausschuß gemäß Artikel 129 d
Absatz 3 des EG-Vertrags um Stellungnahme zu dem vorgenannten Vorschlag zu ersuchen.

Die mit der Vorbereitung der Arbeiten beauftragte Fachgruppe Verkehr und Kommunika­
tionsmittel nahm ihre Stellungnahme am 9. November 1994 an. Berichterstatter war
Herr Decaillon .

Der Ausschuß verabschiedete auf seiner 320. Plenartagung (Sitzung vom 23 . November 1994)
ohne Gegenstimmen bei 1 Stimmenthaltung folgende Stellungnahme.

Der Wirtschafts- und Sozialausschuß hat den Vorschlag für eine Richtlinie des Rates über die
Interoperabilität des europäischen Hochgeschwindigkeitsnetzes (Dok. KOM (94) 107 endg.)
mit Interesse zur Kenntnis genommen . Aus den im nachstehenden Text ausführlich dargelegten
Gründen hält der Ausschuß die Kommissionsvorlage, die durch die Berücksichtigung seiner
Bemerkungen noch verbessert werden könnte, für einen wichtigen Beitrag zur Einrichtung
eines solchen Netzes .

1 . Einleitende Bemerkungen

1.1 . Bevor der eigentliche Inhalt der Richtlinie zur
Sprache kommt, sollte zur Erhellung der Diskussion
kurz daran erinnert werden, unter welchen Bedingungen
das Konzept der Hochgeschwindigkeitsbahnen und des
europäischen Hochgeschwindigkeitsnetzes aufkam.

Die ersten Projekte für Hochgeschwindigkeitsbahnen in
Europa (der Bau der „Direttissima"-Bahnlinie in Italien,
der Beginn des Linienbetriebs des TGV Sud-Est im Jahr
1981 in Frankreich und die Inbetriebnahme des ICE
in Deutschland zehn Jahre später) waren vor allem
Bemühungen, das Problem der zunehmenden Übersätti­
gung bestimmter Hauptachsen der Eisenbahnnetze
konkret zu bewältigen. Anstatt eine kostspielige Erneue­
rung der Verkehrsader Paris-Lyon in Angriff zu nehmen,
die nur eine begrenzte Verbesserung der Dienstleistung
gebracht hätte, schlug beispielsweise die französische
staatliche Eisenbahngesellschaft SNCF den französi­
schen Staatsorganen vor, eine neue, optimierte Infra­
struktur zu schaffen, die geeignet sein sollte, einen
dichten, schnellen Verkehr mit bis dahin in Europa fast
ungekannter Bedienungsqualität aufzunehmen.

Die gleiche Zielsetzung lag den in Deutschland, Italien
und Spanien durchgeführten Projekten zugrunde, die
alle in erster Linie auf die Lösung nationaler Probleme
abzielten .

1.2. Daraus ergab sich, daß sich die Eisenbahnen bei
diesen Projekten wie üblich vorrangig darum bemühten,
die Infrastruktur- und Materialkonzepte sowie die
Betriebsverfahren in das allgemeine Schema ihrer Tech­
niken, Vorschriften und erprobten Praktiken einzubet­
ten, die manchmal von einemMitgliedstaat zum anderen
sehr unterschiedlich sein können .

1.3. In Fortführung ihrer Überlegungen und Studien
ergriffen die in der Gemeinschaft der europäischen
Bahnen (GEB) zusammengeschlossenen Eisenbahnen
der EG-Mitgliedstaaten jedoch die Initiative, den euro­
päischen Behörden schon im Januar 1989 einen Bericht
unter dem Titel „Vorschläge für ein europäisches Hoch­
geschwindigkeitsnetz" vorzulegen.

1.4. Der Rat nahm am 4./5 . Dezember 1989 eine
Entschließung an, in der er die Kommission aufforderte,
eine „Arbeitsgruppe auf hoher Ebene" zu bilden; diese
sollte „zu den gemeinsamen Normen und technischen
Merkmalen konsultiert werden, die den Einsatz moder­
ner Züge aufdiesemNetz ermöglichen und diegegenseiti­
ge Kompatibilität der in den einzelnen Teilen dieses
Netzes angewandten Techniken und Infrastrukturen
gewährleisten".

1.5 . Diese Arbeitsgruppe gab im November 1990
einen Bericht über die Entwicklung eines europäischen
Hochgeschwindigkeitsbahnnetzes ab.

Der Rat der Verkehrsminister „begrüßte" die Ergebnisse
dieses Berichts im Dezember 1990 (2); dabei nahm er
„die Absicht der Kommission zur Kenntnis, einen
Richtlinienvorschlag zur Angleichung der Rechts- und
Verwaltungsvorschriften für den Zugverkehr auszuar­
beiten und betonte die Notwendigkeit, so bald wie
möglich gemeinsame Maßnahmen zur Harmonisierung
der Zugsteuerungs- und Zugsicherungssysteme einzu­
leiten".

2 . Rechtliche Grundlage für das Tätigwerden der Ge­
meinschaft im Zusammenhang mit der Interoperabi­
lität des Hochgeschwindigkeitsbahnnetzes

2.1 . Der vorgenannte Bericht vom November 1990
war gewissermaßen der Prototyp der Leitpläne für die

( 2) Entschließung des Rates vom 17. 12. 1990, ABl. Nr. C 33
vom 8 . 2 . 1991 , S. 1 .0 ) ABl . Nr. C 134 vom 17. 5 . 1994, S. 6.
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Hinblick auf die Zusammenarbeit angelegt hat und
die seine Mitglieder verwenden sollen , die jedoch
nicht den rechtlich bindenden Charakter der europäi­
schen Spezifikationen besitzt und ohnehin die Hoch­
geschwindigkeit nicht berücksichtigt .

3.3 . Solche Vorschriften , deren Grundidee noch aus
der Zeit der Dampflokomotiven stammt, reichten so
lange völlig aus , wie durch die üblichen Geschwindigkei­
ten , die Reisezeiten , die Reichweiten der Triebfahrzeuge
und die Höchstarbeitszeiten der Belegschaften die an den
Staatengrenzen , die gleichzeitig technische „Grenzen"
waren, für Lokomotiven- und Personalwechsel notwen­
digen Pausen von nicht ausschlaggebender Bedeutung
waren.

Es ist den Eisenbahnen durch zusätzliche Investitionen
zwar in gewissem Umfange gelungen, technische In­
kongruenzen zu beseitigen und auf diese Weise eine
Interoperabilität bei bestimmten internationalen Dien­
sten herbeizuführen. Die Reichweite von Maßnahmen
dieser Art bleibt jedoch beschränkt und wird jedenfalls
den Erfordernissen eines einheitlichen Marktes ohne
Grenzen nicht gerecht.

3.4 . Mit der enormen Zunahme und Beschleunigung
des innergemeinschaftlichen Verkehrs und vor allem des
Aufkommens der Hochgeschwindigkeitszüge sind die
durch die „technischen Grenzen" bedingten Zwänge
nämlich einfach nicht mehr tragbar, und die vorgeschla­
gene Richtlinie über die Interoperabilität des Hoch­
geschwindigkeitszugnetzes zielt denn auch darauf ab,
hier Abhilfe zu schaffen .

3.5 . Die in dem Richtlinienvorschlag enthaltene Be­
stimmung des Begriffs der Interoperabilität ist das
Ergebnis langwieriger Diskussionen in der Untergruppe
„Technische Kompatibilität" der hochrangigen Ar­
beitsgruppe der Kommission, die sich aus Vertretern der
Behörden, der im Materialbau tätigen Unternehmer und
der Netzbetreiber zusammensetzt. Diese Begriffsbestim­
mung lautet:

„[...] betrifft die Interoperabilität des europäischen
Hochgeschwindigkeitsbahnnetzes alle ordnungs­
rechtlichen, technischen und betrieblichen Voraus­
setzungen, die gegeben sein müssen, damit Hoch­
geschwindigkeitszüge mit den spezifizierten
Leistungskennwerten auf diesem Netz durchgehend
verkehren können."

Nach Auffassung desWirtschafts- und Sozialausschusses
entspricht die Festlegung des Begriffs der Interoperabi­
lität durch die Kommission heute unumgänglichen
technischen, wirtschaftlichen und ökologischen Erfor­
dernissen .

transeuropäischen Verkehrsnetze. Mit dem Vertrag über
die Europäische Union jedoch , der am 1 . November
1993 in Kraft trat, nahm dieses Konzept wirklich Gestalt
an .

Durch diesen Vertrag wurde das gemeinschaftliche
Vorgehen im Hinblick auf die transeuropäischen Infra­
strukturen insbesondere im Verkehrsbereich auf eine
neue Grundlage gestellt . Mit den betreffenden Bestim­
mungen, die unter dem Titel XII zusammengefaßt sind ,
wurde der Rahmen für die gemeinschaftliche Betätigung
auf diesem Gebiet neu definiert .

2.2 . Bei der Umsetzungder nunmehr von der Kommis­
sion vorgeschlagenen Maßnahmen sind zwei weitere
Dimensionen zu berücksichtigen, die mit der Vollendung
des Binnenmarktes zusammenhängen:

— die Bestimmungen zur Öffnung der Märkte im
Verkehrssektor für den gemeinschaftlichen Wettbe­
werb [Richtlinie 90/531/EWG { l ), aktualisiert durch
die Richtlinie 93/38/EWG (2)];

— die Bestimmungen zur Entwicklung des ge­
meinschaftlichen Eisenbahnnetzes [Richtlinie
91/440/EWG vom 29. Juli 1991 (3)].

3 . Notwendigkeit einer technischen Weiterentwick­
lung

3.1 . Technisch war es somit notwendig geworden,
das Konzept der technischenHarmonisierung, das bisher
für den internationalen Eisenbahnverkehr bestimmend
war, zu vertiefen .

Der Grundsatz der technischen Harmonisierung bedeu­
tete eine Vereinheitlichung oder zumindest Kompatibi­
lität einiger Eckwerte, beispielsweise der Spurweite,
der Lichtraumprofile (wobei mehrere Profile möglich
waren), der Pufferhöhen, der Bremsvorrichtungen usw.
für die Fahrzeuge, die gemeinsam verkehren sollten, und
der Infrastrukturen, aufdenen dieser Verkehr stattfinden
kann.

3.2. Erfaßt sind die entsprechenden Vorschriften in
folgenden Sammlungen:

— Technische Einheit im Eisenbahnwesen, eine Verein­
barung zwischen mehreren Regierungen aus dem
Jahre 1882, zu dem die letzten Beschlüsse 1938 gefaßt
wurden,

— die Regelungen des Internationalen Reisezug- und
Gepäckwagenverbands RIV (Regelung für die gegen­
seitige Verwendung von Reisezug- und Gepäckwa­
gen im internationalen Verkehr) bzw. des Internatio­
nalen Güterwagenverbands RIC (Regelung für die
gegenseitige Verwendung von Güterwagen im inter­
nationalen Verkehr) und eine Datensammlung, die
der Internationale Eisenbahnverband (UIC) im 4. Beschreibung des vorgeschlagenen Verfahrens

( J ) ABl . Nr. L 297 vom 29. 10. 1990.
(2) ABl . Nr. L 199 vom 9. 8 . 1993 .
(3) ABl . Nr. L 237 vom 24. 8 . 1991 .

4.1 . Die Kommission hat sich nicht für ein Maximal­
konzept der Interoperabilität entschieden. Die Interope­
rabilität, so wie sie im Kommissionsvorschlag definiert
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ist, soll vielmehr jedem Eisenbahnunternehmen erlau­
ben, „auf einer beliebigen Strecke seiner Wahl einen
öffentlichen Verkehrsdienst zu den niedrigsten Kosten
zu betreiben".

4.2 . Um ein ausreichendes Maß an Interoperabilität
gemäß dieser Definition zu gewährleisten, schlägt die
Kommission vor, eine notgedrungen relativ komplexe
Struktur auszuarbeiten, die mit folgendem Schema
dargestellt werden kann .

4.3 . In der Richtlinie werden zunächst in Form
ergebnisorientierter Vorschriften folgende wesentliche
Anforderungen beschrieben:

— Sicherheit;
— Gesundheitsschutz;

— Umweltschutz;
— Verbraucherschutz;

— technische Kompatibilität;
— betriebliche Fragen.

4.4. Um die Beschreibung und die Formulierung der
technischen Anforderungen zu erleichtern, wird das
System sodann in acht Teilsysteme untergliedert:

4.7. Die technischen Spezifikationen für die Interope­
rabilität werden im Auftrag der Kommission von einer
internationalen gemeinnützigen Vereinigung belgischen
Rechts ausgearbeitet, die sich aus Vertretern der Eisen­
bahnunternehmen, der Infrastrukturbetreiber, und der
in der Materialherstellung tätigen Industrieunternehmer
zusammensetzt.

4.8 . Jedes Teilsystem wird auf Antrag der auftragge­
benden Behörde einer Prüfung auf seine Konformität mit
den technischen Spezifikationen für die Interoperabilität
unterzogen. Diese Prüfung wird von „benannten Stellen"
vorgenommen . Diese stellen eine EG-Prüferklärung aus,
aufgrund derer der betreffende Mitgliedstaat die Inbe­
triebnahme des fraglichen Teilsystems genehmigt .

4.9. Auf der dritten Ebene schließlich , derjenigen der
Komponenten und Schnittstellen, werden die Spezifika­
tionen von Fachorganisationen aufgestellt; bei Europäi­
schen Normen sind dies das CEN, der CENELEC und
das ETSI .

In diesem Fall wird die Konformität bzw. Gebrauchs­
tauglichkeit auf Antrag des Herstellers von den benann­
ten Stellen anhand von in der entsprechenden technischen
Spezifikation angegebenen Modulen festgestellt .

4 . 10. Die benannten Stellen müssen die in der Richtli­
nie festgelegten Kriterien erfüllen . Zur Zeit besitzen nur
die Eisenbahnunternehmen die erforderliche Sachkennt­
nis . Der Richtlinie 91/440/EWG zufolge können sie
nicht zugleich Richter und Partei sein . Anscheinend
sollen nach der Absicht der Kommission die Eisenbahnen
die betreffende Tätigkeit unter der Voraussetzung weiter
ausüben können, daß sie die Bildung einer der Richtlinie
entsprechenden Organisation ins Auge fassen.

4.11 . Schließlich wird in der Richtlinie noch die
Einführung eines „Ständigen Ausschusses" aus Vertre­
tern der Mitgliedstaaten geregelt, der alle Fragen im
Zusammenhang mit der Umsetzung und Anwendung
der Richtlinie erörtern soll .

Nach Auffassung desWirtschafts- und Sozialausschusses
ist der Grundsatz der Interoperabilität geeignet, die
Schaffung des europäischen Hochgeschwindigkeits­
bahnnetzes für den Personenverkehr zu erleichtern . Diese
Maßnahme dürfte die Stellung des Eisenbahnverkehrs in
Europa stärken und die Allgemeinheit stärker von den
Vorteilen dieses Verkehrsträgers profitieren lassen . Der
Ausschuß fragt sich, ob die Priorität, die dem Hoch­
geschwindigkeitsbahnnetz im Hinblick auf die Anwen­
dung dieses Grundsatzes eingeräumt wird, wirklich
angemessen ist .

— Infrastruktur;

— Energieversorgung;
— Wartung;
— Zugsteuerung, Zugsicherung, Signalgebung;
— Fahrzeuge;
— Umwelt;
— Betrieb;

— Fahrgäste.

4.5 . Jedem dieser acht Teilsysteme muß eine „techni­
sche Spezifikation für die Interoperabilität" entsprechen.

4.6 . Den technischen Spezifikationen für die Interope­
rabilität kommt eine vierfache Aufgabe zu:

— sie enthalten für jedes Teilsystem die einschlägigen
„wesentlichen Anforderungen";

— sie legen die Eckwerte (Streckenprofil, Spannung der
Stromzufuhr, Bogenhalbmesser, maximale Be­
lastung des Gleises, Achsfahrmasse, Schwingungen,
Geräuschentwicklung usw.) fest;

— sie bestimmen die Komponenten und Schnittstellen,
die für die Interoperabilität von kritischer Bedeutung
sind;

— sie nennen unter Bezugnahme auf die in der Entschei­
dung 93/465/EWG des Rates vom 22. Juli 1993 0)
vorgesehenen Bestimmungen die Module, die bei der
Konformitäts- oder Gebrauchstauglichkeitsbewer­
tung verwendet werden müssen.

5 . Allgemeine Bemerkungen

5.1 . Kohärenz des Systems

5.1.1 . Eines der Merkmale des Schienenverkehrs liegt
darin, daß seine Bestandteile — ob es sich nun um
bewegliche oder fest installierte Teile handelt — in( i ) ABl . Nr. 220 vom 30. 8 . 1993 .
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5.3 . Weiterentwicklung des Systems

Zu dem Mangel an Flexibilität bei der Berücksichtigung
des aktuellen Bestands kommt noch hinzu, daß über
dessen Weiterentwicklung keine genauen Angaben ge­
macht werden . Wie ist mit einer Technologie, die
einem regelmäßigen und zügigen Wandel unterliegt,
umzugehen, ohne sie festzuzementieren .

5.4 . Die wirtschaftliche Dimension des Systems

Die wirtschaftliche Seite des Systems kommt allgemein
kaum zur Sprache; vor allem wird bei den grundlegenden
Anforderungen und den — nicht bezifferten — mögli­
cherweise damit einhergehenden Kosten keine wirt­
schaftliche Optimierung angestrebt .

5.5 . Die sozialen Aspekte

hohem Maße zusammenwirken und miteinander ver­
zahnt sind . Von der Beachtung dieses Grundsatzes
hängen die Sicherheit, die Wirtschaftlichkeit, die
Leistungsfähigkeit und selbst die Lebensfähigkeit des
Systems ab.

Damit eine optimale Übereinstimmung erreicht wird ,
müssen also alle Bestandteile von Anfang an vollkommen
kohärent sein .

5.1.2 . Die vorgeschlagene Richtlinie läßt den Ein­
druck entstehen , daß der Akzent stärker auf den einzel­
nen Teilen des Systems, d.h . Teilsystemen bzw. Kompo­
nenten , liegt, als auf seiner Gesamtheit . Der Ausschuß
fragt sich deshalb , ob die vorgeschlagene Konzeption
eine Gewähr für eine Gesamtkonfiguration bietet . Die
Entwicklung eines optimierten Systems setzt nämlich
nach Einschätzung des Ausschusses eine Reihe von
Optionen bzw. Kompromissen zwischen verschiedenen
denkbaren Möglichkeiten voraus , und es ist fraglich ,
ob ein einfaches Zusammenfügen von untereinander
interoperablen Teilsystemen zwangsläufig zum besten
Gesamtsystem führt.

5.1.3 . Der Ausschuß regt daher an, zu Beginn der
Ausarbeitung der technischen Spezifikationen für die
Interoperabilität eine Synthese herzustellen unter der
Aufsicht des nach Artikel 21 vorgesehenen Ständigen
Ausschusses für den spurgeführten Verkehr, dessen Rolle
entsprechend präzisiert werden müßte . Die Synthese
müßte aber auch am Ende des Prozesses stattfinden,
indem die Mitgliedstaaten beauftragt werden, im Sta­
dium der Genehmigung der Inbetriebnahme dafür zu
sorgen, daß die Teilsysteme tatsächlich aufeinander
abgestimmt sind .

5.2 . Berücksichtigung des gegenwärtigen Bestandes

5.2.1 . Ein weiteres Problem liegt in der Berücksichti­
gung des gegenwärtigen Bestandes . Mehrere Mitglied­
staaten , nämlich Deutschland, Frankreich, Italien und
Spanien , besitzen bereits eine erhebliche Kilometerzahl
an neuen Hochgeschwindigkeitsstrecken .

Die gleiche Überlegung gilt für die Strecken, deren Bau
zwar noch nicht stattgefunden hat, aber deren Planung
bereits so weit vorangeschritten ist , daß die grundlegende
Konzeption für ihren Bau bereits feststeht.

5.2.2 . Im übrigen muß bei jeder Neubaustrecke
zwangsläufig dem bestehenden herkömmlichen Netz
Rechnung getragen werden , damit der Übergang an den
Endpunkten und somit die Kontinuität des europäischen
Netzes gewährleistet bleibt .

5.2.3 . Die Wahl der Spezifikationen, wie sie in der
Richtlinie vorgeschlagen werden , darf nicht dazu führen ,
daß die Kosten für Anpassung und Betrieb eines solchen
Netzes übermäßig in die Höhe schießen, was die Betrei­
ber vor dessen Modernisierung zurückschrecken lassen
und somit dem angestrebten Ziel zuwiderlaufen könnte .
Es müßten also für jedes Teilsysteme mehrere annehmba­
re Formeln zur Verfügung stehen, selbst wenn manche
von ihnen aus Gründen der technischen Kontinuität nur
in bestimmten Gebieten zum Einsatz kommen können .

5.5.1 . Trotz der in Anhang II Punkt 2.7.1 des Richtli­
nienvorschlags verankerten Bestimmungen hält der Aus­
schuß den vorgesehenen Ansatz für unzureichend , weil
er nur halbherzig an ein Thema herangeht, dem der
Wirtschafts- und Sozialausschuß aber große Bedeutung
beimißt : die Berufsausbildung des Personals . Ein intero­
perables System, das sich in eine bestimmte Richtung
entwickelt , muß unter dem Blickwinkel der Effizienz
und der Mobilität mit einer einheitlichen Ausbildung
der Arbeitnehmer einhergehen .

5.5.2 . Ganz allgemein ist festzustellen, daß die Sozial­
partner bei der von der Kommission ins Auge gefaßten
Vorgehensweise nicht ins Spiel kommen . Nach Ansicht
des Ausschusses sollten sie aber unbedingt in dem nach
Artikel 21 des Richtlinienvorschlags einzusetzenden
Beratenden Ausschuß für den spurgeführten Verkehr
vertreten sein .

5.6 . Berücksichtigung der Verkehrsnutzerinteressen

Die Verfasser des Richtlinienvorschlags haben richtiger­
weise die Verkehrsnutzer in das von ihnen gewählte
Konzept (vgl . Anhang II Punkt 2.8 ) einbezogen . Aller­
dings hätte über das im wesentlichen technisch angelegte
Konzept hinausgehend der Akzent stärker auf eine
Interoperabilität der den Kunden gebotenen Dienst­
leistungen gelegt werden sollen : Verfahren für die
Kundeninformation, die Platzreservierung und die Fahr­
scheinausstellung, Vereinheitlichung der besonderen
Leistungsangebote der Eisenbahngesellschaften, die ge­
genwärtig manchmal eher zu Divergenz als zu Einheit­
lichkeit tendieren .
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6 . Besondere Bemerkungen Stellt sich bei einer solchen Konzeption nicht auch
die Frage der Verantwortung, die letztlich bei den
Eisenbahnunternehmen und den für das Fahrwegmana­
gement zuständigen Stellen liegt?6.1 . Gewährleistung des Sicherheitsniveaus

Zu Artikel 15

6.1.1 . In Anbetracht der weiter oben geäußerten
Bedenken sollten auch ganze Teilsysteme einer Prüfung
unterzogen werden, um — insbesondere im Hinblick
aufden Gebrauch—das erforderlicheMaß an Kohärenz
zu gewährleisten .

6.3 . Umsetzungsfristen

Zu Artikel 23

Zu Artikel 5 Den Mitgliedstaaten wird für die Umsetzung der Richtli­
nie und die Anwendung bzw. Annahme der den techni­
schen Spezifikationen für die Interoperabilität genügen­
den Teilsysteme eine Frist bis zum 30. Juni 1997
eingeräumt.

Da die Ausarbeitung der technischen Spezifikationen
für die Interoperabilität sich sehr komplex gestalten
wird und diese Spezifikationen weitreichende Folgen für
die einzelstaatlichen Regelungen nach sich ziehen, steht
zu befürchten, daß diese Frist schwerlich einzuhalten
sein wird, zumal die Bekanntgabe der technischen
Spezifikationen für die Interoperabilität unter normalen
Umständen für denselben Tag vorgesehen ist .

6.1.2. Die in der Ratsentscheidung 93/465/EWG (die
an die Stelle der Ratsentscheidung 90/683/EWG getreten
ist) vorgesehenen Module, auf die in der Kommissions­
vorlage Bezug genommen wird, wurden für allgemeine
bzw. für die breite Öffentlichkeit bestimmte Industrieer­
zeugnisse festgelegt, sind also für Eisenbahnausrüstun­
gen, die in bezug auf Langlebigkeit, Zuverlässigkeit,
Sicherheit, Erschütterungsfestigkeit, starke elektro­
magnetische Felder usw. besonders hohen qualitativen
Anforderungen genügen müssen, kaum angemessen. Es
wäre also ratsam, Ergänzungen zu diesen Modulen
vorzusehen, um insbesondere den Sicherheitserforder­
nissen Rechnung zu tragen.

6.1.3 . Artikel 5 Absatz 3 sieht keinerlei Mitwirkung
der Regierungen der Mitgliedstaaten bei der Ausarbei­
tung der technischen Spezifikationen für die Interopera­
bilität vor. Es ist unerläßlich, daß die technischen
Spezifikationen für die Interoperabilität im Einklang
mit innerstaatlichen Sicherheitsanforderungen stehen.
Dahermuß es denMitgliedstaaten freistehen, in besonde­
ren Fällen, wie z.B. beim Ärmelkanaltunnel, höhere
Sicherheitsnormen vorzuschreiben.

7. Schlußfolgerung

Zu Artikel 20

Mit ihrem Richtlinienvorschlag hat sich die Kommission
bemüht, eine komplexe, vielfältige, vor allem technische
und wirtschaftliche Aspekte umfassende Realität unter
einen Nenner zu bringen und dabei die transeuropäische
Dimension sowie die Interessen des Umwelt- und Ver­
braucherschutzes usw. mit einzubeziehen.

Der Wirtschafts- und Sozialausschuß ist mit dieser
Vorgehensweise einverstanden. Nach seiner Ein­
schätzung könnten indes noch bestimmte Nachbesserun­
gen vorgenommen werden hinsichtlich der:

— Optimierung des Systems insbesondere in bezug auf
die Systemkohärenz, die Sicherheit des Systems und
das Kosten-Nutzenverhältnis, in dem Wissen, daß
die Interoperabilität eigentlich eine langfristige Ziel­
setzung darstellt;

— sozialen Komponente im Sinne einer stärkeren Betei­
ligung der Sozialpartner bei der Festlegung des
Systems sowie im Ausbildungsbereich;

— stärkeren Berücksichtigung der Verkehrsnutzerinte­
ressen .

Gerade auch dieser letztgenannte Aspekt bedingt eine
größere Interoperabilität der betrieblichen Praktiken der
Eisenbahnunternehmen auf sämtlichen Ebenen, was im
Richtlinienvorschlag zwar angesprochen, aber nicht
näher ausgeführt wird.

6. 1 .4. Diese Bewertungsverfahren werden von Stellen
durchgeführt, die von den Mitgliedstaaten benannt
werden. Angesichts der Risiken vor allem in bezug auf
die Sicherheit müssen die hierfür verlangten Kriterien
streng genug sein . Für die hohen Geschwindigkeiten der
Züge ist ein äußerst spezielles Know-how erforderlich,
das bisher nur ganz wenige Hersteller und Eisenbahnge­
sellschaften besitzen. Deshalb sollte — möglicherweise
im Rahmen eines anderen Regelwerkes als der vorge­
schlagenen Richtlinie—ein unparteiischer und sachkun­
diger „sektoraler Ausschuß" vorgesehen werden, der die
Mitgliedstaaten bei der Akkreditierung der benannten
Stellen unterstützt.

6.2. Der Ausschuß für spurgeführten Verkehr

Zu Artikel 21

Der Ausschuß fragt sich, ob für den Ausschuß für den
spurgeführten Verkehr, der über die zu erörternden
Fragen befinden muß, wirklich der richtige Status
gewählt wurde. Reicht ein beratender Ausschuß als
Gremium tatsächlich aus, wenn es den Mitgliedstaaten
ermöglicht werden soll , ihren Standpunkt zu einem
relativ neuen Fragenkomplex zum Tragen zu bringen ?
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Unter diesen Voraussetzungen könnte die Richtlinie
über die Interoperabilität des Hochgeschwindigkeits­
bähnnetzes — im Verbund mit einer entsprechenden

Interoperabilität des traditionellen Eisenbahnnetzes und
der Kombiverkehrssysteme — zu einem Schlüsselele­
ment der transeuropäischen Netze werden.

Geschehen zu Brüssel am 23 . November 1994.

Der Präsident

des Wirtschafts- und Sozialausschusses
Carlos FERRER

Stellungnahme zu dem Vorschlag für eine Richtlinie des Rates zur Änderung der Richtlinie
89/655/EWG über Mindestvorschriften für Sicherheit und Gesundheitsschutz bei Benutzung

von Arbeitsmitteln durch Arbeitnehmer f 1 )

(94/C 397/05

Der Rat beschloß am 6. April 1994, den Wirtschafts- und Sozialausschuß gemäß Artikel 118 a
des EG-Vertrags um Stellungnahme zu dem vorgenannten Vorschlag zu ersuchen .

Die mit der Vorbereitung der Arbeiten beauftragte Fachgruppe Sozial- und Familienfragen,
Bildungswesen und Kultur nahm ihre Stellungnahme am 10. November 1994 an. Berichterstatter
war Herr Liverani .

Der Ausschuß verabschiedete auf seiner 320. Plenartagung (Sitzung vom 23 . November 1994)
mehrheitlich bei 1 Gegenstimme und 1 Stimmenthaltung folgende Stellungnahme.

1 . Allgemeine Bemerkungen daß die entsprechenden Konsultationen stattgefunden
haben und daß die einzelstaatlichen Regierungssach­
verständigen den Vorschlag befürworten.1.1 . Der Wirtschafts- und Sozialausschuß erkennt die

Gründe für die vorgeschlagene Richtlinie an und billigt
ihre Zielsetzungen: hoher Anteil der mit der Benutzung
vonArbeitsmitteln zusammenhängendenArbeitsunfälle,
neueMindestanforderungen an bestimmte Arbeitsmittel
und Erweiterung der Erstüberprüfung und der wieder­
kehrenden Überprüfungen. Er möchte ferner betonen,
daß mit dem Vorschlag bezweckt wird , die bereits
in früheren Richtlinien festgelegten Anforderungen zu
präzisieren; die vorgeschlagene Richtlinie soll den Richt­
linien 89/391/EWG und 89/655/EWG weder übergeord­
net werden noch soll sie ihnen gegenüber ein größeres
Gewicht haben.

1.2. Er stellt des weiteren fest, daß bei diesem Kom­
missionsvorschlag ordnungsgemäß nach dem als Rechts­
grundlage gewählten Artikel 118 a vorgegangen wurde,

1.3 . Trotzdem möchte der Ausschuß der Kommission
nahelegen, die allgemeine Konzeption und die Gliede­
rung ihres Vorschlags zu vereinfachen, damit die KMU
die in diesem Vorschlag beschriebenen Mindestanforde­
rungen des Sicherheits- und Gesundheitsschutzes leichter
verstehen und in die Tat umsetzen können. Unter
diesem Blickwinkel möchte der Ausschuß trotz seiner
Zustimmung zu den Standardinspektionsprogrammen
und den Vorschlägen über einzelstaatliche Ausbildungs­
und Informationsmaßnahmen die Kommission noch
einmal auffordern, mit den Mitgliedstaaten im Hinblick
auf die Ausgestaltung der „Mittlerfunktion" (Einzelper­
sonen oder Einrichtungen, die als Verbindungsstelle
zwischen den Ordnungsbehörden und den KMUwirken,
wie z.B. Gewerbe- und Unternehmerverbände, Ausbil­
dungsanstalten, Banken und Versicherungen, Zulieferer,
Generalunternehmer) zusammenzuarbeiten.(!) ABl. Nr. C 104 vom 12. 4 . 1994, S. 4.
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1.4. Der Ausschuß anerkennt die in der Studie über
die Auswirkungen vorgebrachten Argumente für eine
Vervollständigung der in den früheren einschlägigen
Richtlinien verankerten Mindestanforderungen sowie
auch die Darstellung, daß eine Senkung derUnfallhäufig­
keit auch eine entsprechende Verringerung der Sozial­
und Versicherungskosten mit sich brächte . Er ist gleich­
wohl der Ansicht, daß die Kommission ihren Vorschlag
von der Konzeption her straffer gestalten und mehr
Fakten statt (durchaus vernünftige) Annahmen anführen
sollte . Der Ausschuß wiederholt ferner seinen Vorschlag,
einzelstaatliche Arbeitsumweltfonds einzurichten .

1.5 . Der Ausschuß räumt ein , daß Selbständige
schwerlich von gemäß Artikel 118 a erlassenen Richtli­
nien erfaßt werden können. Allerdings könnten auf
einzelstaatlicher Ebene Anstrengungen unternommen
werden, um arbeitsmittelbezogene Sicherheitsmaßnah­
men für Selbständige im Zusammenhang mit Reparatur­
und Reinigungsarbeiten in privaten Haushaltungen,
Arbeiten an Gas- und Elektrogeräten, gartenbaulichen
Arbeiten usw. auf den Weg zu bringen.

heit der Arbeitnehmer völlig (oder soweit wie mög­
lich) ausgeschaltet werden ."

2.2.3 . Die Punkte 1.12, 1.13 und 1.14 scheinen sich
auf Maßnahmen zu beziehen, die normalerweise zum
Schutz der Arbeitnehmer getroffen werden, wie z.B.
Wegschließen oder Kennzeichnung von elektrischen
Betriebsmitteln oder Ausstellung von Zutrittserlaubnis­
sen für Arbeiten in kleinen Räumen (z.B. Schiffen).
Die Kommission sollte vielleicht klarstellen, ob dies
tatsächlich beabsichtigt ist .

2.2.4. Punkt 2.5 bezieht sich auf die Ausbildung von
Arbeitnehmern, die mobile Arbeitsmittel benutzen. Es
wird empfohlen, diese Ausbildung in Auffrischungskur­
sen regelmäßig, z.B. alle fünf bis sieben Jahre, zu
wiederholen .

2.2.5 . In Punkt 3.1.1 geht es um die Stabilität von
Arbeitsmitteln während des Einsatzes . Es sollte klar­
gestellt werden, daß diese Stabilität anhand von Berech­
nungen vorhersehbarer und wahrscheinlicher ungünsti­
ger Bedingungen, wie z.B. starker Wind, zu ermitteln
ist.

2.2.6 . In Punkt 3.1.2 geht es um die ausnahmsweise
Verwendung von Hebevorrichtungen zur Beförderung
von Personen nach oben oder unten, auch wenn diese
Vorrichtungen nicht für die Beförderung von Personen
bestimmt sind; dies darf nur mit einer entsprechenden
Genehmigung der zuständigen Behörde geschehen. Die
Kommission sollte prüfen, ob eine derartigeVerwendung
solcher Vorrichtungen in Notfällen ohne Genehmigung
durch die zuständige Behörde zulässig sein sollte.

2. Besondere Bemerkungen

2.1 . Zu Anhang I

2.1.1 . Die Kommission sollte deutlich machen, was
genau unter „Hilfsvorrichtungen zur Verbesserung der
Sicht" zu verstehen ist . Wie wird entschieden, ob die
Sicht verbessert werden muß (Anhang I Punkt 3.2.5
Buchstabe d))?

2.1.2 . In Anhang I Punkt 3.2.5 Buchstabe f) ist nicht
klar, ob es sich bei den „Brandbekämpfungseinrichtun­
gen" lediglich um solche handelt, mit denen Brände
in „selbstfahrenden Arbeitsmitteln" bekämpft werden
können, oder auch um solche, mit denen Brände
bekämpft werden können, die zwar von einem solchen
Arbeitsmittel ausgehen, jedoch außerhalb der Anlage
wüten (müßte beispielsweise jeder selbstfahrende Ben­
zintankwagen für den Fall eines Unfalls wie ein Feuer­
wehrauto ausgerüstet sein?). Hier wäre es sinnvoll , eine
deutlichere Verbindung zu Artikel 8 der Rahmenrichtli­
nie 89/391/EWG herzustellen, der sich mit „Erster Hilfe,
Brandbekämpfung, Evakuierung der Arbeitnehmer ..."
befaßt.

2. 1 .3 . Wie ist derAusdruck „durch sie . . . ein Brandrisi­
ko besteht" zu verstehen?

2.3 . Zu Anhang IV

— In Punkt 1 Buchstabe a) geht es um Überdruck- und
Unterdruckkammern. Hier sollte auf den Richtli­
nienvorschlag betreffend Druckgeräte verwiesen
werden, in dem solche Kammern definiert werden,
z.B. innerhalb einer gewissen Marge über und unter
einem atmosphärischen Druck von null .

2.4. Zu Anhang V

2.2 . Zu Anhang II Dieser Anhang sollte (in allen Sprachen) so formuliert
werden, daß aus ihm ausdrücklich hervorgeht, daß auch
Frauen als „geeignete Personen" in Frage kommen (z.B.
im Englischen Verwendung von „he/she" und „him/her"
statt lediglich „he" und „him").

2.2.1 . Anhang II Punkt 1.1 sollte wie folgt lauten :

„Die Arbeitsmittel und ihre Teile müssen so stabili­
siert oder befestigt werden, daß die Risiken für
die Sicherheit oder Gesundheit der Arbeitnehmer
möglichst minimiert werden."

2.2.2 . Anhang II Punkt 1.8 sollte wie folgt lauten:

„Die Arbeitsmittel müssen mit solchen Schutzvor­
kehrungen und Sicherheitsvorrichtungen eingesetzt
werden, daß Risiken für die Sicherheit oder Gesund­

2.5 . Zu Anhang A — Formblatt zur Bewertung der
Auswirkungen

„Teil 1 : Finanzielle Auswirkungen" sollte eine Voraus­
schätzung sowohl der Zahl der durch Arbeitsmittel
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verursachten tödlichen und schweren Unfälle als auch
des Rückgangs dieser Unfälle enthalten, der von den

jeweiligen in der Richtlinie vorgeschlagenen Maßnah­
men erwartet wird .

Geschehen zu Brüssel am 23 . November 1994 .

Der Präsident

des Wirtschafts- und Sozialausschusses
Carlos FERRER

Stellungnahme zu dem Vorschlag für einen Beschluß des Europäischen Parlaments und des
Rates über die Veranstaltung eines Europäischen Jahres für lebenslanges Lernen (1996)

(94/C 397/06)

Der Rat beschloß am 14. Oktober 1994, den Wirtschafts- und Sozialausschuß gemäß Artikel 126
und 127 des Unionsvertrags um Stellungnahme zu dem vorgenannten Vorschlag zu ersuchen.

Die mit der Vorbereitung der Arbeiten beauftragte Fachgruppe Sozial- und Familienfragen,
Bildungswesen und Kultur nahm ihre Stellungnahme am 10. November 1994 an. Berichterstatter
war Herr van Dijk .

Der Ausschuß verabschiedete auf seiner 320 . Plenartagung (Sitzung vom 23 . November 1994)
einstimmig folgende Stellungnahme.

1 . Allgemeine Bemerkungen 1.3 . Der Ausschuß nimmt mit Befremden zur Kennt­
nis , welch kurze Frist ihm zur Abgabe seiner Stellungnah­
me eingeräumt wurde . Anscheinend nimmt die Task
Force „Humanressourcen" das Konsultationsverfahren
immer noch nicht ernst.

1.3.1 . Der Zeitraum zur Vorbereitung dieses Europäi­
schen Jahres ist angesichts der Anwendung des Mitent­
scheidungsverfahrens äußerst knapp bemessen .

1.4 . Der Ausschuß weist darauf hin, daß eine gute
allgemeine und berufliche Weiterbildung auch auf einer
guten Erstausbildung aufbauen muß.

1.1 . DerWirtschafts- und Sozialausschuß begrüßt die
Initiative derKommission, 1996 zum „Europäischen Jahr
für lebenslanges Lernen" auszurufen. Diese Inititative
wurde bereits in dem Weißbuch über „Wachstum,
Wettbewerbsfähigkeit und Beschäftigung" angeregt, in
dem es heißt: „(...) Die Investitionen in die Humanres­
sourcen sind für die Erhöhung derWettbewerbsfähigkeit
notwendig, vor allem für die umfassendere Berücksichti­
gung und Verbreitung der neuen Technologien ." (*) Der
Ausschuß befürwortet nachhaltig den der Bildung und
Ausbildung eingeräumten, entscheidenden Stellenwert
für die Vorbereitung Europas auf seine Aufgaben im
21 . Jahrhundert.

1.2 . Im Weißbuch über die europäische Sozialpolitik
heißt es : „Die europäische Sozialpolitik muß den Interes­
sen der Union insgesamt und allen ihren Menschen
dienen — unabhängig davon , ob sie im Erwerbsleben
stehen oder nicht." (2) Dementsprechend betreffen die
Aktionen im Rahmen des Europäischen Jahres für
lebenslanges Lernen neben den Unionsbürgern im allge­
meinen die Arbeitnehmer im besonderen.

2 . Besondere Bemerkungen

2.1 . Die konkreten, von der Kommission aufgelegten
Maßnahmen müssen im Hinblick auf ihre Durchführung
eng mit den von den Mitgliedstaaten beauftragten Stellen
abgestimmt werden . In diesem Zusammenhang ist zu
bedauern , daß die Sozialpartner nicht an dem beratenden
Ausschuß beteiligt werden. Schließlich sind alle sozialen
Akteure vorrangige Träger einer europäischen Kultur
der Ausbildung und Qualifizierung. Dies sollte nicht nur
auf europäischer, sondern auch auf nationaler Ebene
zum Tragen kommen .

2.2. Die Zielsetzungen der Kommission bezüglich der
Sensibilisierung der Öffentlichkeit, des Einsatzes der

0) Dok. KOM (93 ) 700 endg., Kapitel 7, S. 144.
(2) Dok. KOM (94) 333 endg., S. 6 .



Nr. C 397/16 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 31 . 12 . 94

Medien und der Fördermaßnahmen für dieses Europäi­
sche Jahr sind eine großartige Idee* für die leider
angemessene Finanzmittel fehlen, selbst im Vergleich
zum Europäischen Jahr für Sicherheit, Hygiene und
Gesundheit ist die Mittelausstattung sehr bescheiden;
der drohende Verlust der Glaubwürdigkeit springt ins
Auge. Nach Ansicht des Ausschusses muß die für einen
Dreijahreszeitraum angesetzte Mittelausstattung von
8 Mio. ECU aufgestockt werden.

2.2.1 . Die für drei Jahre vorgesehenen Mittel in Höhe
von 8 Mio. ECU ergeben eine jährlicheMittelausstattung
von 2 650 000 ECU. Auf zwölf Mitgliedstaaten verteilt
bleiben ± 220 000 ECU pro Jahr und Staat, bei künftig
sechzehn Mitgliedstaaten nur noch ± 165 600 ECU.
Dazu ein Vergleich : In Deutschland werden über 20Mrd.
ECU für die Umschulung aufgewendet.

2.3 . Der Ausschuß fragt sich, nach welchen Grundsät­
zen die Mittelverteilung erfolgen soll . Bei früheren
Maßnahmen wie dem Europäischen Jahr für Gesundheit
und Sicherheit wurden Kriterien wie Erwerbsbevölke­
rung, Beschäftigung in Sektoren mit hohem Gefähr­
dungspotential und KMU angelegt. In der jetzigen
Kommissionsvorlage werden keinerlei Kriterien
erwähnt.

2.4. Der Einsatz der Medien zur Förderung lebenslan­
gen Lernens ist eine der Möglichkeiten zur Verwirkli­

chung der Zielsetzungen . Eine weitere Möglichkeit wäre
die Aufstellung von Pilotprojekten . Mit der Vorlage
positiver Ergebnisse von Pilotprojekten dürfte sich eine
bessere Wirkung erzielen lassen als nur mit dem Entwurf
eines Logos und Slogans .

2.5 . Angesichts der knapper bemessenen Mittelaus­
stattung sollten Prioritäten aufgestellt werden, da die
Auswirkungen sonst kaum ins Gewicht fallen werden.

2.6 . Nach Ansicht des Ausschusses sind Investitionen
in die Ausbildung dringende Voraussetzung für einen
Abbau der Arbeitslosigkeit .

2.7. Angesichts des technologischen Wandels kommt
der Bildung und Ausbildung wachsende Bedeutung zu
— und zwar nicht nur in der Industrie, sondern auch im
staatlichen Bereich .

2.8 . Der Ausschuß plädiert für ein enges Zusammen­
wirken zwischen den verschiedenen Bildungssystemen
(einschließlich der akademischen Kreise) und den Unter­
nehmen. Auf diese Weise können sich die Unterrichten­
den ein besseres Bild von den für einen Arbeitsplatz
erforderlichen Qualifikationen machen . Die Unterneh­
men ihrerseits begreifen besser, was das Bildungswesen
für die Wirtschaft bedeutet. Allerdings heißt dies nicht,
daß die Unternehmen eine Änderung der Bildungspro­
gramme der Schulen und Hochschulen herbeiführen
werden.

Geschehen zu Brüssel am 23 . November 1994.

Der Präsident

des Wirtschafts- und Sozialausschusses
Carlos FERRER
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Stellungnahme zu dem Vorschlag für einen Beschluß des Rates über den Abschluß der
Übereinkünfte im Rahmen der multilateralen Verhandlungen der Uruguay-Runde ( 1986-1994)
im Namen der Europäischen Gemeinschaft in bezug auf die in ihre Zuständigkeit fallenden

Bereiche

(94/C 397/07

Der Rat beschloß am 4. Oktober 1994, den Wirtschafts- und Sozialausschuß gemäß Artikel 198
des EG-Vertrags um Stellungnahme zu dem vorgenannten Vorschlag zu ersuchen .
Die mit der Vorbereitung der Arbeiten beauftragte Fachgruppe Außenbeziehungen, Außenhan­
dels- und Entwicklungspolitik nahm ihre Stellungnahme am 14. November 1994 an .
Berichterstatter war Herr Giesecke .

Der Ausschuß verabschiedete auf seiner 320 . Plenartagung (Sitzung vom 23 . November 1994)
einstimmig folgende Stellungnahme.

1.1 . Der Ausschuß hat die für die Gemeinschaft
außerordentlich wichtigen Verhandlungen der Uruguay­
Runde mit mehreren Initiativstellungnahmen konstruk­
tiv kritisch begleitet ( ] ). Diese Stellungnahmen wurden
nicht nur dem Rat und der Kommission sowie dem
Europäischen Parlament zugeleitet, sondern sie gingen
auch an die zahlreichen im Ausschuß vertretenen Berufs­
verbände und gesellschaftlichen Gruppen . Sie haben auf
diese Weise dazu beigetragen, die zumTeil komplizierten
handelspolitischen Fragen einer breiten Diskussion zu­
zuführen . Angesichts der Bedeutung der getroffenen
Vereinbarungen und ihrer Auswirkungen auf breite
Teile der Bevölkerung kann der Ausschuß nur bedauern,
daß seine offizielle Befassung mit handelspolitischen
Problemen — außer in Ausnahmefällen, wie jetzt — in
den Verträgen nicht vorgesehen ist .

1.2 . In seiner Initiativstellungnahme vom 15 . Septem­
ber 1994 (Dok . CES 1028/94) hat sich der Ausschuß mit
dem Abschluß der Uruguay-Runde und den Ergebnissen
der Verhandlungen befaßt. Er ging dabei detaillierter
auf für ihn besonders wichtig erscheinende Themen ein .
Besonderes Augenmerk richtete er dann auf sich abzeich­
nende neue Problembereiche der Weltwirtschaft wie
etwa Fragen des Umweltschutzes, der Einführung von
Sozialklauseln und internationaler Regeln für Wettbe­
werb und Investitionen, die aus seiner Sicht schon bald
von der WTO angepackt werden sollten .

1.3 . In der Gesamtwürdigung des Abschlusses der
Uruguay-Runde teilt der Ausschuß die in der Kommis­
sionsvorlage enthaltene Auffassung, daß die Zugeständ­
nisse und Verpflichtungen insgesamt ein befriedigendes
und ausgewogenes Ergebnis darstellen . Voraussetzung

ist aber, daß einerseits alle Partner ihre Verpflichtungen
einhalten, und andererseits die europäische Politik nega­
tive Folgen aus den Abkommen soweit wie möglich
abmildert.

1 .4 . Dies gilt auch für die plurilateralen Übereinkünf­
te in Anhang 4 des WTO-Übereinkommens und auch
für das mit Uruguay bilateral ausgehandelte Abkommen
über Rindfleisch .

1 .5 . Bereits sehr früh nach Abschluß der Verhandlun­
gen war deutlich geworden , daß zwischen Rat und
Kommission unterschiedliche Auffassungen über die
Rechtsgrundlagen und Zuständigkeiten beim weiteren
Vorgehen herrschten . Während die Kommission für sich
eine alleinige Zuständigkeit auf der Basis des Artikels
113 forderte, beharrte der Rat für wichtige Bereiche aus
dem Verhandlungspaket auf einer gemischten Zustän­
digkeit von Kommission und Rat. Dabei stützte er sich
auf eine Reihe weiterer Artikel des Vertrags .

1.6 . Der Ausschuß bedauert, daß der Spruch des
EuGH, der allein die notwendige Klarheit schaffen
konnte, so spät erfolgte . Damit ist notwendige Zeit für
eine sorgfältige Vorbereitung auf die weiteren Schritte
verloren worden .

1.7 . Der Ausschuß ist der Auffassung, daß gerade
angesichts zunehmender Initiativen im Vorfeld der
Errichtung der WTO die EU mit klarem Kurs den in
Marrakesch vereinbarten Zeitplan einhalten sollte . Die
am Welthandel beteiligten Länder, insbesondere auch
Länder der dritten Welt und Länder im Übergang ( in
transition) setzen große Hoffnung auf das Verhalten des
größten Partners in der Weltwirtschaft — der EU.
Der Ausschuß dringt darauf, daß die vom EuGH
bezeichneten Organe die erforderlichen Entscheidungen
noch rechtzeitig treffen .(') ABl . Nr. C 332 vom 31 . 12 . 1990 .

Geschehen zu Brüssel am 23 . November 1994.

Der Präsident

des Wirtschafts- und Sozialausschusses
Carlos FERRER
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Stellungnahme zu dem Vorschlag für eine Richtlinie des Rates zur Änderung der Richtlinie
64/433/EWG des Rates über die gesundheitlichen Bedingungen für die Gewinnung und das

Inverkehrbringen von frischem Fleisch i 1 )
(94/C 397/08)

Der Rat beschloß am 13 . September 1994, den Wirtschafts- und Sozialausschuß gemäß Artikel
43 und 198 des EWG-Vertrags um Stellungnahme zu dem vorgenannten Vorschlag zu ersuchen .
Der Wirtschafts- und Sozialausschuß beschloß, Herrn Jaschick als Hauptberichterstatter mit
der Vorbereitung der diesbezüglichen Arbeiten zu beauftragen .
Der Ausschuß verabschiedete auf seiner 320. Plenartagung (Sitzung vom 23 . November 1994)
mehrheitlich bei 2 Stimmenthaltungen folgende Stellungnahme.

EINLEITUNG

Die Kommission beabsichtigt, mit dem Vorschlag für
eine Richtlinie des Rates zur Änderung der Richtlinie
64/433/EWG des Rates über die gesundheitlichen Bedin­
gungen für die Gewinnung und das Inverkehrbringen
von frischem Fleisch (Dok. KOM (94) 315 endg.) die
Bestimmungen für Betriebe mit niedriger Kapazität zu
vereinfachen.

Diesem Ziel dienen

— neue Bestimmungen in Begleitdokumenten,
— eine Erhöhung der Bearbeitungshöchstgrenzen,
— eine Erweiterung des Vermarktungsradius sowie
— eine Rücksichtnahme auf saisonale und regionale
Gegebenheiten.

1 . Allgemeine Bemerkungen

folgenden Text ersetzt werden : „einem Begleitdoku­
ment, das alle vom amtlichen Tierarzt geforderten
Informationen enthält".

2.2 . Artikel 4, Abschnitt A

DerAusschuß stimmt im Interesse derErhaltung regiona­
ler Betriebsstrukturen der Erhöhung der Schlacht­
obergrenze von 12 GVE auf 20 GVE pro Woche bzw.
600 GVE auf 1 000 GVE pro Jahr zu .

2.3 . Artikel 4, Abschnitt A, Absatz 3

Der Ausschuß weist darauf hin, daß bei Wegfall des
bisherigen Absatzes 3 und der Möglichkeit, Ausnahmen
zu bewilligen, derHygienestandard erhalten bleibenmuß.

2.4. Artikel 4, Abschnitt A, Absatz 4

Der Ausschuß stimmt dem Wegfall der Beschränkung
auf nur lokale Vermarktung zu .
2.4. 1 . Im Interesse des gesundheitlichen Verbraucher­
schutzes muß die Beförderung des Fleisches gemäß
Anhang I Kapitel XV unter „hygienischen Bedingungen"
erfolgen; das Wort „zufriedenstellend" ist zu streichen.

2.5 . Artikel 4, Abschnitt A

Der Ausschuß begrüßt ausdrücklich die Möglichkeit zur
saisonalen Anhebung der Bearbeitungshöchstgrenzen;
dem Prinzip der Subsidiarität folgend trägt die Kommis­
sion durch eine solche Detailregelung regionalen Bräu­
chen Rechnung.

2.6 . Anhang I, Kapitel II, Nr. 14, Buchstabe c), Ziffer i

Der Ausschuß erinnert daran, daß hierzu die Genehmi­
gung der Aufsichtsbehörde einzuholen ist .

1.1 . Der Ausschuß billigt — vorbehaltlich folgender
Ausführungen— den Kommissionsvorschlag, der geeig­
net ist, dem beabsichtigten Ziel , die regionalen Betriebs­
strukturen zu erhalten, näherzukommen. Der Ausschuß
besteht darauf, daß durch die vorgesehenenMaßnahmen
der gesundheitliche Verbraucherschutz nicht beeinträch­
tigt werden darf.

2. Besondere Bemerkungen

2.1 . Artikel 3 (1 ) Af, ii

Nach Auffassung des Ausschusses ist die Formulierung
„einem Begleitdokument, dessen Format vom amtlichen
Tierarzt genehmigt worden ist" unklar. Sie sollte durch

0) ABl . Nr. C 224 vom 12 . 8 . 1994, S. 15 .

Geschehen zu Brüssel am 23 . November 1994.

Der Präsident

des Wirtschafts- und Sozialausschusses
Carlos FERRER
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Stellungnahme zu dem Vorschlag für eine Verordnung (EG) des Rates zur Änderung der
Verordnung (EWG) Nr. 2847/93 zur Einführung einer Kontrollregelung für die Gemeinsame

Fischereipolitik

(94/C 397/09

Die Kommission beschloß am 20. Oktober 1994, den Wirtschafts- und Sozialausschuß gemäß
Artikel 198 des EWG-Vertrags um Stellungnahme zu dem vorgenannten Vorschlag zu ersuchen .

Der Ausschuß beauftragte Herrn Strauss als Hauptberichterstatter mit der Vorbereitung der
diesbezüglichen Arbeiten .

Der Ausschuß verabschiedete auf seiner 320 . Plenartagung (Sitzung vom 23 . November 1994)
mit großer Mehrheit bei 12 Gegenstimmen und 10 Stimmenthaltungen folgende Stellungnahme.

1 . Allgemeine Bemerkungen 2. Besondere Bemerkungen

2.1 . Artikel 3 a)

Die Kapitäne sollten nicht zur ständigen Meldung,
sondern nur dazu verpflichtet sein, die Einfahrt in das
bzw. die Ausfahrt aus dem betreffenden Fanggebiet zu
melden. Die Fänge können auch nach dem Anlanden
überprüft werden.

2.2 . Artikel 19 b)

Die TSS bringen sowohl für die Verwaltung als auch für
die Fischerei große Erschwernisse mit sich . Wird der
Begriff „Tag je Standardschiff" (TSS) in die Grundver­
ordnung aufgenommen, dann sollte, sowohl für mobile
als auch für stationäre Fanggeräte, die Uhrzeit der
Einfahrt in das bzw. der Ausfahrt aus dem Fanggebiet
berücksichtigt werden.

2.3 . Artikel 19 c) Absatz 2

1.1 . Der Wirtschafts- und Sozialausschuß vertritt
die Auffassung, daß die in der Vorlage enthaltenen
Vorschläge zur Regelung der Überwachung der Einhal­
tung der vorgeschlagenen neuen Bestimmungen über
den Zugang zu bestimmten westlichen Gemeinschafts­
gewässern zu komplex, zu bürokratisch und in der
bestehenden Form nicht durchsetzbar sind .

1.2 . Aus diesem Grunde sollte die Kommission diese
Vorschläge neu überdenken und Regelungen aufstellen,
die unionsweit angewandt werden können und die
für die Fischereiwirtschaft keine unnötige Belastung
darstellen .

1.3 . Der Ausschuß betont in seiner Stellungnahme
aus dem Jahre 1993 ( ! ), daß eine Gemeinsame Fischerei­
politik nur dann erfolgreich sein kann, wenn sie von der
Fischereiwirtschaft akzeptiert wird . Diese Akzeptanz
hängt von der Überzeugung der Fischer ab, daß sie
— ungeachtet ihrer Staatsangehörigkeit — von allen
nationalen Behörden gleich behandelt werden . Ge­
genwärtig sind sie jedoch der Meinung, daß die Bestim­
mungen zur Erhaltung der Bestände in der Europäischen
Union nicht einheitlich angewandt werden . Eine größere
direkte Beteiligung der EU an der Überwachung der
Fischerei ist demnach notwendig. Diesem Erfordernis
wird in den Vorschlägen nicht Rechnung getragen.

1.4 . Für eine angemessenere Kontrolle benötigen
EU- und nationale Kontrollbehörden genügend Mittel ,
woran es gegenwärtig noch mangelt .

1 .5 . Eine Überwachung per Satellit könnte im Gegen­
satz zu den von der Kommission erwogenen, sehr viel
komplexeren Maßnahmen, die effektivste Kontrollmög­
lichkeit sein . Die Kosten einer entsprechenden Anlage
sollten , wie schon früher empfohlen, von den Behörden
übernommen werden .

Dieser Absatz sollte gestrichen werden. Fischereifahr­
zeuge, die von der Verpflichtung zur Führung eines
Logbuchs ausgenommen sind, tätigen nur einen kleinen
Teil der Gesamtfänge. Den Kontrollbehörden sollte
nicht noch die zusätzliche Kleinarbeit der Kontrolle
von Schiffen mit einer Länge von weniger als 10 m
aufgebürdet werden . Küstenschiffe können auf jeden
Fall täglich kontrolliert werden.

2.4. Artikel 19 d) Absatz 1

Dieser Absatz sollte gestrichen werden . Es ist für die
Fischer schwer möglich, die Behörden für jede Fischerei
15 Tage im voraus vom voraussichtlichen Zeitpunkt der
Ausschöpfung ihrer Fangtage in einem Fanggebiet zu
unterrichten. DerFischfangwird von veränderlichenFak­
toren, wie dem Wetter und dem Vorhandensein von
Fischen in den Fanggebieten bestimmt. Die fraglichen
Mitteilungen müßten also ständig korrigiert werden, was
zusätzlichen Verwaltungsaufwand nach sich ziehen
würde.

2.5 . Artikel 19 e)
Es sollte die Aufgabe der Küstenstaaten sein , dafür Sorge
zu tragen, daß die Fischereifahrzeuge die Vorschriften0) ABl . Nr. C 108 vom 19. 4. 1993 , S. 36 .
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für bestimmte Fischereien einhalten . Um eine Gleichbe- Inspektoren der Küstenstaaten von Inspektoren der EU
handlung der Fischer sicherzustellen, könnten die und der Mitgliedstaaten begleitet werden .

Geschehen zu Brüssel am 23 . November 1994.

Der Präsident

des Wirtschafts- und Sozialausschusses
Carlos FERRER

Stellungnahme zu dem Vorschlag für eine Verordnung (EG) des Rates zur Änderung der
Verordnung (EWG) Nr. 3759/92 des Rates über die gemeinsame Marktorganisation für

Fischereierzeugnisse und Erzeugnisse der Aquakultur 0 )
(94/C 397/10)

Der Rat beschloß am 20. Oktober 1994, den Wirtschafts- und Sozialausschuß gemäß Artikel 198
des EG-Vertrags um Stellungnahme zu dem vorgenannten Vorschlag zu ersuchen .

Der Wirtschafts- und Sozialausschuß beschloß, Herrn Strauss zum Hauptberichterstatter zu
ernennen .

Der Ausschuß verabschiedete auf seiner 320 . Plenartagung (Sitzung vom 23 . November 1994)
mit 60 gegen 1 Stimme bei 24 Stimmenthaltungen folgende Stellungnahme.

1 . Allgemeine Bemerkungen

Vorbehaltlich der nachstehenden Bemerkungen unter­
stützt der Ausschuß die Vorschläge, die zur Änderung
der gemeinsamen Marktorganisation für Fischereier­
zeugnisse und Erzeugnisse der Aquakultur vorgelegt
wurden. Da sich die Vorschläge auf drei völlig verschie­
dene Sachverhalte beziehen, werden sie in dieser Stellung­
nahme getrennt voneinander behandelt .

2. Abmachungen zum Beitritt Norwegens

In den Beitrittsverhandlungen mit Norwegen hat die
Union sich bereit erklärt, die norwegische Regelung
beizubehalten, nach der Erzeugerorganisationen aus­
schließlich für ein bestimmtes Tätigkeitsfeld anerkannt
werden. Daher unterstützt der Ausschuß den Vorschlag,
dem zufolge sich die Mitgliedstaaten für ähnliche Rege­
lungen entscheiden können . Er stimmt auch einer Erwei­
terung der Listen in den Anhängen I und II der
Verordnung 3759/92 zu .

3 . Die Krise auf dem Fischereisektor der Europäischen
Union

Die Fischereikrise kann nur durch entschlossenes Han­
deln an einer ganzen Reihe von Fronten gelöst werden ,
von denen die Änderung der gemeinsamen Marktorgani­
sation nicht einmal die wichtigste zu sein braucht. Die

Vorschläge weisen jetzt einen bescheidenen Schritt in
die richtige Richtung auf.

4. Der Ausschuß begrüßt, daß anerkannt wird, wie
wichtig es ist, besonders die kleineren und schwächeren
Erzeugerorganisationen darin zu bestärken, alle Aspekte
der Behandlung und Vermarktung im Interesse der
Qualitätsförderung zu verbessern . Damit die Vorschläge
erfolgreich umgesetzt werden können, müssen bürokra­
tische Prozeduren auf ein Minimum beschränkt bleiben,
und jede bewilligte Hilfe muß unverzüglich ausgezahlt
werden . Die Vorschläge in ihrer jetzigen Formulierung
sind vage . Es ist wichtig, sicherzustellen, daß die neue
Initiative detailliert und weithin bekannt gemacht wird .

5 . Der Ausschuß erkennt an, daß in Übereinstimmung
mit Artikel XI des GATTErzeugerorganisationen keinen
Spielraum von 10% unterhalb des Rücknahmepreises
oder des gemeinschaftlichen Verkaufspreises mehr nut­
zen dürfen, wenn Mindestpreise auf Importe angewandt
werden, und daß Nicht-Mitglieder von Erzeugerorgani­
sationen notwendigerweise die Rücknahmepreise einhal­
ten müssen . Es muß jedoch betont werden, daß die
Schutzklauseln (Artikel 24 der Verordnung 3759/92)
der Klarstellung und Vereinfachung bedürfen . Diese
Klauseln müssen dringend und eingehend überprüft
werden , besonders im Lichte der jüngst ausgehandelten
GATT-Übereinkunft . Der Ausschuß wünscht zum Er­
gebnis einer solchen Studie ebenfalls gehört zu werden.

6. Es sollte erwogen werden, Schwertfisch (Ziphias
gladius) in Anhang I und II der Verordnung 3759/92
aufnehmen.(!) ABl . Nr. C 298 vom 26 . 10 . 1994, S. 10 .
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7 . Die vorgeschlagene Anhebung des besonderen
finanziellen Ausgleichs auf 95 % des Rücknahmepreises
wird zusammen mit der in Artikel 12 Absatz 1
Buchstabe c) der Verordnung 3759/92 erwähnten
zugänglichen Menge, die von 10% auf 5% gesenkt
wird, einen Nettozuwachs bei den Zahlungen an
Erzeugerorganisationen in Zeiten umfangreicher
Rücknahmen bewirken . Da aber der besondere finan­
zielle Ausgleich nur für eine Dauer von höchstens vier

Kalendermonaten gezahlt wird , muß man sich genau
überlegen, zu welchem Zeitpunkt man diesen Ausgleich
beantragt.

8 . Zur Verarbeitung bestimmter Thunfisch

Der Ausschuß pflichtet den Vorschlägen für zur Verar­
beitung bestimmten Thunfisch bei .

Geschehen zu Brüssel am 23 . November 1994.

Der Präsident

des Wirtschafts- und Sozialausschusses
Carlos FERRER

Stellungnahme zum Vorschlag für eine Verordnung (EG) des Rates zur Regelung des Zugangs
zu bestimmten Fanggebieten und Fischereiressourcen der Gemeinschaft 0 )

(94/C 397/11 )

Der Rat beschloß am 8 . September 1994, den Wirtschafts- und Sozialausschuß gemäß den
Artikeln 43 und 198 EGV mit dem vorgenannten Vorschlag zu ersuchen .

Der Wirtschafts- und Sozialausschuß beschloß, Frau Santiago als Hauptberichterstatterin mit
der Vorbereitung der Arbeiten zu diesem Thema zu betrauen.

Der Ausschuß verabschiedete auf seiner 320. Plenartagung (Sitzung vom 23 . November 1994)
mit großer Mehrheit bei 7 Gegenstimmen und 10 Stimmenthaltungen folgende Stellungnahme.

1 . Einleitung

1.1 . Der Vertrag über den Beitritt von Portugal und
Spanien sieht ab 1996 Anpassungen der Übergangsrege­
lung für den Fischereisektor vor .

1.1.1 . Mit der Verordnung Nr. 1275/94 über die
Anpassungen der in den Kapiteln „Fischerei " der Akte
über den Beitritt Spaniens und Portugals vorgesehenen
Regelung beschloß der Rat, diese beiden Länder unein­
geschränkt in die allgemeine Regelung der Gemeinsamen
Fischereipolitik einzubeziehen .

1.1.2 . Diese Eingliederung muß unter Wahrung des
„acquis communautaire", insbesondere des Grundsatzes
der relativen Stabilität, sowie der in der Verordnung
(EWG) Nr. 3760/92 vorgesehenen Ausnahmen vom
Grundsatz des freien Zugangs zu den Gewässern er­
folgen .

1.2. Maßgebliches Element für die Entwicklung der
Gemeinsamen Fischereipolitik war die Verknappung
der Fischereiressourcen im Zusammenhang mit der

Erweiterung des Marktes . Im Hinblick auf den freien
Zugang zu den Gewässern und Fischereiressourcen
müssen daher für die Fischereitätigkeit Rahmenbedin­
gungen gelten, die die Gewähr dafür bieten, daß die
eingesetzten Mittel im Verhältnis zu den verfügbaren
Ressourcen stehen, so daß die Stabilität und das Gleich­
gewicht der Fischereiressourcen gewahrt bleiben.

1.2.1 . Gemäß den Bestimmungen der Verordnungen
Nr. 3760/92 und Nr. 1275/94 müssen die Zugangsbedin­
gungen so festgelegt werden, daß die Grundsätze der
Gemeinsamen Fischereipolitik gewahrt bleiben, insbe­
sondere die relative Stabilität, die Nichterhöhung des
Fischereiaufwands und die Erhaltung des Bestands­
gleichgewichts unter Berücksichtigung der geographi­
schen, geomorphologischen und biologischen Gegeben­
heiten bestimmter Meeresregionen, insbesondere in den
empfindlichen Zonen .

1.2.2. Kraft Artikel 3 der Verordnung (EG)
Nr. 1275/94 über die Anpassungen der in den Kapiteln
„Fischerei " der Akte über den Beitritt Spaniens und
Portugals vorgesehenen Regelung bevollmächtigt der
Rat die Kommission rechtswirksam dazu, die Regeln
für den Zugang zu den Gewässern und Ressourcen
bestimmter Fanggebiete der Gemeinschaft festzulegen.( l ) ABl . Nr. 247 vom 3 . 9 . 1994, S. 4 .
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2. Allgemeine Bemerkungen — der Zugang zu den ausschließlichen Wirtschaftszo­
nen (ZEE) ist beschränkt, was die Zahl der Fischerei­
fahrzeuge, das Gebiet, den Zeitraum der Ausübung
und die Bedingungen der Fischereitätigkeit anbe­
langt;

— es gilt das Prinzip der Gegenseitigkeit, und es
ist darüber hinaus erforderlich, den Regionen der
Gemeinschaft in äußerster Randlage, wie den Azo­
ren, Madeira und den Kanarischen Inseln , besondere
Aufmerksamkeit zu schenken, da der Fischerei dort
besondere Bedeutung zukommt und sie ein aus­
schlaggebender Faktor für die wirtschaftliche und
soziale Entwicklung der dortigen Bevölkerung ist .

2.2. Diese Anliegen, die in der genannten Stellungnah­
me aufgeführt sind, sollten im neuen Kommissionsvor­
schlag stärkere Berücksichtigung finden.

3 . Besondere Bemerkungen

3.1 . ZM Artikel 1

Absatz 1 : In den in Anhang I enthaltenen Untergliederun­
gen werden die Gebiete VHIce, IX, X und die COPACE­
Gebiete lediglich insgesamt betrachtet, wogegen die
übrigen Zonen detaillierter behandelt werden .

Der Ausschuß wirft die Frage auf, ob der Fischereiauf­
wand in den betreffenden Gebieten auf diese Weise
eindeutig geschützt und klar verteilt sein wird .

Der Ausschuß nimmt die Aussage des Vertreters der
Kommission zurKenntnis , der zufolge die Lage überprüft
werden solle.

2.1 . Der Wirtschafts- und Sozialausschuß begrüßt
die Absicht der Kommission, den Grundzügen der
Ausrichtung der Gemeinsamen Fischereipolitik und
insbesondere der Verordnung des Rates Nr. 1275/94
Rechnung zu tragen . Nach Ansicht des Ausschusses
trägt jedoch das dem Vorschlag zugrunde liegende
Konzept diesen Grundzügen nicht angemessen Rech­
nung. Nichtsdestotrotz hält es der Ausschuß für sinnvoll ,
sich zu spezifischen Aspekten des vorliegenden Vor­
schlags zu äußern.

2.1.1 . Die im Kommissionsvorschlag aufgeführten
Prinzipien garantieren in der Tat die Wahrung der
Grundprinzipien derGFP, die für dieWirtschaftsbeteilig­
ten unverzichtbar sind . Nach der Analyse des Wortlauts
des Kommissionsdokuments stellt sich der Wirtschafts­
und Sozialausschuß jedoch die Frage, ob die angeführten
Prinzipien tatsächlich gebührend gewahrt sein werden.

2.1.2. Obwohl die Dienststellen der Kommission
behaupten, der Vorschlag sei weniger bürokratisch als
die in der Akte über den Beitritt Spaniens und Portugals
enthaltene Regelung des Zugangs zu den Gewässern
und Fischereiressourcen, fürchtet der Ausschuß, daß die
neue Regelung des Zugangs sich als noch bürokratischer
herausstellen könnte, wodurch ein offenkundigerWider­
spruch zu den Schlußfolgerungen des Rates vom Juni
1993 entstünde, in denen klar festgelegt wurde, daß die
GFP so einfach wie möglich gestaltet werden müsse .

2.1.3 . Der Ausschuß hat einige Vorbehalte gegen die
von der Kommission gewählte Maßeinheit „Tag pro
Standardschiff" (TSS) zur Festlegung des jeweils zulässi­
gen Fischereiaufwands, wie er aufgrund der Akte über
den Beitritt 1986 beschlossen wurde.

2.1.3.1 . Der Ausschuß fürchtet, daß das fragliche
Modell die schwierigen Gleichgewichte, die zuvor be­
standen haben und in der Akte über den Beitritt
festgeschrieben wurden, nicht korrekt widerspiegelt
und insbesondere einen Unsicherheitsfaktor an Bord
darstellen könnte. Es kann nicht davon ausgegangen
werden, daß der Koeffizient von 551 kW die Leistungs­
fähigkeit der Fischereifahrzeuge in der gesamten EU in
ausreichendem Maße wiedergibt .

2.1.4. Schon zu einem früheren Zeitpunkt (*) hatte
der Ausschuß zu verschiedenen wichtigen Aspekten im
Zusammenhang mit den Anpassungen der Regelung der
Akte über den Beitritt Spaniens und Portugals Stellung
bezogen und dabei die Notwendigkeit hervorgehoben,
bei der Regelung des Zugangs und der Ausübung der
Fischereitätigkeit folgende Grundsätze einzuhalten :

— Die Parteien erkennen an, daß keine wechselseitigen
historischen Ansprüche in den Hoheitsgewässern
( 12-Meilen-Zone) bestehen;

3.2. Zu Artikel 2

Absatz 1 : Die Messung des Fischereiaufwands eines
Schiffes in Anzahl „Tage je Standardschiff" (TSS) gibt
Anlaß zu erheblichen Bedenken :

a) Das Kriterium „Fischereiaufwand eines Schiffes " ist
zu allgemein gehalten, denn die Leistungsfähigkeit
des Hauptmotors des Schiffes darf nicht das einzige
verwendete Kriterium sein , insbesondere wenn man
an die Flotten der Langleinen- und der Schleppnetzfi­
scherei denkt.

b) Die Messung des Fischereiaufwandes in Anzahl
Tagen, die das Schiff in dem Fanggebiet verbringt,
gibt den tatsächlichen Fischereiaufwand nicht kor­
rekt wieder, da dieser auch von den klimatischen
Bedingungen abhängig ist, die in dem betreffenden
Gebiet herrschen .

c) Die Fangmengen jedes Schiffs variieren je nach
der verwendeten Ausrüstung und der Tageszeit
beträchtlich .

Der Ausschuß befürchtet, daß die von der Kommission
verwendete Definition des Fischereiaufwands zu einer
übertriebenen Intensivierung der Fischereitätigkeiten0) Dok. SEK (92) 2340 endg. — CES 888/93 vom 22 . 10. 1993 .
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während des Aufenthalts im Fanggebiet führt, was eine
Gefahr für die damit verbundene Arbeit und für die
Sicherheit der Fischer darstellt .

Der Ausschuß fürchtet darüber hinaus , daß die vorge­
schlagene Definition ein für die wirtschaftliche Rentabi­
lität der Schiffe bestimmender Faktor wird .

Geschehen zu Brüssel am 23 . November 1994.

Der Präsident

des Wirtschafts- und Sozialausschusses
Carlos FERRER

Stellungnahme zu dem Vorschlag für eine Entscheidung des Europäischen Parlaments
und des Rates über gemeinschaftliche Leitlinien für den Aufbau eines transeuropäischen

Verkehrsnetzes

(94/C 397/ 12)

Der Rat beschloß am 16. Juni 1994, den Wirtschafts- und Sozialausschuß gemäß Artikel 129 D.l
des Vertrags um Stellungnahme zu dem vorgenannten Vorschlag zu ersuchen .

Die mit der Vorbereitung der Arbeiten beauftragte Fachgruppe Verkehr und Kommunika­
tionsmittel nahm ihre Stellungnahme am 9. November 1994 an. Berichterstatter war Herr von
der Decken . Mitberichterstatter waren die Herren Bleser (ersetzt durch Herrn Decaillon am
20. Oktober 1994), Moreland und Whitworth .

Der Ausschuß verabschiedete auf seiner 320 . Plenartagung (Sitzung vom 23 . November 1994)
mit großer Mehrheit bei 1 Gegenstimme folgende Stellungnahme.

1 . Vorbemerkung

1.1 . Der Vorschlag der Kommission umfaßt die
schrittweise europaweite Vernetzung bestimmter ein­
zelstaatlicher Land-, See- und Luftverkehrsinfrastruktu­
ren und sieht dafür einen Zeitraum bis zum Jahre 2010
vor .

Es soll ein weiträumiges , dem großen Europa Rechnung
tragendes Verkehrsnetz entstehen, das die Hauptver­
kehrsträger und die wichtigsten Verkehrsachsen ein­
schließt und auch Dienstleistungen und Management­
systeme enthält, die die intermodale Zusammenarbeit
zwischen den verschiedenen Verkehrstechniken unter­
stützt und gewährleistet . Der Aufbau dieses Netzes sei
für die Wettbewerbsfähigkeit, das Wachstum und die
Beschäftigung von besonderer Wichtigkeit .

1.2 . Der Ausschuß begrüßt den Vorschlag der Kom­
mission als äußerst bedeutenden, verkehrspolitisch kon­
sequenten Schritt der Zukunftssicherung.

Nach Meinung des Ausschusses muß eindeutiger als
bisher klargemacht werden, daß transeuropäische Netze
nur ein Instrument der gemeinsamen EU-Verkehrspolitik
sind und nur die transeuropäische Dimension betreffen .
Mit diesem Instrument lassen sich nicht Versäumnisse

der Regionalpolitik oder andere Versäumnisse der EU­
Verkehrspolitik lösen . Dies muß von Anfang an beim
Ingangsetzen des Entwicklungsprozesses allen Beteilig­
ten klar sein .

Die Schaffung eines Netzes transeuropäischer Verkehrs­
verbindungen stellt allerdings einen hohen Anspruch dar
und verlangt von den einzelnen Mitgliedstaaten wie
von der Gemeinschaft große Anstrengungen für seine
Realisierung, die in ihrem Umfang und in ihren Wirkun­
gen noch nicht ganz überschaubar sind . Deshalb er­
scheint es nach Auffassung des Ausschusses notwendig,
daß eine Gesamtkonzeption für das transeuropäische
Verkehrsnetz aufgestellt wird , die der gesamtwirtschaft­
lichen und verkehrspolitischen Tragweite der Aktionen,
aber auch den sozialpolitischen Aufgaben gerecht wer­
den kann . Eine solche Gesamtkonzeption sollte Basis
für den Entwicklungsprozeß sein, der nunmehr zum
Aufbau des transeuropäischen Verkehrsnetzes in Gang
gesetzt wird und der in Bahnen gelenkt werden muß, die
einmal das gemeinschaftliche Interesse stabilisieren und
zum anderen die intermodale Zusammenarbeit zwischen
den verschiedenen Verkehrstechniken und -systemen
nachhaltig fördern .

1.3 . Die Kommission hat bereits dem Rat einen ersten
Zwischenbericht von Herrn Henning Christophersen
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über den politischen Hintergrund und den Handlungsbe­
darf zum Aufbau der europäischen Verkehrsnetze abge­
geben . Darin wird besonders hervorgehoben, daß die
Durchführung der vorrangigen Projekte beschleunigt
und bessere ordnüngspolitische Rahmenbedingungen
und auch Anreize für die Privatfinanzierung geschaffen
werden müssen . Der Ausschuß will deshalb zuerst in
seiner Stellungnahme auf das Gesamtkonzept eingehen,
das nach seiner Auffassung für das Gelingen des Gesamt­
vorhabens erforderlich ist .

1.4. Die neue Kompetenz der Europäischen Union
auf dem Gebiet der Verkehrsinfrastrukturpolitik gibt
der Gemeinschaft zugleich ein bedeutendes Instrument
in die Hand, um einen aktiven Beitrag zur Bekämpfung
der Arbeitslosigkeit zu leisten . Der Ausschuß fordert
die Europäische Kommission daher auf, sich für eine
zeitnahe Verwirklichung der Infrastrukturprojekte ge­
meinsamen Interesses einzusetzen , damit deren beschäf­
tigungspolitischen Effekte zurWirkung gebracht werden
können .

2.3 . Trotzdem hält der Ausschuß an seiner schon oft
ausgedrückten Auffassung fest, daß in der Entwicklung
der Verkehrswirtschaft das Motto vorherrschen muß:
So wenig Verkehrslenkung wie möglich . Die Vorgaben
dafür müssen im Sinne der politischen Ziele bestimmt
sein und in den Entwicklungsprozeß einbezogen werden.
Dies ist bisher nicht der Fall . Hierauf weist auch
der Christophersen-Bericht hin , der insbesondere einen
Analysenbedarf für die ordnungspolitischen Rahmenbe­
dingungen aufzeigt .

Nach Auffassung des Ausschusses bieten sich nicht
nur die gemeinschaftsrechtlichen Vorschriften und die
allgemeinen Leitlinien der EU-Verkehrspolitik für eine
systematische Analyse der Ordnungsbedingungen an,
sondern auch die Tatsache, daß mit einem transeuropäi­
schen Verkehrsnetz ein verkehrspolitisches Instrument
mit hoher Integrationskraft zur Verfügung steht.

2.4 . Wenn dies so ist, so ist jetzt die Gelegenheit
gegeben, über ein spezifisches Gesamtkonzept als Teil
der EU-Verkehrspolitik solche Vorgaben in eine gemein­
schaftliche Koordinierung zu bringen, die zielführend
und zielgerecht genannt werden kann. Eine solche
Koordinierung könnte auch als grundlegender Teil des
Entwicklungsprozesses angesehen und gestaltet werden,
der in bestimmten Abschnitten neue Erkenntnisse auf­
nimmt und dann wie ein Plan fortgeschrieben wird .

2.5 . Für den Ausschuß hat in dieser Entwicklung die
Eigenwirtschaftlichkeit der Verkehrssysteme und der
Verkehrsinfrastrukturen Vorrang. Wegen des langen
wirtschaftlichen Lebens und der Folgekosten der Ver­
kehrsinvestitionen wäre es jedoch unvernünftig, hier
nicht solche Bedingungen zu setzen, die eine effiziente,
wirtschaftliche Ausnutzung der Netzwerke ermöglichen.
Dies schließt nicht aus , daß aus Gründen des öffentlichen
Interesses Investitionen im transeuropäischen Netz
durch Beihilfen begünstigt werden.

2.6 . Sich dabei nur auf den Ausbau der Verkehrsinfra­
struktur zur Befriedigung der wachsenden Verkehrs­
bedürfnisse zu konzentrieren, wäre allerdings nicht
ausreichend im Sinne eines intermodalen, transeuropäi­
schen Verkehrskonzeptes . Vielmehr müßte sich die
Forschung darauf ausrichten, wie die Leistungsfähigkeit
des einzelnen Verkehrssystems und vor allen Dingen die
Kooperation aller Verkehrsträger miteinander unter
Berücksichtigung des Umweltschutzes und der sozialpo­
litischen Anforderungen verbessert und wirtschaftlicher
gestaltet werden kann .

2.7 . Der Ausschuß möchte besonders herausstellen,
daß bisher in der Diskussion und auch in den Vorstellun­
gen der Kommission wenig klar der intermodale Charak­
ter der transeuropäischen Netze herausgestellt wurde.
Diesem Thema muß aber nach seiner Auffassung viel
größere Aufmerksamkeit als bisher gewidmet werden .

Nach Meinung des Ausschusses befassen sich die Leitli­
nien der Kommission für den Auf- und Ausbau transeu­
ropäischer Infrastrukturnetze zu sehr mit den Einzel­
systemen . Aus der einfachen Addition dieser einzelnen
Netzwerke wird noch kein transeuropäisches Gesamt­
netz mit intermodalem Charakter. Es gibt zwar prakti­

2. Gesamtkonzept

2.1 . Im Blick auf die Zukunft hat die Kommission
die Ziele festgelegt, nach denen ein modernes, effizientes
transeuropäisches Netz aufgebaut werden soll , auf
dem ein sicherer Verkehr möglich ist und das zur
Mobilitätssicherung beiträgt .

Gleichzeitig soll sich der Verkehrssektor nach und nach
in der Gemeinschaft in einen offenen und wettbewerbs­
orientierten Markt verwandeln, der von öffentlichen
Eingriffen und administrativen Behinderungen weitge­
hend frei ist . Die freie Wahl des Verkehrsmittels soll so
lange wie möglich erhalten bleiben . Es gäbe gegenwärtig
keine Gründe, von diesem Grundsatz abzugehen .

2.2 . Der Ausschuß stellt besonders im Hinblick auf
die Zukunft hierzu fest, daß schon deshalb ein Gesamt­
konzept für das transeuropäische Netz unabdingbar
ist, um eindeutig festzuschreiben und zur allgemeinen
Anerkennung zu bringen, welche Verkehrs-, umwelt­
und energiepolitischen Prioritäten zukünftig gelten sol­
len und mit wieviel staatlicher Verkehrslenkung die
Verkehrsnutzer rechnen müssen und wie weit die
erwünschte Marktwirtschaft notwendigerweise ein­
geschränkt wird, um die Ziele zu erreichen.

Der Ausschuß verweist in diesem Zusammenhang auf
seine Stellungnahme zum „Weißbuch für die künftige
Entwicklung der Gemeinsamen Verkehrspolitik" [Dok.
KOM (94) 494 endg.]. Er sieht in der Beeinflussung des
Verkehrs im Sinne der Lenkung und Steuerung der
Verkehrsströme, der Verkehrsverlagerung und Vermei­
dung überflüssiger Verkehre ein herausragendes Ziel der
Gemeinsamen Verkehrspolitik .

Man muß sich darüber im klaren sein , daß die Festlegung
von Prioritäten bereits eine Vorbestimmung der zukünf­
tigen Verkehrsentwicklung ist und mitwirkt, ob und
wieweit die Ziele tatsächlich erreicht werden . Denn im
Grunde handelt es sich hierbei schon um eine Art
Verkehrslenkung, die Einfluß auf das Modal-Splitt der
Verkehrsträger nimmt.
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2.9.5 . Ein Gesamtkonzept mit einer Europakarte der
transeuropäischen „Verkehrsknüpfungspunkte" stellt
nach Auffassung des Ausschusses nicht nur einen bedeu­
tenden Schritt in die Zukunft dar, der auch politisch zum
Ausdruck bringt , daß Europa durch gemeinschaftliche
Verkehrsinfrastrukturen zusammengewachsen ist , son­
dern ist eine neue, grundlegende Aufgabe der Infrastruk­
turplanung und -gestaltung.

Im Rahmen eines solchen Konzeptes könnten auch die
Einzelnetze besser in eine gesamteuropäische Orientie­
rung hineingeführt und auf die intermodale Zusammen­
arbeit vorbereitet werden . Die Planungs-, Genehmi­
gungs- und Bewertungsverfahren wie auch die ord­
nungspolitischen Bedingungen können dann eindeutiger
als bisher auch den Prioritäten zugeordnet werden,
so daß das gesamte Netzwerk auch im weltweiten
Zusammenhang eine höhere Identität und Integrität
darstellt .

2.10 . Zusammenfassend stellt der Ausschuß fest,
daß erst durch eine solche zielgeführte , systematisch
aufgebauteVerknüpfung der einzelnen Netze das gesamt­
europäische Netz entsteht, dessen „Verknüpfungspunk­
te" einen anderen , übergreifenden , integrativen Charak­
ter haben als die Verkehrsknotenpunkte der Einzelnetze .

3 . Entwicklungsprozeß

sehe Erfahrungen in einigen Mitgliedsländern über
intermodale Verkehrssysteme und die praktische Zu­
sammenarbeit der Verkehrsträger darin . Für ein transeu­
ropäisches Gesamtkonzept reicht dies jedoch nicht aus .
Der Ausschuß meint deshalb , daß besonders an der
Verknüpfungsfähigkeit der Einzelnetze gearbeitet wer­
den muß, damit ihre Integrationsfähigkeit europäisch
wird .

2.8 . In diesem Zusammenhang weist der Ausschuß
darauf hin, daß über die internationale Integrations­
und Kooperationsfähigkeit der einzelnen Verkehrsnetze
keine Transparenz besteht. Er hält es deshalb für
geboten, daß in dem angeforderten Gesamtkonzept die
Integrationselemente und die Verknüpfungsfähigkeiten
definiert werden , die für ein transeuropäisches Gesamt­
netzwerk erforderlich sind .

2.9 . Wichtig sind insbesondere die „Ver­
knüpfungspunkte", an denen die verschiedenen Ver­
kehrsnetze und damit die verschiedenen Verkehrsmodi
miteinander verbunden werden (Diese „Ver­
knüpfungspunkte" werden im folgenden begrifflich un­
terschieden von den Verkehrsknotenpunkten der Einzel­
netze).

2.9.1 . Um zu einer Übersicht über die möglichen und
notwendigen „Verknüpfungspunkte" zu gelangen , hält
es der Ausschuß für nützlich , eine Europakarte zu
erstellen, in der alle „Verknüpfungspunkte" eingetragen
sind .

2.9.2 . Gedanklich entstehen die „Verknüpfungspunk­
te" durch das Übereinanderlegen der einzelnen Verkehrs­
netze, die für die verschiedenen Verkehrsmodi aufgestellt
sind . Damit kann erkannt werden, wo eine Verknüpfung
der Netze sinnvoll ist, d.h . wo und gegebenenfalls in
welchen Ballungsräumen solche „Verknüpfungspunkte"
einzurichten sind .

2.9.3 . Aus dem Übereinanderlegen ergibt sich auch ,
wieviele und welche Verkehrsarten in dem einzelnen
„Verknüpfungspunkt" vertreten sind, welche Struktur
und welche Anforderungen für die Schnittstellen zwi­
schen den Verkehrssystemen, welche Übergänge von
einem Verkehrsmodus zum anderen existieren oder
geschaffen werden müssen und welche Verkehrsbedeu­
tung der jeweilige „Verknüpfungspunkt" im gesamten
transeuropäischen Netz hat .

2.9.4. Aus einer Analyse einer solchen Europakarte
können die Merkmale und Eigenschaften der „Ver­
knüpfungspunkte" erarbeitet werden, d.h . es ergeben
sich die Zahl der miteinander kooperierenden Ver­
kehrsmodi , ihre Kapazitäten und Betriebsweise , ihre
Leistungs- und Bedienungsangebote sowie die Manage­
ment* und Informationssysteme. Schließlich ergibt sich
daraus auch für jeden transeuropäischen „Ver­
knüpfungspunkt", welche Übergänge von Modus zu
Modus existieren und welchen Nutzen schließlich für
Wirtschaft, Handel und Verkehrsnutzer erwartet werden
kann. Transeuropäisch ist ein „Verknüpfungspunkt"
dann, wenn er auch im europäischen Sinne Übergänge
von Verkehrsmodus zu Verkehrsmodus als dauerhafte
Einrichtung beinhaltet und mit anderen transeuropäi­
schen „Verknüpfungspunkten" verbunden ist .

3.1 . Der Ausschuß stimmt der Auffassung der Kom­
mission zu , daß der Aufbau transeuropäischer Netze
für den Verkehr neue Formen der Partnerschaft und
Arbeitsmethoden verlangt, die sich auf allen Ebenen
zwischen den Mitgliedstaaten und den Organen der
Union, insbesondere auf der Ebene der Verwaltung, der
Investoren, der Banken und nicht zuletzt der Verkehrs­
nutzer, zu entwickeln haben.

Deswegen meint er, daß möglichst viele kompetente
Stellen über das Gesamtvorhaben informiert und am
Entwicklungsprozeß beteiligt werden müssen . Je eindeu­
tiger und klarer dabei das Gesamtvorhaben der transeu­
ropäischen Netze dargestellt wird , desto nützlicher wird
das Klima in den neuen Partnerschaften sein können .

3.2 . Erfahrungsgemäß sind länderübergreifende Pro­
jekte wegen der unterschiedlichen Prioritäten der betei­
ligten Staaten, wegen der Schwerfälligkeit der Vorberei­
tungs-, Planungs- und Genehmigungsverfahren wie auch
wegen ordnungspolitischer Vorschriften mit Schwierig­
keiten verbunden . Diese lassen sich wohl nicht allein im
Gleichschritt beseitigen, so daß für den Fortschritt und
den Erfolg der transeuropäischen Netze allein die Ziele
herangezogen werden müssen , die kurz- und langfristig
dem Gesamtvorhaben zugrunde liegen . Diese Ziele
sollten — wie der Ausschuß bereits hervorgehoben hat
— in einem Gesamtkonzept dargelegt sein , das die
transeuropäische Dimension der Netzwerke wie jedoch
auch die verschiedenen Aspekte der Strukturverbesse­
rung, der einheitlichen Managementsysteme und der
Effizienz berücksichtigt .

3.3 . Obwohl einsichtig ist, daß ein Entwicklungspro­
zeß möglichst nicht unterbrochen werden sollte und
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in Gang bleiben muß, ist es nach Auffassung des
Ausschusses doch sicherlich nützlich, wenn er in gewis­
sen Abständen einer Revision unterzogen wird, die
Szenarien für die Entwicklungsleitlinien im Rahmen
der Revision überprüft und ggf. neu formuliert und
fortgeschrieben werden sowie seine Ziele, wie vor allem
ordnungspolitische Rahmenbedingungen, dem Stand
der Entwicklung angepaßt werden .

3.4. Nach Auffassung des Ausschusses muß ein Ent­
wicklungsprozeß zu Beginn hauptsächlich die verschie­
denen Teilnetze, die bereits vorhanden sind, integrieren
und darauf das Gesamtnetz aufbauen. Die hierfür
vorgesehenen Leitlinien werden generell vom Ausschuß
befürwortet, weil sie im großen und ganzen den aktuellen
Handlungsbedarf umfassen. Erforderlich ist jedoch, daß
die Mitgliedstaaten jetzt sehr schnell ihre Vorbereitungs­
und Planungsarbeiten erledigen und die in das transeu­
ropäische Netz einzubeziehenden Investitionspläne vor­
legen .

3.5 . Unter diesemAspekt hält es deshalb derAusschuß
für wichtig, daß die Kommission die Dienste und
Technologien für die Management- und Informations­
systeme soweit definiert, daß sie sich sofort am Aufbau
des Gesamtnetzes beteiligen können. Sie sind wichtige
Bestandteile der Rahmenbedingungen, die für den Ver­
kehrsmarkt als auch für die Erfüllung für die verkehrspo­
litischen Ziele genutzt werden müssen . Ist erstmal der
Investitionsprozeß für den Aufbau des transeuropäi­
schen Netzes in Gang gesetzt, so beginnen die Investitio­
nen ein Eigenleben mit einer besonderen Ausstrahlung
auf die Industrialisierung, den Handel und das Konsu­
mentenverhalten . Deswegen ist es besonders komplex
und schwierig, Investitionsprioritäten zu setzen und die
Nutzung von Verkehrsinfrastrukturen zu steuern .

Der Ausschuß möchte deshalb empfehlen, bevor endgül­
tige Festlegungen getroffen werden, die Ziele der Aktio­
nen konkreter und präziser als bisher zu definieren und
sie an ein intermodales Gesamtkonzept anzubinden.

3.6. Des weiteren hält es der Ausschuß für erforder­
lich, zur Stärkung der Intermodalität und Komplementa­
rität der einzelnen Verkehrsträger ein Mehrkriterienver­
fahren zu entwickeln, mit dem festgestellt werden kann,
unter welchen Voraussetzungen jeder Verkehrsträger
besser genutzt werden kann .

Die Forderung nach solchen Mehrkriterienverfahren
wird schon seit vielen Jahren erhoben und ist auch vom
Ausschuß schon verschiedentlich in anderen Zusam­
menhängen für eine bessere Planung der Zukunftsent­
wicklung empfohlen worden . Jetzt jedoch, wo ein
gesamteuropäisches Netz aufgebaut werden soll , kann
auf ein solches Mehrkriterienverfahren nicht mehr ver­
zichtet werden, wenn die zukünftige Verkehrsent­
wicklung mit der gemeinsamen Verkehrspolitik in Ein­
klang stehen soll .

in Betracht gezogenen Aktionen . Nach Artikel 25 soll
die Kommission die Zuständigkeit erhalten, Projekte
von gemeinsamem Interesse nach dem Verfahren des
Artikels 26 präzisieren zu können. Es fragt sich, ob der
Vorschlag der Kommission, nach dem die Kommission
allein nach Konsultation des „Infrastrukturausschusses"
entscheiden kann, nicht modifiziert werden sollte.

3.7.2 . Der Ausschuß fragt sich , ob nicht angesichts
der weitreichenden Bedeutung, die die Entscheidungen
über Infrastrukturmaßnahmen haben, und im Interesse
einer reibungsarmen Umsetzung der notwendigen Pro­
jekte eine größere Einflußmöglichkeit der betroffenen
Mitgliedstaaten , Regionen, Nutzer und Bürger vorgeseh­
en werden sollte.

3.7.3 . Außerdem fragt sich der Ausschuß, ob nicht
im Vorfeld die Entscheidungen über globale Vorhaben,
für die das gemeinsame Interesse erklärt werden muß,
im Kodezisionsverfahren durch Rat und Parlament
getroffen werden sollten .

3.7.4. Bei den Fristsetzungen für die Behandlung
von Kommissionsvorschlägen zu Infrastrukturprojekten
müssen die jeweiligen Konsultationserfordernisse Be­
rücksichtigung finden . Auch je nach Umfang des Vorha­
bens angemessene Umweltverträglichkeitsprüfungen
müssen durch entsprechende Fristen ermöglicht werden.
Der Ausschuß schlägt vor, das Verfahren in Artikel 26
hinsichtlich der Fristen präziser und detaillierter auszu­
gestalten (gemeinsame Entscheidung über Fristsetzung,
abgestufte Zeithorizonte je nach Umfang des zu beraten­
den Projekts und des dadurch gegebenen Konsultations­
bedarfs) .

3.7.5 . In Artikel 27 des Kommissionsvorschlags wird
festgehalten, daß die Kommission jährliche Berichte
über den Fortschritt bei der Umsetzung der Leitlinien
an Rat, Europäisches Parlament, WSA und Ausschuß
der Regionen erstattet. Der Ausschuß schlägt vor, diese
Berichte durch die Fortschreibung eines Zeitplans zu
ergänzen, in dem die Projekte gemeinsamen Interesses
aufgenommen werden .

3.8 . Finanzierung von Infrastrukturprojekten gemein­
samen Interesses

3.8.1 . Der Europäische Rat hat sich bereits mit
der Finanzregelung, die für Aktionen im Bereich der
transeuropäischen Netze nach Artikel 129 c) EG-Vertrag
notwendig sind, befaßt und die ersten Beschlüsse zur
Liste der Projekte gefaßt. Damit werden die Finanzhilfen
einer gesonderten Regelung unterworfen.

3.8.2 . Die Kommission geht im Weißbuch „für die
Entwicklung der Gemeinsamen Verkehrspolitik" [Dok.
KOM (92) 494 endg.] von einem Finanzbedarf für
transeuropäische Verkehrsnetze in Höhe von 220 Mrd.
ECU bis 1999 aus . Inzwischen hat die Christopherson­
Gruppe den Finanzbedarf allein für die ersten zehn
Projekte (ohne die Öresund-Querung) auf mindestens
68 Mrd. ECU geschätzt. Der Kommissionsvorschlag zu
den TEN-Leitlinien nennt einen Bedarf von mindestens
400 Mrd. ECU in den kommenden 15 Jahren.

3.7. Verfahren im Entscheidungsprozeß

3.7.1 . Der Kommissionsvorschlag zu den TEN­
Leitlinien konzentriert sich auf die Ziele, die Prioritäten,
und die Grundzüge der für die Entwicklung dieser Netze
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Gesamtnetzes berücksichtigen . Hierfür möchte der Aus­
schuß folgende Hinweise geben :

Bei der Festlegung der Leitlinien, die in den Zuständig­
keitsbereich der Gemeinschaft fällt , sollten Ziele,
Grundzüge und auch die einzelnen Maßnahmen des
transeuropäischen Verkehrsnetzes einer koordinierten
Fortschreibung unterliegen .

Da nur eine einheitliche Regelung und keine Richtlinien
für die Realisierung der verschiedenen Projekte vorgese­
hen ist , hält es der Ausschuß für notwendig, eine
koordinierte Investitionsplanung aufGemeinschaftsebe­
ne einzurichten, die von Fall zu Fall und nach dem
jeweiligen Entwicklungsstand zwecks Planungssicher­
heit eindeutige Orientierung vorgibt.

4.1.1 . Leitlinien-Planung sollte auch als ein gesamteu­
ropäisches Leitbild für das transeuropäische Netz defi­
niert sein , das sowohl die energiepolitischen Ziele
berücksichtigt wie auch das optimale Ausbauziel für die
Makro-Standorte transeuropäischer Verkehrsknoten­
punkte.

4.1.2 . Zweckmäßig erscheint auch, aus der Sicht
der Verkehrsentwicklung solche Ballungsräume in die
Leitlinien einzubeziehen , in denen sich „Ver­
knüpfungspunkte" für das intermodale, transeuropäi­
sche Verkehrsnetz entwickeln können.

4.2 . Ansonsten befürwortet der Ausschuß im allge­
meinen den Konsens , den die Kommission für die
Leitlinien-Regelungen vorsieht . Dies gilt sowohl für die
Netzpläne wie auch für die Grundzüge der Maßnahmen,
die Kriterien und die Verfahren für die Feststellung von
Projekten .

Er möchte jedoch noch einmal darauf hinweisen, daß es
zur Lösung der Detailprobleme letzten Endes darauf
ankommt, den intermodalen Charakter und das Trans­
europäische im Gesamtvorhaben auszubauen und zum
Maßstab der Zielkonformität zu machen.

3.8.3 . Es ist klar, daß das erforderliche Investitionsvo­
lumen in dieser Zeitspanne nicht allein durch die
öffentlichen Haushalte der Mitgliedstaaten und die
Fonds der Union komplett gedeckt werden kann . Der
Ausschuß unterstreicht daher die Notwendigkeit, priva­
tes Kapital für Infrastrukturinvestitionen zu mobili­
sieren .

3.8.4. Der Ausschuß ist aber auch der Ansicht, daß
die Beteiligung privaten Kapitals an der Infrastrukturfi­
nanzierung nicht dazu führen darf, daß die Planung von
Vorhaben und die Kontrolle über die zu realisierenden
Teilstücke und damit über das zusammenhängende Netz
der öffentlichen Hand entzogen wird . Die grundsätzliche
Zuständigkeit des Staates für die Daseinsvorsorge auf
dem Gebiet der Verkehrsverbindungen muß gewähr­
leistet bleiben .

3.8.5 . Der Ausschuß ist weiter der Auffassung, daß
durch die Beteiligung privaten Kapitals bei der Finanzie­
rung von Infrastrukturprojekten nicht die Enheitlichkeit
und der Zusammenhang des jeweiligen Netzes zerstört
werden darf. Dies betrifft besonders die Schienenwege,
bei denen ein historisch gewachsener und auch sachlich
begründeter enger Zusammenhang von Betrieb und
Infrastruktur gegeben ist . Der Zugang zum Netz muß
auch in Zukunft nach Maßgabe sozioökonomischer
Kriterien steuerbar bleiben und darf nicht allein dem
einzelwirtschaftlichen Kalkül des privaten Betreibers
von Netzteilen überantwortet werden.

3.8.6 . Der Ausschuß unterstreicht die Notwendigkeit
von gemeinschaftlichen Finanzierungsinstrumenten. Die
vorhandenen und die zu entwickelnden Finanzierungs­
instrumente müssen in einem innovativen und ab­
gestimmten Konzept gebündelt werden . Es sollte auch
die Möglichkeit von Anleihen der Europäischen Union
am privaten Kapitalmarkt geprüft werden. So können
Anreize für eigene Finanzierungsanstrengungen der
betroffenen Mitgliedstaaten geschaffen werden, und nur
auf diese Weise kann sichergestellt werden, daß auch
solche Projekte gemeinsamen Interesses verwirklicht
werden, für die weder der betroffene Mitgliedstaat bzw.
die betroffenen Mitgliedstaaten genügend öffentliche
Mittel mobilisieren können noch private Kapitalgeber
interessiert werden können . 5 . Gemeinschaftsmaßnahmen und Subsidiarität

5.1 . Der Ausschuß sieht in der Auffassung der Kom­
mission, daß das Subsidiaritätsprinzip bei den Gemein­
schaftsmaßnahmen gewahrt werden sollte, kein Hemm­
nis für den Aufbau des transeuropäischen Netzwerkes.
Er stimmt darin überein , daß es Sache der Mitgliedstaa­
ten sein muß, genaue Einzelheiten sowie den Zeitplan
und die verschiedenen Stufen für die Fertigstellung
der für das Netz erforderlichen Infrastrukturen selbst
festzulegen .

5.2 . Auf Ebene der Gemeinschaft muß jedoch dafür
Sorge getragen werden, daß rechtzeitig — auch auf dem
Wege von Einzelschritten — Hemmnisse ausgeräumt
werden, die auf nationaler Ebene entstehen können und
überwunden werden müssen . Dies gilt nicht nur für
die Durchführung von Baumaßnahmen oder für die
Finanzierung, sondern auch für ordnungspolitische Vor­
schriften , die den Verkehrsnutzer betreffen können.

4. Leitlinien

4. 1 . Für das Ingangsetzen des Entwicklungsprozesses ,
d.h . auch für das gewünschte Gesamtkonzept, sollen
Leitlinien gelten , die förmlich an die Mitgliedstaaten
gerichtet werden und die die Organe der Gemeinschaft,
die Finanzinstitute wie auch private Geldgeber in die
Investitionsvorhaben einbinden .

Dabei sollen die bestehenden Netzpläne, Kriterien und
Verfahren für die Feststellung von Projekten des gemein­
samen Interesses wie auch die verkehrspolitischen Ziele
Berücksichtigung finden .

Der Ausschuß ist der Auffassung, daß der gegenwärtige
Stand dieser Leitlinien kritisch überprüft werden sollte,
vor allem im Hinblick darauf, ob sie in ausreichender
Weise den zukünftigen intermodalen Charakter des
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5.3 . Der Ausschuß stimmt im wesentlichen den allge­
meinen Grundsätzen für die Anfertigung vonNetzplänen
sowie für die verschiedenen Formen der Maßnahmen,
die die Projekte von gemeinsamen Interessen betreffen,
zu . Er möchte betonen, daß hierbei insbesondere das
Prinzip der Subsidiarität zur Geltung kommt und ge­
wahrt wird, und die Möglichkeit hervorheben, auch
Privatinvestitionen einzubeziehen .

6 . Forschungs- und Entwicklungsmaßnahmen

6.1 . Für besonders wesentlich hält der Ausschuß
Forschungs- und Entwicklungsmaßnahmen. Für die
Entwicklung des Gesamtkonzepts eines transeuropäi­
schen, intermodalen Verkehrsnetzes sowie für viele
zielgerichtete Maßnahmen sind Forschungs- und Ent­
wicklungsmaßnahmen von grundlegender Bedeutung.

6.5 . Der Ausschuß begrüßt, daß im vierten Rahmen­
programm ein spezifisches Programm dem Transport­
sektor gewidmet ist ( 1 ). Insbesondere das Kapitel „Strate­
gische Forschung für ein transeuropäisches intermodales
Netz" ist in diesem Zusammenhang wichtig. Auch
die fünf dort angegebenen Tätigkeitsbereiche hält der
Ausschuß für einen guten Ansatz, nämlich :

— Kenntnis der Mobilität : Ermittlung von Daten als
Voraussetzung für eine Datenbank;

— Stärkung der Intermodalität : Untersuchung der tech­
nischen und organisatorischen Voraussetzungen der
Verknüpfung der verschiedenen Netze der einzelnen
Verkehrsträger nach ihrer Komplementarität;

— Wirtschaftlichkeit des Verkehrssystems;

— Organisatorischer Aufbau einer Interoperabilität :
Als Voraussetzungen für eine Interoperabilität ist
Normung unerläßlich;

— Zukunftsforschung: Neue grundlegende Technolo­
gien bedürfen auch Untersuchungen darüber, welche
institutionellen organisatorischen, gesamtwirt­
schaftlichen und sozialen Veränderungen von ihnen
ausgehen.

6.6 . Schließlich gehören auch zur strategischen For­
schung Beiträge zur Analyse der ordnungspolitischen
Rahmenbedingungen und zum Einsatz von ordnungspo­
litischen Maßnahmen, die zur Erreichung der ver­
kehrspolitischen Ziele eingesetzt werden sollen .

In diese Analysen zur Ordnungspolitik müssen die
sozioökonomischen Bereiche der Verkehrsnutzer insge­
samt einbezogen werden.

6.7. Nach Meinung des Ausschusses könnte die in
Kapitel 2 entwickelte Idee einer Europakarte der inter­
modalen Verknüpfungspunkte sowohl als Instrument
als auch als Objekt der strategischen Forschung nützlich
sein .

6.2. Sie sollen Hilfen für sachliche und politische
Entscheidungen liefern und die Auswirkungen der mögli­
chen Optionen untersuchen. Insbesondere bei den Ent­
scheidungen der politischen Instanzen für eine langfristi­
ge Bindung von öffentlichem und privatem Kapital für
Infrastrukturinvestitionen und von Management- und
Kommunikationstechnologien im Verkehr sind entspre­
chende Entscheidungshilfen unentbehrlich . Hierzu
gehört auch eine klare Darstellung dieser Technologien,
die als Grundelemente im europäischen Gesamtnetz
Verwendung finden sollen .

AufdieseWeise lassen sich vor allen Dingen der Industrie
und den zuständigen Behörden bessere Kenntnisse über
die Situation der Verkehrsströme vermitteln und zudem
auch bessere Entscheidungshilfen an die Hand geben,
auf welchen Verkehrsverbindungen mit welchem Ver­
kehrsmodus die Verkehrsnachfrage auf Dauer befriedigt
werden kann. Der Ausschuß hat hierfür bereits schon
vorgeschlagen, eine Verkehrsdatenbank aufzustellen ,
mit der die möglichen Entwicklungen des Verkehrsbe­
darfs erkannt und untersucht werden können.

7. Besonderheiten der Netzteile

Der Ausschuß hat zu fast allen Vorschlägen der Kommis­
sion bezüglich der verschiedenen Verkehrsträger und
Netzteile Stellung genommen (2). Zu den drei verbleiben­
den „Häfen", „Flughäfen" und „konventionellen Eisen­
bahnen" werden im folgenden einige Bemerkungen
gemacht.

6.3 . Die Forschungsmaßnahmen müssen deshalb auf
die Voraussetzungen für die Interoperabilität und Ver­
knüpfung der Verkehrsnetze unter besonderer Berück­
sichtigung der Intermodalität und ihrer Zugänglichkeit
konzentriert werden.

6.4. Die Forschungs- und Entwicklungsmaßnahmen
der Europäischen Union sind gerade auf diesem Gebiet
unter der Berücksichtigung der Subsidiarität daraufhin
zu entwickeln, daß die Synergien zwischen den ein­
schlägigen Arbeiten der Mitgliedstaaten und der Euro­
päischen Union genutzt werden. Das gilt auch für die
Arbeiten anderer internationaler Organisationen. Nur
so können die sehr knapp bemessenen Mittel des vierten
Rahmenprogramms optimal ausgenutzt werden.

( 1 ) Stellungnahme zu den spezifischen FTE-Programmen
(Dok . CES 1019/94 vom 14./15. 9 . 1994).

(2) Europäisches Hochgeschwindigkeitsbahnnetz (Berichter­
statter: Herr Bleser — ABl . Nr. C 191 vom 22. 7. 1991 ,
S. 22); Kombinierter Verkehr (Berichterstatter: Herr Tuk­
ker—ABl . Nr. C 19 vom 25 . 1 . 1993 , S. 29); Verkehrsinfra­
struktur: Straßennetz und Binnenwassernetz (Berichterstat­
ter: Herr Bonvicini — ABl. Nr. C 19 vom 25 . 1 . 1993,
S. 32).
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7.2 . Flughäfen7.1 . Häfen

7.1.1 . Nach Ansicht der Kommission ist die Förde­
rung der Seehäfen und des Seeverkehrs ein wichtiger und
wünschenswerter Teil der gemeinsamen Verkehrspolitik
und des Ausbaus des transeuropäischen Netzes . Häfen
und Seeverkehr werden als wesentlicher Faktor der dem
transeuropäischen Verkehrsnetz zugrundeliegenden
Prinzipien und Überlegungen angesehehn , weil sie
— zum Binnen- und Außenhandelswachstum der Ge­
meinschaft beitragen;

— die Palette der Seeverkehrsverbindungen innerhalb
der Gemeinschaft erweitern ;

— Möglichkeiten für eine teilweise Verlagerung des
Verkehrsaufkommens anderer Verkehrsträger eröff­
nen und dadurch entscheidend zum Grundsatz einer
nachhaltigen Mobilität beitragen.

7.1.2. Der Ausschuß wertet die Leitlinie für die
Hafenpolitik als positiven Schritt . Daher begrüßt er
denn auch, daß die Verkehrspolitik der EU und die
Leitlinien für die Entwicklung des transeuropäischen
Verkehrsnetzes ein gemeinsames Konzept für den Aus­
bau der Seehäfen beinhalten, und befürwortet die Krite­
rien, die die Kommission für die Häfen und hafenbezoge­
nen Vorhaben von gemeinsamem Interesse vorschlägt.

7.1.3 . Nach Ansicht des Ausschusses sollten die Vor­
haben zum Ausbau der Häfen mit den für die anderen
Verkehrsträger im Rahmen der Schaffung eines transeu­
ropäischen Netzes vorgesehenen Verbindungen Hand in
Hand gehen. Daher ist der Ausschuß gespannt auf die
in Ziffer 75 der Begründung des Kommissionsvorschlags
angekündigte Mitteilung über die Förderung der Küsten­
schiffahrt und des Kurzstreckenseeverkehrs und ersucht
die Arbeitsgruppe „Häfen und Seeverkehr der Mitglied­
staaten" nachdrücklich, ihre Arbeiten über Möglichkei­
ten einer Aufwertung einzelner Häfen und Verbesserung
ihres Stellenwertes in der Transportkette baldmöglichst
zum Abschluß zu bringen. Der Ausschuß stellt fest, daß
im Bericht der Arbeitsgruppe „Häfen" der Kommission
[Dok. SEK (93) 2129 endg.] bereits eine ganze Reihe
diesbezüglich denkbarer Vorhaben skizziert werden,
und nach ihrer Einschätzung spricht nichts dagegen,
einige dieser Vorhaben umgehend in Angriff zu nehmen .

Der Ausschuß teilt indes die Auffassung, daß die
vorgeschlagenen Pläne keine Verzerrungen des Wettbe­
werbs zwischen einzelnen Häfen herbeiführen dürfen
und Pläne zum Ausbau von Häfen nach einem flexiblen
und auf den Einzelfall zugeschnittenen Konzept erstellt
werden sollen und nicht nach einem starren Leitschema .

7.1.4. In einemGesamtkonzept, das den intermodalen
Charakter für ein transeuropäisches Verkehrsnetz be­
tont, werden auch die Binnenhäfen eine besonders
integrationsstarke Rolle spielen . Ihnen sollte nach Auf­
fassung des Ausschusses ein besonderes Kapitel gewid­
met sein ^ 1 ).

7.2.1 . Auch die Flughäfen spielen eine besonders
integrierende Rolle im Gesamtsystem des Personen- und
Güterverkehrs . Der Ausschuß unterstützt deshalb die
Annahme in den Kommissionsleitlinien, daß Handlungs­
bedarf zur Verbesserung ihrer Kapazitäten besteht.
Dies trifft vor allen Dingen für die Verbesserung der
Anschlüsse an andere Verkehrsträger wie auch für den
Zugang zu den Flughäfen generell zu .

7.2.2. Nach Ansicht des Ausschusses müßte jedoch
der Verbesserung der Luftverkehrsmanagementsysteme
oberste Priorität eingeräumt werden, da sie für die
Leistungsfähigkeit des Netzes unabdingbar ist.

7.2.3 . Nach Ansicht des Ausschusses muß bei Flugha­
fenkapazitätsentscheidungen indes der Marktnachfrage
und dem Wettbewerb zwischen Flughäfen Rechnung
getragen werden. Überdies obliegen bestimmte Entschei­
dungen, die zu einer Steigerung der Verkehrskapazität
der Flughäfen führen könnten und insbesondere die
effizientere Nutzung und größere Leistungsfähigkeit
von Flughäfen betreffen, den Mitgliedstaaten und den
Flughafenbetreibern . So ist etwa die Zeitnischenzuwei­
sung für die Sicherstellung einer besseren Auslastung
der Flughäfen und die Herbeiführung eines günstigeren
Wettbewerbsumfelds für die Luftverkehrsunternehmer
von entscheidender Bedeutung.

7.3 . Konventionelle Eisenbahnen

7.3.1 . Der Ausschuß stellt fest, daß insbesondere die
Schienenwege Nachteile aus der ungleichgewichtigen
Infrastrukturinvestitionspolitik der vergangenen Jahr­
zehnte zu tragen haben. Erweiterungen wurden kaum
vorgenommen, im wesentlichen beschränkten sich In­
vestitionen auf die Elektrifizierung von Strecken . Daher
gilt für die Schienenwege mehr noch als für die Straßen,
daß das vorhandeneneNetz vornehmlich dieNotwendig­
keiten für VerkehrsVerbindungen innerhalb der einzel­
nen Mitgliedstaaten widerspiegelt, nicht aber die ver­
änderten Bedürfnisse im zusammenwachsenden Europa.
Daher sind für die Schienenwege besondere Anstrengun­
gen der Union dringend erforderlich .

7.3.2 . Der Ausschuß begrüßt daher, daß die bisherige
Strategie der Union zur Verwirklichung eines Hoch­
geschwindigkeitsnetzes nun endlich ergänzt wird durch
Überlegungen zum konventionellen Eisenbahnnetz und
zu den Netzen für den kombinierten Verkehr . Alle
drei Netzteile bilden das Basisnetz des europäischen
Schienenverkehrs . Bei Planung und Umsetzung der
Schienenwegprojekte ist darauf zu achten, daß auch
hinsichtlich der Finanzierungsanstrengungen die kon­
ventionellen Projekte nicht hinter den Hochgeschwindig­
keitsprojekten zurückstehen.

7.3.3 . Die Verwirklichung dieses Basisnetzes ist not­
wendig, um auch infrastrukturpolitisch einen Beitrag zu
dem grundsätzlichen Ziel der Gemeinschaft zu leisten,
die Verkehrsströme ausgewogen auf die verschiedenen
Verkehrsarten zu verteilen . Einem weiteren relativen
und absoluten Verlust von Anteilen der Bahn am
Gesamtverkehr vor allem beimGüterverkehrmußgegen­
gesteuert werden . Dies ist durchaus auch im Interesse

( J ) Der Ausschuß verweist auf seine Initiativstellungnahme
zur „Binnenschiffahrt" (Berichterstatter : Herr von Haus),
insbesondere aber auf deren Kapitel 7 „Transeuropäisches
Binnenwasserstraßennetz".
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der anderen Verkehrsarten : Insbesondere der Straßen­
verkehr würde sich zunehmend selbst blockieren, wenn
nicht ein relevanter Teil des zu erwartenden Verkehrs­
wachstums auf den Schienenverkehr gelenkt würde.

8 . Ausblick in die Weiterentwicklung der gemeinsamen
Verkehrspolitik

8.1 . Die j üngsten Entwicklungen bei der Realisierung
transeuropäischer Netze haben bisher bewiesen, daß im
Grunde genommen alle Mitgliedstaaten diesen logischen
Fortschritt in der gemeinsamenVerkehrspolitik anerken­
nen und den Aufbau der Netzwerke mittragen wollen .

8.2 . Die bisherigen Vorschläge zur Finanzierung der
transeuropäischen Netze haben dabei gezeigt, daß ein
genereller Konsens für die bisher beschlossenenMaßnah­
men besteht und die Union handlungsfähig ist. Es kann
also davon ausgegangen werden, daß große Zuversicht
gegeben ist, die verschiedenen einzelstaatlichen Ver­
kehrsinfrastrukturen zu einem großen zusammenhän­
genden Transeuropa-Netzwerk zusammenzufügen.

8.3 . Nach Auffassung des Ausschusses ist jedoch
entscheidend dafür, ob letzten Endes die hochgesteckten
Ansprüche erreicht werden, daß es gelingt, die Verwal­
tungsverfahren zu beschleunigen und die noch bestehen­
den Hindernisse in den Einzelstaaten zu beseitigen. Nach
dem Christophersen-Bericht fehlen noch eine Reihe von
Analysen . Sie müßten jetzt zuerst beschleunigt und zu
Ende geführt werden.

8.4. Der Ausschuß möchte in diesem Zusammenhang
besonders herausstellen, daß nach seiner Meinung fol­
gende Arbeiten vorrangig erledigt werden sollten :
— Festlegung der Prioritäten für den Aufbau des Trans­
europa-Netzwerkes im Rahmen der geforderten
Gesamtkonzeption sowie eine einheitliche Bewer­
tung der Projekte unter den Aspekten derUmweltver­
träglichkeit, der Wirtschaftlichkeit und der Bedeu­
tung für die europäische Integration;

— sofortige Einrichtungen von institutionellen Kreisen,
an denen öffentliche und private Stellen beteiligt
werden, um die besten Wege und die erfolgverspre­
chendstenMittel zu finden, wie die einzelnen Projekte
mit dem geringsten Aufwand durchgeführt werden
können und welche Hindernisse dabei im Interesse
der Europäischen Union zu beseitigen sind;

— vorrangige Untersuchung der Vorteile und
Schwächen in den gegenwärtigen ordnungspoliti­
schen Bedingungen, die von den einzelnen Mitglied­
staaten und von der Gemeinschaft gesetzt werden,
um einen ordnungspolitischen Rahmen zu schaffen,
wie er in der Gesamtkonzeption gewünscht wird;

— Entwicklung von Finanzierungsformen für den Auf­
und Ausbau des Transeuropa-Netzwerkes , die die
Beteiligung privater Stellen einbeziehen bzw.
fördern .

8.5 . Besondere Aufgaben, die im Zusammenhang
mit der Entwicklung einer Gesamtkonzeption für das
multimodale Transeuropa-Netz zu sehen sind, liegen
nach Auffassung des Ausschusses vor allem darin, die
Kriterien und auch die Einzelmaßnahmen für eine
Interoperabilität der unterschiedlichen Verkehrsmodi
auf Gemeinschaftsebene festzulegen.

8.6 . Neue Technologien, beispielsweise für die Ver­
kehrsmanagement-Systeme im Straßenverkehr, im Luft­
verkehr, im Schiffsverkehr oder für die multimodalen
Ortungssysteme per Satellitenkommunikation, sollten
soweit wie es geht vereinheitlicht werden, damit sie in
allen Mitgliedstaaten benutzt werden können.

8.7. Des weiteren meint der Ausschuß, daß jetzt schon
in der Entwicklung besonderer Wert darauf gelegt
werden muß, daß das Transeuropa-Netzwerk sich
bestens eignet, weltweite Verkehrsverbindungen aufzu­
nehmen. Es sollte von vornherein für den Weltverkehr
geöffnet sein . Dafür müssen aber bereits jetzt schon die
Ziele, Prioritäten und Bedingungen definiert werden.

Geschehen zu Brüssel am 23 . November 1994.

Der Präsident

des Wirtschafts- und Sozialausschusses
Carlos FERRER
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Stellungnahme zu dem Vorschlag für einen Beschluß des Rates über die Weiterentwicklung
des HANDYNET-Systems im Rahmen des Beschlusses 93/136/EWG über ein drittes
Aktionsprogramm der Gemeinschaft zugunsten der Behinderten (HELIOS II 1993-1996)

(94/C 397/13 )

Der Rat beschloß am 4. August 1994, den Wirtschafts- und Sozialausschuß gemäß Artikel 198
Absatz 2 des EWG-Vertrags um Stellungnahme zu dem vorgenannten Vorschlag zu ersuchen.

Der Wirtschafts- und Sozialausschuß bestellte Dame Jocelyn Barrow zur Hauptberichterstatte­
rin für diese Stellungnahme.

Der Ausschuß verabschiedete auf seiner 320 . Plenartagung (Sitzung vom 23 . November 1994)
einstimmig folgende Stellungnahme.

1 . Allgemeine Bemerkungen zu HELIOS II 2. Allgemeine Bemerkungen zu HANDYNET

1.1 . Das HELIOS Ii-Programm (Laufzeit : 1 . Januar
1993 bis 31 . Dezember 1996) tritt jetzt in seine aktive
Phase ein . Gestützt aufdie drei verbindlichen Grundprin­
zipien Chancengleichheit, Eingliederung in die Gesell­
schaft und eigenständige Lebensführung umfaßt das
Programm fünf prioritäte Aktionsbereiche : funktionelle
Rehabilitation, Eingliederung in das Bildungssystem,
Eingliederung in die Ausbildung, wirtschaftliche und
soziale Integration . HELIOS ist das einzige Gemein­
schaftsprogramm, das sich ausschließlich mit Behinder­
ten beschäftigt, doch ist es mit anderen Gemein­
schaftsprogrammen wie HORIZON und TIDE ver­
zahnt . DerWirtschafts- und Sozialausschuß befürwortet
zwar eine ständige Synergie zwischen den verschiedenen
Programmen, betont jedoch, daß die Auseinanderset­
zung mit der ernsten Lage der Behinderten aufpolitischer
Ebene geschehen muß, nämlich durch eine Erklärung
der Staats- und Regierungschefs oder besser noch durch
die Verankerung der Rechte der Behinderten sowohl auf
nationaler als auch auf europäischer Ebene in einer
Charta der Bürgerrechte .

2.1 . Der Ausschuß begrüßt nach wie vor (2) den
Vorschlag zur Weiterentwicklung des rechnergestützten
Informations- und Dokumentationssystems HANDY­
NET im Zusammenhang mit HELIOS II . Er regt jedoch
an, den Vorschlag dahingehend umzuformulieren, daß
die Betonung ebenso stark auf die Entwicklung wie auf
die Fortführung gelegt wird .

2.2. Der Ausschuß legt Wert auf die Feststellung, daß
in der EU über 30 Millionen Menschen mit einer
körperlichen , geistigen oder psychischen Behinderung
leben; dieser Zahl muß bei der Gestaltung künftiger
Sozialpolitiken Rechnung getragen werden.

2.3 . Der Ausschuß tritt für die Festlegung rechtlicher
Maßnahmen zum Schutz der Rechte der Behinderten
ein . Es müssen alle Hebel in Bewegung gesetzt werden,
um jede Form der Diskriminierung auszuschalten und
das Recht auf Chancengleichheit hinsichtlich des Zu­
gangs zur Beschäftigung und der Teilnahme am sozialen
Leben gesetzlich zu verankern . Es ist noch ein langerWeg
bis zur Gewährleistung der Grundrechte der Behinderten
und zur Verwirklichung einer konsequenteren Politik
auf diesem spezifischen Gebiet . Deshalb muß auf die
Mitgliedstaaten Druck ausgeübt werden, damit sie ihre
einschlägige Gesetzgebung nötigenfalls ausbauen. Auf
dem Gebiet der Beschäftigung, der Bildung und der
Kultur sind konkrete Maßnahmen notwendig.

2.4 . Für eine entsprechende politische Willensbil­
dung, ohne die kein Fortschritt möglich ist, bedarf es
unbedingt der Aufklärung der Öffentlichkeit .

1.2 . Sinn und Zweck des HANDYNET-Systems als
wesentlicher Bestandteil von HELIOS II ist die Unter­
stützung derBehinderten . Es verfügt über mehr als 50 000
Einträge betreffend technische Hilfsmittel , Anschriften
von Spezialeinrichtungen und -firmen sowie Einzelheiten
über die in den Mitgliedstaaten bestehenden Rechtsvor­
schriften für Behinderte. Dieses Informationspaket wur­
de verfeinert und liegt nun als CD-ROM Nr. 6 (Modul
„Technische Hilfsmittel ") vor. Das System kann jetzt
unionsweit in 363 Informations- und Beratungszentren,
47 Datensammelzentren und 12 nationalen Koordinie­
rungszentren befragt werden . Wie in der vorangegange­
nen Stellungnahme des Ausschusses ( J ) betont wurde, ist
es sehr wichtig, über „zuverlässige, auf dem neuesten
Stand befindliche Statistiken" zu verfügen, um die
Häufigkeit der Benutzung des Systems beurteilen zu
können.

3 . Besondere Bemerkungen

Einziger Artikel

3.1 . Dieser Artikel sollte auf folgende Weise prägnan­
ter formuliert werden : „HANDYNET wird fortgeführt
und ausgebaut, insbesondere im Lichte der jetzt neu
aufzunehmenden Module zur Berufsausbildung und zur
Zugänglichkeit . "

(!) ABl . Nr. C 79 vom 30. 3 . 1992 Ziffer 3.7. (2) ABl . Nr. C 56 vom 7. 3 . 1990.
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drucken sowie der Vernetzung größenbedingte Einspa­
rungen ergeben . Er hält es für erforderlich , den grenz­
überschreitenden Austausch auszudehnen , die Zusam­
menarbeit zu intensivieren und die verschiedenen betrof­
fenen Sektoren zu mobilisieren ( 1 ).

4.4. DerAusschuß begrüßt den Beschluß der Kommis­
sion , zwei neue Module („Beschäftigung/Ausbildung"
und „Zugänglichkeit") zu untersuchen , die den von den
Behinderten selbst artikulierten Bedürfnissen Rechnung
tragen sollen, und Informationen über die Schaffung
von Arbeitsplätzen in Betracht zu ziehen .

4.4.1 . In diesem Zusammenhang ersucht der Aus­
schuß dieMitgliedstaaten, sich stärker zu engagieren und
verschiedene Fördermaßnahmen zu ergreifen , welche
beispielsweise die Unternehmen dazu bewegen, Behin­
derte einzustellen .

4.5 . Der Ausschuß empfiehlt eine engere Zusammen­
arbeit mit Herstellern und Händlern . In dem Bericht
(Seite 36) wird ebenfalls hervorgehoben, daß es hier
größerer Anstrengungen bedarf.

4.6 . Der Ausschuß weist daraufhin, daß für Behinder­
te und z.T. auch für die sie betreuenden Personen der
Sicherheitsaspekt bei der Formgestaltung und Bauweise
von Bedarfsgegenständen von besonderer Bedeutung ist .
Dieser Aspekt wurde bislang nicht gebührend berück­
sichtigt.

4.7 . Daten über Gebrauchtwaren sollten der Daten­
bank wieder entnommen, dafür aber in einem Archiv
gespeichert werden . Der Ausschuß gibt zu bedenken,
daß die potentielle und effektive Nutzungsdauer von
Gebrauchtwaren sehr lange sein kann, weshalb Informa­
tionen, insbesondere über Instandhaltung und Ersatztei­
le, leicht zugänglich sein müssen. In diesem Zusammen­
hang sei die notwendige Einführung der Haftung für
Gebrauchtwaren in die Produktsicherheitsrichtlinie von
1994 erwähnt.

4.8 . Schließlich weist der Ausschuß erneut auf die
dringende Notwendigkeit einer Überprüfung der Mehr­
wertsteuer bzw. einer Steuerbefreiung für Behinderten­
Hilfsmittel hin .

3.2 . Der Ausschuß hat Bedenken, ob es sinnvoll ist,
HANDYNET nur um ein Jahr zu verlängern, wenn
HELIOS II , dem es zugeordnet ist, zwei weitere Jahre
fortgeschrieben wird .

3.3 . Er empfiehlt ferner, die Zukunft beider Program­
me unbedingt durch ein langfristiges Engagement zu
sichern . Auch sollten seines Erachtens beide Programme
voneinander getrennt bewertet werden .

4. Der Bericht der Kommission

4.1 . Der Bericht stellt eine objektive und sorgfältige
Bewertung der jüngsten Ergebnisse dar, die ebenso auf
Versäumnisse wie auf Erfolge eingeht (siehe z.B. Seite
36-37). Seine äußere Form läßt jedoch zu wünschen
übrig : Der Text ist in Kleindruck wiedergegeben, und
viele der äußerst interessanten Informationen wurden in
Fußnoten in noch kleinerem Schrägdruck gepackt. Der
Ausschuß äußert deshalb denWunsch nach einer wesent­
lich verbesserten Aufmachung und stärkeren Verbrei­
tung dieses Berichts . Letztere könnte dazu beitragen ,
das Bewußtsein der Öffentlichkeit für die sozialen,
wirtschaftlichen und finanziellen Bedürfnisse der Behin­
derten zu schärfen, die sich ergeben, wenn sie die
Chancen einer stärkeren gesellschaftlichen Eingliede­
rung und Akzeptanz wahrnehmen.

4.2 . Der Ausschuß drängt die Mitgliedstaaten, eine
möglichst weite, flächendeckende Verbreitung der CD­
ROM zu fördern sowie die Zusammenarbeit und den
Informationsaustausch mit Drittländern über hergestell­
te technische Hilfsmittel zu intensivieren . Außerdem
heißt es in der Begründung, daß das HANDYNET­
System dem Subsidiaritätsprinzip Rechnung trägt . In
diesem Zusammenhang betont der Ausschuß die Not­
wendigkeit der Verbreitung bis hinunter auf die lokale
Ebene entsprechend der in dem Bericht (Seite 47)
geäußerten Erkenntnis, daß „ein Informationssystem ...
nur wirklich von Wert ( ist), wenn es weit verbreitet und
allgemein zugänglich ist".

4.3 . Der Ausschuß erinnert daran, daß das HANDY­
NET-System insofern kostengünstig sein dürfte, als sich
durch den Ausbau der bestehenden Netzwerke und
die Senkung der Kommunikationskosten infolge der
weitverbreiteten Verwendung von Disketten und Aus­ ( ! ) a.a.O. Seite 32 Ziffer 1 .

Geschehen zu Brüssel am 23 . November 1994.

Der Präsident

des Wirtschafts- und Sozialausschusses
Carlos FERRER
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Stellungnahme zu dem Weißbuch „Europäische Sozialpolitik — Ein zukunftsweisender Weg
für die Union"

(94/C 397/14)

Die Kommission beschloß am 3 . August 1994, den Wirtschafts- und Sozialausschuß gemäß
Artikel 198 des EG-Vertrags um Stellungnahme zu folgender Vorlage zu ersuchen : „Europäische
Sozialpolitik — Ein zukunftsweisender Weg für die Union —Weißbuch ."

Die mit der Vorbereitung der Arbeiten beauftragte Fachgruppe Sozial - und Familienfragen,
Bildungswesen und Kultur nahm ihre Stellungnahme am 10. November 1994 an . Berichterstatter
war Herr Cal .

Der Ausschuß verabschiedete auf seiner 320. Plenartagung (Sitzung vom 23 . November 1994)
mehrheitlich bei 6 Gegenstimmen und 6 Stimmenthaltungen folgende Stellungnahme.

1.2.1 . Die Reaktionen sowohl der Gemeinschaftsor­
gane und Mitgliedstaaten als auch der Arbeitgeberorga­
nisationen, Gewerkschaften und sonstigen gesellschaftli­
chen Gruppierungen bestätigen die Existenz einer Reihe
gemeinsamer Wertvorstellungen, auf die sich das euro­
päische Gesellschaftsmodell gründet (siehe Teil B des
Weißbuchs — zusammenfassende Darstellung der Bei­
träge).

1.2.2. Durch den umfassenden Konsultationsprozeß
und die große Zahl der eingegangenen Beiträge wurde
das Bekenntnis zur sozialen Dimension als unverzichtba­
res Element des europäischen Aufbauwerks bestätigt.

1 . Einleitung

1.1 . DasWeißbuch über die Europäische Sozialpolitik
„steckt den Rahmen ab, in den sich das Vorgehen der
Union ... einfügen kann". Ziel ist „die Konsolidierung
und der Ausbau des in der Vergangenheit Erreichten, ...
insbesondere in den Bereichen Arbeitsrecht, Gesundheit
und Sicherheit , Freizügigkeit sowie Chancengleichheit
von Männern und Frauen" ..., und es wird angestrebt,
„durch die Vorlage neuer Vorschläge auf diesen oder
anderen Gebieten, wie Sozialschutz , Chancengleichheit
für alle und öffentliche Gesundheit, eine neue Dynamik
zu bewirken" 0 ).

1.1.1 . Das Weißbuch „basiert auf dem Grundsatz ,
daß Europa eine weitgefächerte, innovative und voraus­
schauende Sozialpolitik benötigt, will es den vor ihm
liegenden Herausforderungen erfolgreich begegnen". In
diesem Sinne möchte die Kommission „eine neuartige
kooperative Partnerschaft im Wandlungsprozeß zwi­
schen Mitgliedstaaten, Sozialpartnern, gemeinnützigen
Vereinigungen, sonstigen gesellschaftlichen Organisa­
tionen, europäischen Bürgern und internationalen Ein­
richtungen anregen" ( J ). Allerdings wird dabei die Rolle
der Sozialpartner unterstrichen : „Von nun an kann sich
die europäische Sozialordnung auf die Rechtsetzungsini­
tiativen der Organe der Union sowie auf die Kollektiv­
verhandlungen zwischen den Sozialpartnern stützen".

1.1.2 . Wie die Kommission feststellt, muß „den Ar­
beitsplätzen (...) weiterhin oberste Priorität eingeräumt
werden", und es gilt nun, „das europäische Gesell­
schaftsmodell zu bewahren und weiterzuentwickeln ,
und den Völkern Europas jene einzigartige Kombination
von wirtschaftlichem Wohlstand, sozialem Zusammen­
halt und hoher Lebensqualität zu ermöglichen" 0 ).
„Wirtschaftlicher und sozialer Fortschritt (müssen)
Hand in Hand gehen . Bei der erfolgreichen Gestaltung
des künftigen Europas müssen sowohl die Wettbe­
werbsfähigkeit als auch der Solidaritätsgedanke gebüh­
rende Berücksichtigung finden . (2)"

1.2 . Das nun veröffentlichte „Weißbuch über die
Europäische Sozialpolitik" folgt auf das Grünbuch zum
selben Thema , das im November 1993 vorgelegt wurde.

1.3 . Der Wirtschafts- und Sozialausschuß verabschie­
dete seinerseits eine umfangreiche Stellungnahme, in der
er auf alle im Grünbuch aufgeworfenen Fragen einging.
Viele seiner Mitglieder haben sich aktiv an den Debatten
auf der Ebene der Gemeinschaft und der Mitgliedstaaten
beteiligt .

1.3.1 . Im Februar 1989 verabschiedete der Ausschuß
eine Stellungnahme zum Thema „Die sozialen
Grundrechte der Europäischen Gemeinschaften" (Be­
richterstatter: Fran^ois Staedelin). Im Dezember 1989
wurde von 1 1 Staats- bzw . Regierungschefs eine feierliche
Erklärung zur Gemeinschaftscharta der sozialen
Grundrechte der Arbeitnehmer abgegeben, in der auf das
Aktionsprogramm der Kommission für die tatsächliche
Umsetzung der Charta Bezug genommen wurde. Im
November 1993 wurde das „Grünbuch zur Europäischen
Sozialpolitik — Weichenstellung für die Europäische
Union " veröffentlicht, auf das der Ausschuß in seiner
Stellungnahme vom März 1994 (3 ) ausführlich einging .

1.4 . Die vorliegende Stellungnahme befaßt sich mit
den Grundzügen der europäischen Sozialpolitik im
Hinblick auf ihre Entwicklung in den kommenden
Jahren ( 1995-1999). Daher wird zum Inhalt der einzelnen
Vorschläge des Weißbuchs auf die frühere(n) Stellung­
nahme^) des Ausschusses verwiesen .

(*) Siehe Vorwort zu dem Weißbuch .
(2) Siehe Einführung zu dem Weißbuch . (3 ) ABl . Nr. C 148 vom 30. 5 . 1994, S. 35 .
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2 . Allgemeine Bemerkungen

2.1 . Der Wirtschafts- und Sozialausschuß befürwor­
tet die Festlegung eines sozialpolitischen Aktionspro­
gramms auf Ebene der Europäischen Union und ihrer
Mitgliedstaaten, das der Sozialpolitik die erforderliche
Stabilität und Vorhersehbarkeit verleiht .

Dieses Aktionsprogramm muß folgende Faktoren be­
rücksichtigen :

zeß von grundlegender Bedeutung für den gesellschaftli­
chen Fortschritt ist ;

2.1.5 . — Ausbau des traditionellen Geltungsbereichs
der europäischen Sozialpolitik, um der zunehmenden
sozialen Ausgrenzung und dem Ausschluß gesellschaftli­
cher Gruppen wirksam zu begegnen, wobei vor allem
die in einigen Bereichen bereits eingeleiteten Initiativen
weiterzuverfolgen sind (Armut; Behinderte; Einwande­
rer; anfälligere gesellschaftliche Gruppen, wie Jugendli­
che und alte Menschen; Volksgesundheit).

2.1.6 . Bei der Einbeziehung der Bürgerschaftsrechte
in den Vertrag sollte darin auch eine Bestimmung
Eingang finden, „die jegliche Benachteiligung aus
Gründen des Geschlechts , der Hautfarbe, der Rasse, der
Meinung und des Glaubens ausdrücklich untersagt"
(Stellungnahme des Ausschusses zum Thema „Europa
der Bürger", ABl . Nr. C 313 vom 30. 11 . 1992, Berich­
terstatterin : Frau Rangoni Machiavelli ).

2.1.7. Wichtig ist die Bilanz aus den Erfahrungen der
letzten Jahre, einschließlich der Ergebnisse der letzten
Regierungskonferenz, denn sie ermöglicht es — in
Zusammenarbeit mit dem Europäischen Parlament und
dem Wirtschafts- und Sozialausschuß — die anstehende
Revision derVerträge im Sozialbereich sorfältig vorzube­
reiten und sicherzustellen, daß die Bestimmungen auf
einheitliche und nichtdiskriminierende Weise auf alle
Unionsbürger angewandt werden .

2.2 . Der Ausschuß erkennt an, daß das Weißbuch
über die Europäische Sozialpolitik ein weitreichenderes ,
systematischeres und koordinierteres Bild von den Vor­
schlägen der Kommission und der künftigen Vorgehens­
weise in diesem wichtigen Bereich vermittelt .

2.2.1 . Vorschläge zur europäischen Sozialpolitik soll­
ten mit den Initiativen im Rahmen der Durchführung
des Weißbuchs „Wachstum, Wettbewerbsfähigkeit,
Beschäftigung" und insbesondere mit dem Aktionsplan,
der anläßlich des Europäischen Gipfels von Essen im
Dezember dieses Jahres vorgelegt wird, im Einklang
stehen .

2.2.2 . Die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit und die
Fähigkeit zur Erbringung sozialer Leistungen bedingen
sich gegenseitig . Deshalb sollte der Ausbau der sozialen
Dimension eine Grundvoraussetzung für die Ver­
knüpfung von freier Marktwirtschaft und sozialer Ge­
rechtigkeit sein . Diese Gerechtigkeit kann auch der
Wettbewerbsfähigkeit der Gemeinschaft förderlich sein .
Im Dezember 1993 hatte der Europäische Rat in Brüssel
die auf nationaler Ebene zu ergreifenden Maßnahmen
skizziert, und heute kann bereits festgestellt werden, daß
zahlreiche Aktionen in den Bereichen Beschäftigung,
Bildung, Ausbildung und sozialer Schutz eingeleitet
wurden . Diese Initiativen lehnen sich weitgehend an
die Vorschläge des Weißbuchs der Kommission an;
allerdings erfolgt ihre Durchführung immer noch punk­
tuell und unkoordiniert anstatt über ein umfassendes
Programm struktureller Veränderungen , an dem die
Sozialpartner beteiligt wären .

2.2.3 . Daher ist es von ausschlaggebender Bedeutung,
die verschiedenen Aktionspläne untereinander besser zu
koordinieren und dafür zu sorgen , daß die Maßnahmen

2.1.1 . — die Bilanz der Maßnahmen, die in dem
Aktionsprogramm von 1989 vorgesehen waren und
bereits genehmigt sind; die Umsetzung dieser Maßnah­
men durch die Mitgliedstaaten; die zu ihrer Durchset­
zung und praktischen Anwendung unternommenen
Schritte (dazu bedarf es der Konsultation der betroffenen
Sozialpartner und nicht nur der Vorlage formaler Berich­
te durch die Mitgliedstaaten);

2.1.2. — eine Reevaluierung und erforderlichenfalls
Anpassung der bereits vorgeschlagenen, jedoch noch
nicht genehmigten Maßnahmen im Hinblick auf ihre
rasche Annahme auf Gemeinschaftsebene, insbesondere
in folgenden Bereichen : atypische Arbeitsverhältnisse,
Elternurlaub aus familiären Gründen, Umkehr der Be­
weislast, grenzüberschreitende Arbeitnehmerüberlas­
sung, Rechte der Arbeitnehmer beim Übergang von
Unternehmen, Revision der Verordnung Nr. 1612/68
über die Freizügigkeit der Arbeitnehmer und Ausdeh­
nung der Verordnung Nr. 1408/71 zur Anwendung der
Systeme der sozialen Sicherheit auf Arbeitnehmer und
deren Familien, die innerhalb der Gemeinschaft zu- und
abwandern, und das IV. Programm zur Bekämpfung der
Armut;

2.1.3 . — eine Erweiterung des Grundkatalogs ver­
bindlicher und durchsetzbarer Mindestvorschriften als
geeignetes Instrument zur Erzielung allmählicher Fort­
schritte in Richtung auf das wirtschaftliche und soziale
Zusammenwachsen innerhalb der Union unter Berück­
sichtigung der wirtschaftlichen Stärke und Leistungs­
fähigkeit der einzelnen Mitgliedstaaten . Daraus könnte
sich der Vorschlag ergeben, Entwürfe für Rechtsvor­
schriften der Gemeinschaft in einer Reihe von Bereichen
mit einzubeziehen, z.B. : Schutz der Privatsphäre der
Arbeitnehmer im Hinblick auf die Erfassung, Verarbei­
tung und Weitergabe personenbezogener Daten; Gleich­
behandlung bei Teilzeitarbeit und befristeten Arbeits­
verhältnissen; Verbot der Diskriminierung von Arbeit­
nehmern, die für ihre Rechte eintreten oder die Übernah­
me unzulässiger Arbeiten ablehnen; Recht auf Lohnfort­
zahlung an Feiertagen und im Krankheitsfall und Recht
der Arbeitnehmer auf Anhörung bei betriebsinternen
Fragen, die sie persönlich betreffen;

2.1.4. — weitere Bemühungen um Anpassung und
Aktualisierung der Rechtsvorschriften in Bereichen wie
Gesundheitsschutz und Sicherheit am Arbeitsplatz, Frei­
zügigkeit der Arbeitnehmer, Anerkennung von Befähi­
gungsnachweisen , Konvergenz der Programme der sozia­
len Sicherheit einschließlich der Übertragung von Ruhe­
gehaltsansprüchen sowie die Förderung der Chan­
cengleichheit von Männern und Frauen angesichts der
Tatsache, daß die Rolle der Frauen imEntscheidungspro­
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mit den Zielen im Einklang stehen; dieser Gesichtspunkt
gehört als fester Bestandteil zu einem Strukturre­
formprozeß.

2.3 . Der Ausschuß ist sich darüber im klaren, daß die
europäische Sozialpolitik zur Schaffung stabiler und
qualitativ hochwertiger Arbeitsplätze beitragen muß .
Diese sind die wichtigste Quelle finanzieller Sicherheit
und ein wesentlicher Faktor der sozialen Integration .

2.3.1 . Allerdings könnten sich alle Bemühungen um
eine strukturelle Reform des Arbeitsmarktes als un­
fruchtbar erweisen, wenn bei der Festlegung der
Grundzüge der Wirtschaftspolitik (Artikel 103 des EG­
Vertrags) nicht eindeutig das Wirtschaftswachstum, die
Schaffung von Arbeitsplätzen und die Stärkung der
Wettbewerbsfähigkeit zu makroökonomischen Prioritä­
ten der Union erklärt werden .

2.3.2 . In diesem Zusammenhang ist der Vorschlag,
daß der Rat „Sozialfragen" mit dem Rat derWirtschafts­
und Finanzminister zusammenwirken sollte ( 1 ), zwar
positiv, doch muß darüber hinaus auch eine größere
Kohärenz der Zielsetzungen und Politiken der Union
angestrebt werden; dies wird im übrigen auch in dem
Weißbuch über Wachstum, Wettbewerbsfähigkeit und
Beschäftigung betont, in dem die Kommission die
Auffassung vertritt , daß wirtschaftlicher und sozialer
Fortschritt Hand in Hand gehen müssen .

2.3.3 . Die Glaubwürdigkeit des europäischen Mo­
dells in seiner Gesamtheit hängt davon ab, daß das
Beschäftigungspotential erfolgreich genutzt wird und
den Arbeitslosen konkrete Perspektiven aufgezeigt wer­
den können . Es kommt darauf an, das Vertrauen der
Wirtschaftsbeteiligten zu stärken, damit sich die ersten
Anzeichen für eine Erholung in einen stabilen und
dauerhaften Aufschwung umwandeln .

2.4 . Der Ausschuß befürwortet die Anwendung des
Subsidiaritätsprinzips bei der Durchführung der sozial­
politischenMaßnahmen . Dieser Grundsatz sollte sowohl
vertikal (EU, Mitgliedstaaten, Regionen usw.) als auch
horizontal (Sozialpartner) gelten .
2.4.1 . Der Ausschuß sollte sich daher soweit wie
möglich auf die Festlegung der Ziele konzentrieren und
den einzelstaatlichen Stellen die Wahl der Mittel und
Wege zu deren Verwirklichung überlassen . Der Grund­
satz der Subsidiarität darf jedoch nicht als Vorwand
dienen , um auf sozialpolitischem Gebiet untätig zu
bleiben oder gar Rückschritte zu machen .
2.4.2 . Der Ausschuß ist ferner der Auffassung, daß
über die erwähnte vertikale Subsidiarität hinaus auch
die Voraussetzungen für eine wirksame Anwendung der
horizontalen Subsidiarität geschaffen werden sollten .
Hierbei müssen die Möglichkeiten , die sich den Sozial­
partnern insbesondere durch Abkommen auf Gemein­
schaftsebene bieten, voll ausgeschöpft werden . Nicht
nur durch ihren Beitrag zur Formulierung der Sozialpoli­
tik und der Beschäftigungspolitik , sondern auch durch
ihre Mitwirkung an deren Umsetzung landesweit und
innerhalb der einzelnen Wirtschaftszweige spielen die
Sozialpartner eine besondere Rolle .
2.5 . Der Ausschuß unterstützt die Kommission in
ihren Bemühungen, die Sozialpolitiken der Mitgliedstaa­
ten imWege der Konvergenz anstatt der Harmonisierung
der einzelstaatlichen Systeme einander anzunähern . Ins­
besondere die sozialen Mindestvorschriften werden zu
einer schrittweisen Verwirklichung der wirtschaftlichen
und sozialen Konvergenz beitragen .

2.6 . Bei den Bedingungen, die derzeit auf den interna­
tionalen Märkten herrschen, ist eine Zusammenarbeit
mit den wichtigsten internationalen Organisationen
(insbesondere mit der IAO und der Welthandelsorgani­
sation) unerläßich, um in allen Ländern würdige Lebens­
und Arbeitsbedingungen sicherzustellen . Der Ausschuß
hat bereits die Notwendigkeit der Aufnahme einer
„Sozialklausel " in die internationalen Handelsabkom­
men unterstrichen und hofft, daß sich die Gemeinschafts­
instanzen entschieden hierfür einsetzen werden .

( ! ) Kapitel I , Ziffer 23 des Weißbuchs über die europäische
Sozialpolitik .

Geschehen zu Brüssel am 23 . November 1994.

Der Präsident

des Wirtschafts- und Sozialausschusses
Carlos FERRER
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ANHANG

zur Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialausschusses

Nachstehender Änderungsantrag, der mehr als ein Viertel der abgegebenen Stimmen auf sich vereinigen
konnte, wurde im Verlauf der Beratungen abgelehnt:

Nach „Ziffer 2 Allgemeine Bemerkungen" sind folgende Absätze einzufügen :

„2.1 . 1996 wird ein entscheidendes Jahr für die Entwicklung der Europäischen Union werden, da
dann wahrscheinlich neue Schritte auf dem Weg zu einer verstärkten wirtschaftlichen Zusammenarbeit
und zur Verbesserung und zum Ausbau des Binnenmarktes unternommen werden .

2.1.1 . Für die Legitimität der Europäischen Union gegenüber den Bürgern wird es von entscheidender
Bedeutung sein, daß bei den Vertragsänderungen ein Gleichgewicht zwischen dem sozialen und dem
wirtschaftlichen Bereich hergestellt wird. Deshalb ist es auch wichtig, daß den im Weißbuch zum
Ausdruck gebrachten Überlegungen der Kommission zur Sicherung der sozialen Mindestvorschriften
und zu deren Festlegung mit Hilfe von Rechtsakten und Tarifvereinbarungen in der künftigen Diskussion
über die Regelung des sozialen Bereichs oberste Priorität eingeräumt wird .

2.1.2. Soll der Vorschlag der Kommission für ein Regelungsmodell , das sowohl aus Rechtsakten als
auch aus Tarifvereinbarungen besteht, Erfolg haben, ist es von entscheidender Bedeutung, daß das
Fundament für ein derartiges Modell durch die Festschreibung der Grundrechte im EU-Vertrag geschaffen
wird . Der Vorteil der Verankerung der Grundrechte im Vertrag besteht darin , daß damit ein für allemal
der Rahmen für die Regelungsmaßnahmen der EU festgelegt wird; dann ist es an der Kommission und
den Sozialpartnern in Europa, durch Rechtsakte und/oder Tarifvereinbarungen auf den Grundrechten
aufzubauen."

2.1 . wird zu 2.2 usw.

Begründung spricht für sich

Abstimmungsergebnis

Ja-Stimmen : 30; Nein-Stimmen : 68 ; Stimmenthaltungen : 9 .
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Stellungnahme zu dem Vorschlag für einen Beschluß des Rates über die Anerkennung
der Gleichwertigkeit der Veterinär- und Hygienekontrollen von frischem Fleisch und
Fleischerzeugnissen in Drittländern mit den Veterinär- und Hygienekontrollen von gemein­
schaftlichen Erzeugnissen, zur Festlegung der Bedingungen für die Einfuhr dieser Erzeugnisse
in die Gemeinschaft und zur Änderung der Richtlinie 72/462/EWG des Rates zur Regelung
tierseuchenrechtlicher und gesundheitlicher Fragen bei der Einfuhr von Rindern, Schweinen,
Schafen und Ziegen, von frischem Fleisch oder von Fleischerzeugnissen aus Drittländern ( ! )

(94/C 397/15)

Der Rat beschloß am 17 . Oktober 1994, den Wirtschafts- und Sozialausschuß gemäß Artikel 43
und 198 EGV um Stellungnahme zu dem vorgenannten Vorschlag zu ersuchen .

Der Wirtschafts- und Sozialausschuß beschloß, Herrn Pricolo als Hauptberichterstatter mit
den Vorarbeiten zu betrauen.

Der Ausschuß verabschiedete auf seiner 320. Plenartagung (Sitzung vom 24. November 1994)
ohne Gegenstimmen bei 1 Stimmenthaltung folgende Stellungnahme.

Hygiene- und Veterinärvorschriften mit den Gemein­
schaftsvorschriften nur für tierische Erzeugnisse zuer­
kannt wird, bei denen es sich nicht um frisches Fleisch
oder Fleischerzeugnisse handelt .

1.6 . Die Anerkennung der Gleichwertigkeit führt
letztendlich zu einer Beschleunigung der verschiedenen
Prozeduren, wobei allerdings die geplanten notwendigen
Garantien gewährleistet sein müssen .

1.7 . Mit ihrem Vorschlag weitet die Kommission die
Anerkennung der Gleichwertigkeit der Veterinär- und
Hygienekontrollen von Drittländern auf frisches Fleisch
und Fleischerzeugnisse aus .

1 . Hintergrund

1.1 . Der Handel mit Tieren und Fleischerzeugnissen
innerhalb der Europäischen Union ist, was die Hygiene­
und Veterinärkontrollen betrifft, strengen Vorschriften
unterworfen . Dementsprechend gelten für die Einfuhr
von tierischen Erzeugnissen aus Drittländern in die
Gemeinschaft im Hinblick auf ihren hygienischen
Zustand Gemeinschaftsvorschriften (Richtlinie
72/462/EWG des Rates).

1.2 . Die Gemeinschaftsregelung sieht die Erstellung
einer Liste von Drittländern vor, aus denen Tiere
und Fleischerzeugnisse importiert werden dürfen. Die
Aufnahme eines Drittlandes in die Liste erfolgt nach
Prüfung folgender allgemeiner Kriterien : des Gesund­
heitszustands der Viehbestände des betreffenden Dritt­
landes, der Struktur und der Befugnisse seiner Veterinär­
behörden und der Vorschriften, die dort für Veterinär­
und Hygienekontrollen gelten .

1.3 . Zusätzlich zu diesen allgemeinen Kriterien gibt
es spezifische Vorschriften für die Herstellung von
Fleischerzeugnissen (für Schlachthöfe, für Aufbereitung
und Lagerung des Fleisches), um sicherzustellen , daß die
Produkte den hygienischen Maßstäben entsprechen, die
in der Europäischen Union gültig sind .

1.4 . Bei den Kontrollen handelt es sich sowohl um
die vor Ort durchgeführte Überprüfung der Einrichtun­
gen für die Erzeugung und Vermarktung von Fleisch
und Fleischerzeugnissen als auch um Grenzkontrollen
bei der Einfuhr. Die Grenzkontrollen bestehen wiederum
aus einer ganzen Reihe von komplexen Untersuchungen
(Prüfung der Konformitätsbescheinigungen, genaue
tierärztliche Kontrolle und sonstige Kontrollen, die
sicherstellen , daß ein hygienisch einwandfreies Produkt
zum Verbraucher gelangt).

1.5 . Die Gemeinschaftsvorschriften sehen bezüglich
der in der obigen Liste erfaßten Drittländer außerdem
die Möglichkeit vor, daß die Gleichwertigkeit der

2 . Einleitende Bemerkungen

2.1 . Durch den Kommissionsvorschlag werden die
Verfahren zur Anerkennung der Gleichwertigkeit, die
geeignet sind, die notwendigen Garantien zu sichern ,
bestätigt. Die Anerkennung der Gleichwertigkeit erfolgt
mithin erst nach einer fundierten Analyse des Gesund­
heits- und Hygienezustands in den betreffenden Ländern
unter Beachtung folgender Aspekte :

— der Erfahrung des Landes im Handel mit frischem
Fleisch und/oder Fleischerzeugnissen (nur Länder,
die in der Liste gemäß Artikel 3 der Richtlinie
72/462/EWG aufgeführt sind, können berücksichtigt
werden);

— der Ergebnisse von Gemeinschaftskontrollen vor
Ort;

— des Gesundheitszustands der Viehbestände sowie
anderer Haus- und Wildtiere in dem betreffenden
Drittland;

— der Regelmäßigkeit und Zügigkeit der Informations­
übermittlung zumGesundheits- und Hygienezustand
in dem betreffenden Land, insbesondere hinsichtlich
des Vorliegens von Infektionskrankheiten bzw. von
Tierseuchen;(!) ABl . Nr. C 282 vom 8 . 10. 1994, S. 11 .



Nr. C 397/38 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 31 . 12 . 94

3 . Schlußbemerkungen— der Rechtsvorschriften des Drittlandes für die Ver­
wendung bestimmter Substanzen in Futtermitteln .

2.2 . Nicht vergessen werden sollte, daß die Gemein­
schaft im Rahmen internationaler Abkommen spezifi­
sche Verpflichtungen eingegangen ist , insbesondere ge­
genüber den Vereinigten Staaten von Amerika (Beschluß
93/158/EWG des Rates über die Anwendung der Richtli­
nie 72/462/EWG), deren Einhaltung für beide Seiten von
Vorteil ist .

3.1 . Der Ausschuß kann vorbehaltlich Artikel 8 den
vorliegenden Vorschlag nur gutheißen. Denn die Aner­
kennung der Gleichwertigkeit der Veterinär- und Hygie­
nekontrollen in Drittländern mit den in der Europäischen
Union geltenden Vorschriften ist das beste Verfahren
zur Festlegung eines einheitlichen normativen Rahmens,
der für alle Fleischerzeuger der Welt gilt und einen
hohen hygienischen Standard gewährleistet .

3.2 . In rechtlicher Hinsicht hat sich die Gleichwertig­
keit aus der konkreten Umsetzung des „Prinzips der
Gegenseitigkeit", einem Eckstein des Völkerrechts, ent­
wickelt .

3 .3 . Aber der Ausschuß bewertet auch die praktischen
Auswirkungen des Vorschlags insgesamt als positiv , da
durch die bilateralen Abkommen die Gemeinschafts­
bestimmungen den Gegebenheiten in den einzelnen
Drittländern besser angepaßt werden können. Dies führt
letztlich zur Vereinfachung der Verfahren im Handel
mit Fleischprodukten und zur Abkürzung des technisch
bedingten Zeitaufwands bei der Vermarktung.
3.4 . In bezug auf Artikel 8 ist der Ausschuß nicht
mit dem Vorschlag der Kommission einverstanden, den
Ständigen Veterinärausschuß in einen einfachen Beraten­
den Ausschuß umzuwandeln . Dies erfordert nämlich,
daß ihm die derzeitige Funktion als Regelungsausschuß
verbleibt.

3.5 . Der Ausschuß ist mithin überzeugt, daß die
Initiative der Kommission einen Schritt hin zu mehr
Freiheit im internationalen Handel mit Fleisch und
Fleischerzeugnissen unter vollerWahrung der Vorschrif­
ten der Gemeinschaft über Veterinär- und Hygiene­
kontrollen darstellt .

2.3 . Nach Ansicht des Wirtschafts- und Sozialaus­
schusses verfolgt die Kommission mit ihrem Vorschlag
zwei Hauptziele :

— die Schaffung einheitlicher hygienischer Rahmen­
vorschriften auf Weltebene, die regelmäßige gegen­
seitige Kontrollen (auch ohne Ankündigung) vor­
sehen,

— die Einrichtung einer gemeinsamen Datenbank für
einschlägige wissenschaftliche Erkenntnisse, die
fortwährend auf den neuesten Stand gebracht wird .

2.4 . Außerdem weist der Ausschuß darauf hin, daß
die Initiative der Kommission sich voll und ganz mit den
Forderungen der neuen GATT-Übereinkunft deckt.
Diese nimmt ja ausdrücklich Bezug auf die Verfahren
zur Anerkennung der Gleichwertigkeit, natürlich unter
Gewährleistung eines außerordentlich hohen hygieni­
schen Standards .

Geschehen zu Brüssel am 24. November 1994.

Der Präsident

des Wirtschafts- und Sozialausschusses
Carlos FERRER
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Stellungnahme zu dem Vorschlag für eine Verordnung (EG) des Rates zur Änderung
der Verordnung (EWG) Nr. 1576/89 zur Festlegung der allgemeinen Regeln für die
Begriffsbestimmung, Bezeichnung und Aufmachung von Spirituosen und der Verordnung
(EWG) Nr. 1601/91 zur Festlegung der allgemeinen Regeln für die Begriffsbestimmung,
Bezeichnung und Aufmachung aromatisierten Weines, aromatisierter weinhaltiger Getränke
und aromatisierter weinhaltiger Cocktails aufgrund der Ergebnisse der multilateralen Han­

delsverhandlungen der Uruguay-Runde

(94/C 397/ 16

Der Rat beschloß am 14 . November 1994, den Wirtschafts- und Sozialausschuß gemäß
Artikel 100 A des EG-Vertrags um Stellungnahme zu dem vorgenannten Vorschlag zu ersuchen .

Der Wirtschafts- und Sozialausschuß beschloß, Herrn Mayayo Bello als Hauptberichterstatter
mit der Vorbereitung der diesbezüglichen Arbeiten zu beauftragen .

Der Ausschuß verabschiedete auf seiner 320. Plenartagung (Sitzung vom 24. November 1994)
ohne Gegenstimmen bei 1 Stimmenthaltung folgende Stellungnahme.

1 . Allgemeines 2.5 . Aus diesem Grund müssen die Artikel 10 a ) des
Vorschlags zur Änderung der Verordnung 1601/91 und
11 a) des Vorschlags zur Änderung der Verordnung
1576/89 neben den genannten verbotenen Ausdrücken
den Begriff „Fasson" enthalten . Die Verwendung dieses
Begriffs ist im Gemeinschaftsrecht verboten (Artikel 40
der Verordnung (EWG) Nr. 2392/89 des Rates).

1.1 . Im Abkommen der Uruguay-Runde über die
handelsbezogenen Aspekte der Rechte an geistigem
Eigentum ist hinsichtlich der geographischen Angaben
festgelegt, daß alle Parteien Maßnahmen treffen müssen,
um eine Irreführung des Verbrauchers durch falsche
Angaben über den Ursprung von Erzeugnissen sowie
jegliche Verwendung zum Zwecke des unlauteren Wett­
bewerbs zu verhindern .

1.2. Der Wirtschafts- und Sozialausschuß bedauert,
daß die Kommission für die Umsetzung der Abkommen
über die Rechte an geistigem Eigentum im Bereich der
Spirituosen und weinhaltigen Getränke keine höheren
Anforderungen stellt .

2 . Bemerkungen

2.6 . Ferner ist in Artikel 24 Absatz 3 des Abkommens
der Uruguay-Runde über handelsbezogene Aspekte der
Rechte an geistigem Eigentum festgelegt, daß keiner der
Unterzeichner den Schutz der bestehenden geographi­
schen Angaben einschränken darf, der vor Inkrafttreten
des Abkommens derWTO innerhalb seines Staatsgebiets
bestand; deswegen wäre bei Nichtberücksichtigung des
Begriffs „Fasson" der Schutz der geographischen Anga­
ben im Vergleich zum augenblicklich in der EU bestehen­
den Schutzniveau teilweise nicht gewährleistet .

2.7 . Da die Verwendung dieser Ausdrücke für die
Vermarktung der von dieser Verordnung betroffenen
Erzeugnisse von großer Bedeutung ist, hält der Ausschuß
den in Artikel 14 der Verordnung 1576/89 und Artikel 15
der Verordnung 1601/91 vorgesehenen Beschlußfas­
sungsprozeß, der eine aktivere Beteiligung der Mitglied­
staaten vorsieht, für besser geeignet.

2.8 . Der Ausschuß bedauert, daß die Kommission
zur Umsetzung des Abkommens über das geistige Eigen­
tum im Bereich der Spirituosen und weinhaltigen Geträn­
ke einen derart knappen und eingeschränkten Vorschlag
vorlegt. Die Artikel 23 und 24 lassen soviel Spielraum
bei derAuslegung, daß eine ergänzende Rechtsvorschrift ,
durch die der Schutz der geographischen Angaben
vervollständigt wird, notwendig erscheint.

2.9 . Um die Möglichkeiten einer widerrechtlichen
Verwendung bestimmter europäischer Ursprungsbe­
zeichnungen so weit wie möglich einzuschränken, sollte
der Vorschlag insbesondere geeignete gesetzliche Maß­
nahmen zur Überprüfung der in Artikel 24 Absatz 4
vorgesehenen Sonderfälle enthalten . Mit diesen Maß­

2.1 . Der Ausschuß begrüßt den vorgesehenen Schutz
von Marken und Ursprungsbezeichnungen.

2.2 . Bedauerlicherweise schlägt die Kommission je­
doch Änderungen zu den Verordnungen vor, die nicht
über den derzeitigen Umfang des Schutzes hinausgehen.

2.3 . Artikel 23 des Abkommens über handelsbezoge­
ne Aspekte der Rechte an geistigem Eigentum bestimmt,
daß die Mitglieder der Welthandelsorganisation Maß­
nahmen ergreifen müssen, um die Verwendung von
geographischen Angaben für Erzeugnisse, die nicht aus
den dort angegebenen Regionen stammen, zu verhin­
dern . In Absatz 1 dieses Artikels werden eine Reihe von
Ausdrücken wie „Art", „Typ", „Nachahmung" oder
dergleichen genannt, die nicht zusammen mit einer
falschen geographischen Angabe benutzt werden dürfen .

2.4. Der Vorschlag für eine Verordnung beschränkt
sich darauf, den Inhalt von Artikel 23 wortgetreu zu
übernehmen, ohne zu berücksichtigen, daß die genannte
Aufzählung nicht erschöpfend ist und demnach nicht
alle Ausdrücke einschließt, die zusammen mit geographi­
schen Angaben in betrügerischer Absicht verwendet
werden könnten.



Nr. C 397/40 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 31 . 12. 94

3 . Schließlich ist es für eine einheitliche Regelung des
gesamten Sektors notwendig, daß die gleichen Kriterien
bei der Änderung der Verordnung 822/87 der GMO füi
Wein angelegt werden.

nahmen sollte überprüft werden können, ob alle berech­
tigten Benutzer die Bedingung, eine Ursprungsbezeich­
nung seit mindestens zehn Jahren verwendet zu haben,
uneingeschränkt erfüllen .

Geschehen zu Brüssel am 24. November 1994.

Der Präsident

des Wirtschafts- und Sozialausschusses
Carlos FERRER

Stellungnahme zu der Mitteilung der Kommission über die Anwendung des Protokolls über
die Sozialpolitik an den Rat und an das Europäische Parlament

(94/C 397/17)

Die Kommission beschloß am 21 . Januar 1994, den Wirtschafts- und Sozialausschuß gemäß
Artikel 198 des EWG-Vertrags um Stellungnahme zu folgender Vorlage zu ersuchen:
„Mitteilung der Kommission über die Anwendung des Protokolls über die Sozialpolitik an
den Rat und an das Europäische Parlament."

Die mit der Vorbereitung der Arbeiten beauftragte Fachgruppe Sozial- und Familienfragen,
Bildungswesen und Kultur nahm ihre Stellungnahme am 10. November 1994 an . Berichterstatter
war Herr van Dijk .

Der Ausschuß verabschiedete auf seiner 320. Plenartagung (Sitzung vom 24. November 1994)
mehrheitlich bei 18 Gegenstimmen und 11 Stimmenthaltungen folgende Stellungnahme.

1 . Geltungsbereich des Abkommens über die Sozialpo­
litik

1.1 . Aspekt EG-Vertrag

bedeutet, daß Maßnahmen vorgeschlagen werden, die
über den derzeitigen gemeinschaftlichen Besitzstand
hinausgehen (der dadurch „nicht berührt wird"); die
Befugnisse nach Maßgabe des EG-Vertrags , auf den
sich dieser Besitzstand beschränkte, dienen dabei als
Grundlage, und daneben kommen von nun an auch die
neuen Rechtsbefugnisse zum Einsatz .

1.3 . Doppelte Subsidiarität

1.3.1 . Durch den Vertrag von Maastricht wurde der
Grundsatz der Subsidiarität eingeführt . Das Europäische
Parlament versteht darunter zweierlei : die vertikale und
die horizontale Subsidiarität . Vertikale Subsidiarität
bedeutet für das Europäische Parlament die Kompetenz­
verteilung zwischen verschiedenen behördlichen Ebenen ,
d.h . der europäischen, der staatlichen und der regionalen
Ebene; horizontale Subsidiarität bedeutet dagegen die
Teilung der Verantwortung zwischen Sozialpartnern
und Behörden.

1.3.2 . Die in Artikel 3 b des Vertrags von Maastricht
aufgeführten Kriterien betreffen lediglich die vertikale
Subsidiarität und nicht die horizontale Subsidiarität .

1.3.3 . Es muß also zwischen vertikaler und horizonta­
ler Subsidiarität unterschieden werden .

1.1.1 . Ein zweigeteiltes „Soziales Europa" schafft eine
Situation, die die Einheit des Sozialrechts in der Union
zu untergraben droht, eine abweichende Behandlung
der Bürger des Vereinigten Königreichs zur Folge hat
und sozialem Dumping Vorschub leistet .

1.1.2 . Der Wirtschafts- und Sozialausschuß stimmt
der Feststellung der Kommission in Ziffer 8 zu; es sollte
tatsächlich alles ins Werk gesetzt werden, um im Zuge
der Regierungskonferenz im Jahre 1996 eine verbesserte
Fassung des Abkommens in den Vertrag aufzunehmen,
wie es das Europäische Parlament gefordert hat.

1.2. Das Protokoll und der „gemeinschaftliche Be­
sitzstand"

1.2.1 . Das Protokoll und das Abkommen beinhalten
eine maßgebliche Erweiterung der Befugnisse der Ge­
meinschaft im sozialen Bereich für die elf Mitgliedstaa­
ten, die das Abkommen unterzeichnet haben . Das
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in Artikel 3 und 4 festgelegten Verfahren zu treffen ,
ist in diesen Bereichen unbegrenzt .

Darüber hinaus vertritt der Ausschuß dieAuffassung,
daß

d) der im allgemeinen verfassungsmäßig verbriefte
Grundsatz der Autonomie der Sozialpartner (Tarif­
autonomie) einen Einfluß auf die Teilung der Verant­
wortung zwischen den Sozialpartnern und den
Behörden haben kann .

1.3.7 . Die horizontale Subsidiarität auf EG-Ebene
ist eine Folge ihrer zunehmenden Anerkennung im
Gemeinschaftsrecht von Seiten der Mitgliedstaaten . In
der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs (*)
wird betont, daß Tarifverträge

( i ) für alle Beschäftigten gelten und

( ii ) alle Anforderungen der Richtlinie erfüllen müssen .

Andernfalls bedarf es einer zusätzlichen Sicherheit in
Form einer staatlichen Garantie (gewöhnlich eines Ge­
setzes).

1.3.8 . Die Kommission hat in einem Briefwechsel
vom 11 . Mai 1993 mit den dänischen Sozialpartnern
grundsätzlich anerkannt, daß Arbeitsmarktrichtlinien
für den dänischen Arbeitsmarkt im Wege von Tarif­
verträgen und ohne Erlaß eines Durchführungsgesetzes
umgesetzt werden können .

Eine gleichlautende Zusage hat die Kommission in
einem Briefwechsel vom 29 . Oktober 1993 mit der
schwedischen Regierung gemacht .

1.3.9 . Die Anerkennung des Grundsatzes der horizon­
talen Subsidiarität bei der Umsetzung von Gemein­
schaftsrecht in einzelstaatliches Recht hat ihren Nie­
derschlag sowohl in der Rechtsprechung des Euro­
päischen Gerichtshofs als auch — seit Bestehen der
Charta der sozialen Grundrechte — in der Rechtspraxis
der Kommission und des Rates ihren Niederschlag
gefunden .

1.4 . Wahl der Kommission zwischen EG-Vertrag und
Abkommen von Maastricht

1.4.1 . Da das Abkommen weit umfangreichere Kom­
petenzen im sozialen Bereich enthält, werden die meisten
Vorschläge ausschließlich unter die Bestimmungen des
Abkommens fallen .

1.4.2 . Um zu verhindern , daß eine Situation entsteht,
in der die Sozialpartner nicht zu sozialpolitischen Vor­

1.3.4. Die vertikale Subsidiarität, d.h . die Entschei­
dung zwischen Maßnahmen auf EG-Ebene und solchen
auf mitgliedstaatlicher Ebene, trägt verschiedenen Fak­
toren Rechnung:

a) der Gefahr, die Sozialsysteme dem Wettbewerb
auszusetzen, was zu einer Verschlechterung der
Sozialschutzstandards führt;

b) der Notwendigkeit von Rechtsvorschriften , die
durch niedrige Sozialschutzstandards gewonnene
Wettbewerbsvorteile verhindern;

c) der europäischen Dimension von Problemen, die ein
Eingreifen auf EG-Ebene erfordern, beispielsweise
durch Europäische Betriebsräte;

d ) wenn eine Gemeinschaftspolitik sich für eine Gruppe
negativ auswirkt, sind Ausgleichsmaßnahmen auf
Gemeinschaftsebene erforderlich, wie z.B. das MAT-
THAEUS-TAX-Programm für Zollbeamte .

1.3.5 . In Ziffer 6 Buchstabe c) der Mitteilung der
Kommission wird Artikel 3 b des Vertrags über die
Europäische Union als Grundlage für die Anwendung
des Subsidiaritätsprinzips angeführt . In Artikel 3 b geht
es jedoch lediglich um die vertikale und nicht um die
horizontale Subsidiarität .

1.3.6 . Bei einer näheren Betrachtung des Protokolls
und des Abkommens über die Sozialpolitik sowie der
ihnen angefügten Erklärungen ergeben sich gewisse
Anhaltspunkte für eine horizontale Subsidiarität .

a) Die Erklärung zu Artikel 4 Absatz 2 des Abkommens
deutet auf die Anwendung der horizontalen Subsidi­
arität auf nationaler (mitgliedstaatlicher) Ebene hin .
Die Mitgliedstaaten überlassen die Festlegung des
Inhalts von Vereinbarungen aufGemeinschaftsebene
ausdrücklich den Tarifverhandlungen und erklären
sich zu keiner gesetzlichen Maßnahme verpflichtet.

b ) Artikel 2 Absatz 4 des Abkommens enthält einen
weiteren Hinweis auf die Anwendung der horizonta­
len Subsidiarität auf nationaler (mitgliedstaatlicher)
Ebene . Demnach kann dieDurchführung einer Richt­
linie auf mitgliedstaatlicher Ebene den Sozialpart­
nern übertragen werden, sofern der jeweilige Mit­
gliedstaat gewährleistet, „daß die durch diese Richtli­
nie vorgeschriebenen Ergebnisse erzielt werden".

c) Ferner enthält das Abkommen einen Hinweis auf
die Anwendung der horizontalen Subsidiarität auf
EG-Ebene . So werden in Artikel 2 Absatz 6 des
Abkommens „das Arbeitsentgelt, das Koalitions­
recht, das Streikrecht sowie das Aussperrungsrecht"
von der in Artikel 2 Absatz 2 verankerten Befugnis
des Rates zum Erlaß von Richtlinien ausgenommen.
Für diese Bereiche sind die Sozialpartner auf der
Ebene der Gemeinschaft und der Mitgliedstaaten
zuständig. Ihre Befugnis , Vereinbarungen nach den

(') In der Rechtssache Kommission der Europäischen Gemein­
schaften gegen das Königreich von Dänemark (Rechtssache
143/83 ( 1985 ) ECR 427) vertrat der Europäische Gerichts­
hof die Auffassung, daß „die Mitgliedstaaten es in erster
Linie den Sozialpartnern überlassen (können), den Grund­
satz des gleichen Entgelts zu verwirklichen" (Absatz 8).
Der Gerichtshof bekräftigte diesen Grundsatz bei einer
zweiten Rechtssache Kommission der Europäischen Ge­
meinschaften gegen die Italienische Republik (Rechtssache
235/84 ( 1986) ECR 2291 ), in der es um die Umsetzung der
Richtlinie des Rates 77/187 ging.
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gement and labour", „partenaires sociaux" oder
„parti sociali".

Schlägen gehört werden, fragt sich der Ausschuß, ob
nicht ein Zweiwegeverfahren möglich wäre, vergleichbar
der zweifachen Rechtsgrundlage der Kommissionsricht­
linien über die Gleichbehandlung. Das Problem ließe
sich aus der Welt schaffen, wenn die Kommission
zusagen würde, die Sozialpartner in jedem Fall zu hören,
gleichgültig, ob der EG-Vertrag oder das Sozialprotokoll
die Rechtsgrundlage bildet.

1.4.3 . Falls das Abkommen nicht für Initiativen im
Bereich der Sozialpolitik zugrunde gelegt wird,

a) bedeutet dies einen Verstoß gegen die Pflicht der
Kommission , den sozialen Dialog im Sinne des
Abkommens zu fördern;

b) könnte dies von den Sozialpartnern insofern ange­
fochten werden,

i ) als ihnen damit das Recht verweigert wird, zu
den Vorschlägen gehört zu werden, die die
Kommission „im Bereich der Sozialpolitik" unter­
breitet (Artikel 3 Absatz 2);

ii ) als sie auf diese Weise daran gehindert werden,
den in Artikel 4 vorgesehenen Prozeß in die Wege
zu leiten .

1.4.4. Es dürfte klar sein , daß das Abkommen künftig
das an erster Stelle einzusetzende Rechtsinstrument und
die primäre Rechtsgrundlage für die Gemeinschaftsak­
tion im Sozialbereich bilden müßte (soweit möglich in
Verbindung mit dem EG-Vertrag).

1.4.5 . Mit ihrer (in Ziffer 28) vertretenen Ansicht,
daß „diese spezifischen Verfahren der Anhörung nach
Artikel 3 des Abkommens ungeachtet der schließlich
gewählten Rechtsgrundlage bei jedem Vorschlag im
sozialen Bereich anzuwenden (sind)", kommt die Kom­
mission ihren Verpflichtungen nur teilweise nach.

1.5 . Der „Ausstieg " des Vereinigten Königreichs und
das Prinzip der Nichtdiskriminierung

1.5.1 . Die anderen Mitgliedstaaten legten eindeutig
Wert darauf, daß sich das Vereinigte Königreich den
neuen sozialpolitischen Initiativen anschließt. Das Verei­
nigte Königreich behält sich das Recht vor, von einer
Teilnahme bis auf weiteres Abstand zu nehmen. Das
Prinzip der Nichtdiskriminierung kann von britischer
Seite nicht geltend gemacht werden, wenn die Nichtteil­
nahme des Vereinigten Königreichs zu Diskriminierun­
gen führt.

2. Anzuhörende Organisationen

2.1 . Die Sozialpartner

2.1.1 . Das diesbezügliche Kapitel der Mitteilung der
Kommission (ab Ziffer 22) trägt die Überschrift „Die
anzuhörenden Organisationen". Hier stellen sich
zunächst zwei Probleme:

a) In dem Abkommen ist nicht von „Organisationen"
die Rede, sondern nur von „Sozialpartnern", „mana­

b) Die Sozialpartner werden angehört, haben jedoch
auch die Befugnis , Vereinbarungen auf EG-Ebene
auszuhandeln .

2.1.2 . Angesichts dieser Probleme erhebt sich für den
Ausschuß die Frage, inwieweit es im Ermessen der
Kommission liegt, die anzuhörenden Organisationen
auszuwählen .

2.1.3 . Es sollte nicht davon ausgegangen werden, daß
die Anhörung und der soziale Dialog auf EG-Ebene
gleicher Art sind wie Tarifverhandlungen innerhalb
eines Mitgliedstaates . Die Verfahren und ihre Ergebnisse
können unterschiedlich sein . Die am sozialen Dialog
in der Gemeinschaft Beteiligten können auch anhand
anderer spezifischer Kriterien bestimmtwerden. Es sollte
nicht einfach von den Erfahrungen auf einzelstaatlicher
Ebene auf solche auf EG-Ebenen geschlossen werden .

2.1.4. Bei den Kriterien für die Auswahl der Sozial­
partner in den einzelstaatlichen Systemen spielt oft der
Schlüsselbegriff der Repräsentativität eine Rolle . Dieser
Begriff ist in dem Abkommen nicht zu finden.

2.1.5 . Dies deutet darauf hin, daß die Repräsentati­
vität zwei Gesichter hat :

a ) Erstens setzt ein repräsentativer sozialer Dialog
auf EG-Ebene voraus, daß an ihm Vertreter der
Arbeitgeber- und Arbeitnehmerschaft beteiligt sind .

b) Zweitens stellt sich jedoch die Frage, in welchem
Sinne diese „Vertreter" Vertreter der Arbeitgeber
und der Arbeitnehmer sein müssen.

2.1.6 . Die in Anhang 3 der Mitteilung zusammenge­
faßte Studie kommt zu dem Schluß, daß im Hinblick auf
die Bestimmung der Sozialpartner für Tarifverhandlun­
gen (Anhang 3 , Seite 3/4)

a ) „ in den meisten Ländern eine gegenseitige Anerken­
nung (besteht), eventuell (...) jedoch zusätzliche
formale/gesetzliche Anforderungen zu erfüllen"
sind;

b) bei den Systemen zur Anerkennung der Repräsentati­
vität „(manchmal implizit) in etwa der Hälfte der
Mitgliedstaaten mehrere Zahlenangaben als Kriteri­
um angelegt (werden). Im großen und ganzen sind
qualitative Kriterien jedoch mindestens genauso
wichtig . Die Studie bestätigt die große Vielfalt der
Vorgehensweisen".

2.1.7 . Damit der soziale Dialog auf EG-Ebene einen
repräsentativen Charakter hat, ist es unbedingt notwen­
dig, daß die Soziapartner darin vertreten sind. In diesem
Zusammenhang stellen sich folgende Fragen :

a ) Nach welchen Kriterien sollen diese Vertreter be­
stimmt werden ?

b) Inwieweit ist die „Repräsentativität" ein ausschlag­
gebendes Kriterium?
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2.1.8 . Alle quantitativen und qualitativen Kriterien
müssen folgenden Tatsachen Rechnung tragen:

a) dem anderen Kontext des sozialen Dialogs auf
EG-Ebene und

b) den unterschiedlichen Gepflogenheiten in den jewei­
ligen Mitgliedstaaten .

2.1.9 . Für die Definition der „Repräsentativität" sind
zwei Ansätze möglich :

a) Als für die Sozialpartner auf Gemeinschaftsebene
repräsentativ werden die Organisationen betrachtet,
die von den einzelstaatlichen Sozialpartnern aner­
kannt werden, die ihrerseits in Gesetz und Praxis
der einzelnen Staaten als repräsentativ angesehen
werden.

Nach der in zahlreichen Richtlinien erkennbaren
Gemeinschaftstradition werden die Vertreter ent­
sprechend den Gesetzen und Gepflogenheiten der
jeweiligen Mitgliedstaaten bestimmt . In den Rechts­
sachen 382/92 und 283/92 Kommission der Euro­
päischen Gemeinschaften gegen das Vereinigte Kö­
nigreich warf die Kommission dem Vereinigten
Königreich jedoch vor, daß es keine Regelung für die
Bestimmung von Arbeitnehmervertretern getroffen
hatte, wo diese nicht auf freiwilliger Basis erfolgt
war. Das Vereinigte Königreich machte geltend, daß
eine Verpflichtung hierzu nur bestehe, wenn nach
Recht und Praxis des jeweiligen Staates Stellvertreter
vorgesehen seien . In einem Urteil vom 8 . Juni
1994 erklärte der Europäische Gerichtshof, daß
der Standpunkt des Vereinigten Königreichs nicht
akzeptiert werden könne. Der Gerichtshof schloß
sich der Auffassung des Generalanwalts van Gerven
an, der in seiner Stellungnahme vom 2. März 1994
(Ziffer 9) sinngemäß folgendes erklärt hatte : „Die
Tätigkeit der Arbeitnehmervertreter vollständig von
der freiwilligen Anerkennung durch die Arbeitgeber
abhängig zu machen, ist mit dem Schutz der Arbeit­
nehmer, wie er sich aus den Richtlinien nach ihrer
Zielsetzung, ihrem Aufbau und ihrem Wortlaut
ergibt, nicht vereinbar."

b) Die Sozialpartner auf EG-Ebene sind nach der Art
des Vorgehens und der Ergebnisse des sozialen
Dialogs auf dieser Ebene auszuwählen, wonach sich
die an die einzelstaatlichen Sozialpartner geknüpften
transnationalen Kriterien und die organisatorische
Kapazität zu richten hätten .

2.1.10. Entsprechende Kriterien schlägt die Kommis­
sion in Ziffer 24 ihrer Mitteilung vor, wonach die
betreffenden Organisationen folgende Eigenschaften
aufweisen sollten :

a) Sie sollten branchenübergreifend oder sektorspezi­
fisch sein und über eine Struktur auf europäischer
Ebene verfügen;

b) aus Sozialpartnern des jeweiligen Landes bestehen,
zur Aushandlung von Vereinbarungen befähigt sein
und soweit wie möglich alle Mitgliedstaaten ver­
treten;

c) für eine effektive Anhörung geeignet sein .

2. 1 . 1 1 . Es wird behauptet , daß in Anhang 2 Organisa­
tionen aufgelistet sind , „die diese Kriterien zum jetzigen
Zeitpunkt grundsätzlich erfüllen". Offensichtlich ist
Anhang 2 jedoch nicht endgültig . Die Kommission
erklärt in Ziffer 28 , daß sie „diejenigen europäischen
Organisationen der Sozialpartner in eine formelle Anhö­
rung ein (bezieht), die in Anhang 2 aufgeführt sind und
die in Ziffer 24 genannten Kriterien erfüllen".

2.1.12 . Das von der Kommission in Ziffer 24 vorge­
schlagene Kriterium der erforderlichen Befähigung der
EG-Sozialpartner zur Aushandlung von Vereinbarungen
ist unklar . Artikel 3 Absatz 4 des Abkommens stellt eine
Verbindung zwischen Anhörung, Dialog und Vereinba­
rungen (Artikel 4) her . Zu den Kriterien sollte auch
die Befähigung zur Aushandlung und Verpflichtung
einzelstaatlicher Strukturen gehören . Die von den Sozial­
partnern auf EG-Ebene ausgehandelten Vereinbarungen
sollten für die betroffenen nationalen Sozialpartner
verbindlich sein und für alle Arbeitnehmer und Arbeitge­
ber der Mitgliedstaaten unmittelbar oder mittelbar
gelten .

2.1.13 . Nach Ansicht der Kommission (Ziffer 26)
sind „allein die Organisationen selbst (...) in der Lage,
eigene Dialog- und Verhandlungsstrukturen aufzubau­
en". Ein Kriterium, das von den EG-Sozialpartnern
Verhandlungskompetenz und die Fähigkeit, Vereinba­
rungen zu treffen, verlangt, könnte ihnen hierbei behilf­
lich sein .

2.1.14 . Die Sozialpartner der Mitgliedstaaten ein­
schließlich der Organisationen auf EG-Ebene sollten
dazu ermutigt werden, den Organisationen der Sozial­
partner auf EG-Ebene ein angemessenes Verhand­
lungsmandat zu geben . Die Mitgliedstaaten sollten
ihrerseits dazu ermutigt werden, für entsprechende
Verfahren und Garantien zu sorgen, die sicherstellen,
daß die auf EG-Ebene geschlossenenVereinbarungen
auch generell Anwendung finden . Diese Verfahren und
Garantien gehören zu den Mitteln zur Durchführung
der Vereinbarungen gemäß Artikel 4 Absatz 2 .

2.1.15 . In diesem Zusammenhang schließt sich der
Ausschuß der Auffassung des Europäischen Parlaments
an, das diejenigen Organisationen als europäische Orga­
nisationen betrachtet, die möglichst in den meisten
EU-Ländern Mitglieder haben .

2.2 . Beratende Ausschüsse

2.2.1 . In derMitteilung wird davon ausgegangen, daß
weiterhin auf die „bewährten Dreiparteienausschüsse"
(Ziffer 20) zurückgegriffen wird . Sollen diese fester
Bestandteil des sozialen Dialogs werden , müssten sie
Zweiparteien- statt Dreiparteienausschüsse sein . So
könnte sich der sektorale soziale Dialog auf die bestehen­
den sektoralen paritätischen Ausschüsse stützen .

3 . Anhörungen

3.1 . Zeitansatz für die erste Phase

3.1.1 . Artikel 3 Absatz 2 des Abkommens sieht vor,
daß die Kommission „vor Unterbreitung von Vor­
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das Verfahren nach Artikel 4 des Abkommens in die
Wege leiten möchten . Dies ließe den Sozialpartnern
genügend Zeit, um sich mit den ihnen angeschlossenen
Organisationen zu beraten und zu entscheiden, ob sie
das Verfahren nach Artikel 4 einleiten möchten, bevor
die Kommission ihren Vorschlag vorlegt. Gleichzeitig
wäre die Kommission an eine gewisse Frist gebunden,
hätte jedoch genügend Zeit, um einen guten konkreten
Vorschlag auszuarbeiten .

schlagen im Bereich der Sozialpolitik" eine erste Anhö­
rung durchführt . Die Kommission hört viele betroffene
Personen an . Die Bedeutung von Artikel 3 liegt darin ,
daß er besondere Rechte der Sozialpartner auf Zugang
zur sozialpolitischen Willensbildung voraussetzt. Das
Ergebnis muß eine größere Transparenz, zumindest für
die Sozialpartner, sein .

3.1.2 . In diesem Zusammenhang ist zwischen den
Sozialpartnern und den Organisationen zu unterschei­
den, die die Kommission in der ersten Anhörungsphase
anhören will , denn nicht alle diese Organisationen
können zu den Sozialpartnern gezählt werden .

3.1.3 . Die Anhörung der Sozialpartner muß Bestand­
teil der Festlegung der Sozialpolitik werden . Die Einbe­
ziehung der Sozialpartner in die sozialpolitische Planung
der Kommission wird für beide Seiten strukturelle
Konsequenzen haben .

3.1.4 . Die Wahl des Zeitpunkts der Anhörung hat
einen Einfluß auf die Einbeziehung der Sozialpartner in
die Planung der Sozialpolitik . Folgende Möglichkeiten
bieten sich :

a) Frühstadium: Artikel 3 Absatz 2 gebraucht dieWorte
„wie eine Gemeinschaftsaktion gegebenenfalls aus­
gerichtet werden sollte", was bedeutet, daß noch
keine Entscheidungen gefällt wurden . Alternative
Möglichkeiten können noch konzipiert werden.

b) Mittleres Stadium : Die Sozialpartner werden in
den internen Konzeptionsprozeß der Maßnahmen
einbezogen , jedoch erst nachdem bereits eine Voraus­
wahl der möglichen Ausrichtungen der Gemein­
schaftsaktion getroffen wurde.

c) Spätes Stadium: In diesem Fall ginge es darum,
eine von der Kommission festgelegte „mögliche
Ausrichtung" zu ändern; die Anhörung beschränkt
sich dann auf das Stadium unmittelbar vor der
Unterbreitung von Vorschlägen .

3.1.5 . Die Anhörung beginnt mit dem die erste Anhö­
rung einleitenden Schreiben der Kommission . Wird für
die Anhörung eine sechswöchige Frist vorgeschlagen, so
bedeutet dies , daß die Sozialpartner erst sehr spät in den
sozialpolitischen Willensbildungsprozeß eingeschaltet
werden. Für die Anhörung in einem früheren Stadium
bedarf es einer längeren Frist .

3.1.6 . Bei einer längeren Frist hätte die Kommission
die Möglichkeit — von der sie dann auch Gebrauch
machen sollte —, zu anderen möglichen Ausrichtungen
des gemeinschaftlichen Vorgehens, die von den Sozial­
partnern vorgeschlagen werden, Konsultationen durch­
zuführen und diese anderen Wege eingehend zu prüfen
und zu erforschen .

3.1.7. Ausgehend von diesen Erkenntnissen schlägt
der Ausschuß vor, für die Anhörung der Sozialpartner
in der ersten Stufe eine achtwöchige Frist vorzusehen .
Die Kommission sollte ihren Vorschlag für den zweiten
Anhörungszeitraum innerhalb von vier Monaten vorle­
gen . Danach hätten die Sozialpartner acht Wochen, um
ihre Stellungnahme abzugeben oder zu erklären, daß sie

3.2 . Was ist mit „Vorschlägen" gemeint?

3.2.1 . Artikel 3 Absatz 2 sieht eine Anhörung „vor
Unterbreitung von Vorschlägen im Bereich der Sozialpo­
litik" vor. Mit „Vorschlägen " können nicht nur Vor­
schläge für Rechtsvorschriften gemeint sein , zumal einige
dieser Vorschläge unter Umständen auch die Form von
Vereinbarungen auf EG-Ebene annehmen können.

3.3 . Was bedeutet „Bereich der Sozialpolitik"?

3.3.1 . Die Sozialpolitik kann nicht allein auf Vor­
schläge im spezifischen Bereich der Sozialpolitik begrenzt
werden; das bedeutet aber, daß das Protokoll auf jeden
Vorschlag anzuwenden wäre, der mit der Sozialpolitik
zu tun hat.

3.3.2 . Als konkretes Beispiel kann hier das DELORS­
Weißbuch „Wachstum, Wettbewerbsfähigkeit, Beschäf­
tigung" dienen .

3.3.3 . Die Verfahren der Anhörung nach Artikel 3
sind „ungeachtet der schließlich gewählten Rechtsgrund­
lage bei jedem Vorschlag im sozialen Bereich anzuwen­
den". Die Kommission „behält sich das Recht vor,
zu jedem anderen Vorschlag mit horizontalem und
sektorspezifischem Charakter, der soziale Auswirkun­
gen hat, eine spezifische Anhörung einzuleiten"
(Ziffer 28 ).

3.3.4. Die Kommission hätte in solchen Fällen wohl
die Pflicht, eine Anhörung durchzuführen .

3.4 . Verfahren der Anhörung/Verhandlung

3.4.1 . Vor dem Maastrichter Abkommen gab es ein
informelles Anhörungsverfahren für Vorschläge für
Rechtsvorschriften , an dem die von dem Lenkungsaus­
schuß für den sozialen Dialog anerkannten Gremien
nicht beteiligt waren . Dieses frühere Verfahren gliederte
sich in folgende Stufen (Ziffer 16):

a) Vorlage einer Diskussionspapiers der Kommission,
auf dessen Grundlage eine Anhörung stattfindet;

b) innerhalb von drei Monaten Vorlage eines neuen
detaillierteren Arbeitsdokuments der Kommission ,
das dem Vorentwurf eines Rechtsinstruments näher­
kommt, über das eine weitere Anhörung stattfindet;
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c) Aufstellung der Übereinstimmungen und Abwei­
chungen.

3.4.2. In beiden Stufen ist ein rein schriftliches Verfah­
ren gewöhnlich zu begrenzt, um befriedigend zu sein .
Sitzungen der Sozialpartner miteinander sowie Sitzungen
der Sozialpartner mit der Kommission sollten die Regel
sein .

3.4.3 . Jede Stufe des Anhörungsverfahrens „darf
sechs Wochen nicht überschreiten ". Angesichts der
derzeitigen Gegebenheiten hinsichtlich Personal und
Sachkenntnis der EG-Sozialpartner ist schwer vorstell­
bar, daß sie auf die Kommissionsvorschläge in angemes­
sener Weise reagieren können . In der ersten Stufe sollten
sie in der Lage sein , Vorschläge für neue mögliche
Gemeinschaftsinitiativen im Bereich der Sozialpolitik
auszuarbeiten . In der zweiten Stufe sollten sie in der
Lage sein , zu dem Vorschlag eine effektive kritische
Stellungnahme, detaillierte Änderungsvorschläge oder
fundierte Empfehlungen zu äußern . Hiermit dürfte von
seiten der EG-Sozialpartner, zu denen viele Verbände
gehören, kaum zu rechnen sein , wenn die Anhörung auf
nur sechs Wochen beschränkt bleibt.

3.4.3 . 1 . Ein Höchstzeitraum von achtWochen bedeu­
tet, daß die mögliche Ausrichtung der Gemeinschaftsak­
tion und der Inhalt der sozialpolitischen Vorschläge in
Wirklichkeit von der Kommission vorbestimmt werden .
Eine effektive Anhörung, die auch unabhängige Vor­
schläge einschließt , wäre in so kurzer Zeit nicht ohne
eine starke Ausweitung der Planungskapazität der So­
zialpartner möglich , die sie in die Lage versetzen würde,
rasch und in angemessener Weise zu reagieren . Daher die
Vorstellungen des Ausschusses von einem unabhängigen
Sekretariat, die im Anhang näher erläutert werden
sollen .

3.4.5 . Schlußfolgerung : Die erste Stufe des neuen
Verfahrens erscheint in vieler Hinsicht weniger befriedi­
gend als das frühere Verfahren . Das neue Verfahren
sollte auf folgendem Wege verbessert werden :

a) Die Vorzüge des früheren Verfahrens sollten darin
übernommen werden : Diskussionspapier und Ar­
beitsdokument, Sitzungen , längere Dauer .

b ) Die Sozialpartner sollten angemessene Ressourcen
erhalten , damit sie in geeigneter Weise auf die
Probleme und Herausforderungen der Europäischen
Union reagieren können . In diesem Zusammenhang
möchte der Ausschuß auf die Möglichkeit der Errich­
tung eines unabhängigen Sekretariats für den sozialen
Dialog aufmerksam machen. Dieses Sekretariat sollte
sowohl von der Kommission als auch vom Wirt­
schafts- und Sozialausschuß autonom sein , um jegli­
che Interessenkonflikte zu vermeiden . Die Sozialpart­
ner sollten einige Vorschläge für dieses Sekretariat
vorlegen. Im Anhang zu der Stellungnahme werden
hierzu einige Leitvorstellungen entwickelt .

3.4.6 . Zwischen dem sozialen Dialog und der Kom­
mission besteht eine flexible Dynamik . In der Mitteilung
ist davon die Rede, daß die Kommission gemäß dem
Abkommen viel stärker dazu verpflichtet ist , den sozialen
Dialog zu fördern, und es wird ihr (Ziffer 12) „eine
dynamische Rolle bei der Entwicklung des Dialogs"
zugewiesen sowie die Aufgabe übertragen , „sich aktiv
um die Überwindung möglicher Schwierigkeiten oder
Widerstände zu bemühen , die bei einzelnen Partnern
auftreten und den Fortgang behindern könnten".

3.4.6 . 1 . Die Kommission kann den Fortschritt fördern
oder einen festgefahrenen sozialen Dialog wieder in
Gang bringen. Zumindest im Anfangsstadium kann die
Dynamik des sozialen Dialogs von dem Tätigwerden
der Kommission abhängen . Mit dem neuen Verfahren
sollte auf das potentiell dynamische Element der Kom­
mission, die nach dem Vertrag die Aufgabe hat, den
sozialen Dialog zu fördern und die Sozialpartner zu
unterstützen, nicht verzichtet werden .

3.4.4 . Die neuen Anhörungsverfahren lassen sich wie
folgt zusammenfassen :

Neues Verfahren Bisheriges Verfahren

Stufe 1 :

Schreiben der Kommission Diskussionspapier der
Kommission

ggf. schriftliche Anhörung
oder Sitzung

Sitzung ( in allen Fällen)

sechs Wochen drei Monate

Kommission entscheidet
über den Über den Über­
gang zur zweiten Stufe

Stufe 2:

zweites Schreiben der Kom­
mission

neues Arbeitsdokument der
Kommission

ggf. Ad-hoc-Sitzung
ggf. gemeinsame Stellung­
nahme oder Empfehlung

Aufstellung der übe­
reinstimmenden und abwei­
chenden Standpunkte

3.5 . Anhörung zur Rechtsgrundlage

3.5.1 . Die Kommission stellt fest , daß die zweite Stufe
mit einem Schreiben eingeleitet wird , das über den
geplanten Vorschlag „und die voraussichtliche Rechts­
grundlage Auskunft gibt". Die Anhörung erstreckt sich
also auch auf die Rechtsgrundlage, was bedeutet, daß
auch in diesem Stadium noch keine Entscheidung gefal­
len ist .

3.5.2 . Dies ist insofern wichtig, als der Inhalt, der
dem Vorschlag gegeben werden kann, oft von der
Rechtsgrundlage abhängt. Falls Einstimmigkeit erfor­
derlich ist, wird der Umfang dessen, worauf sich alle
Mitgliedstaaten einigen können, geringer sein . Wird
mit qualifizierter Mehrheit beschlossen, so kann der
Vorschlag breiter angelegt werden und all das enthalten,
was von der Mehrheit befürwortet wird .
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4. Verhandlungen

4.1 . Zeitpunkt der Aufnahme von Verhandlungen

4.1.1 . In der Mitteilung der Kommission (Ziffer 29)
heißt es , daß die „zum Inhalt eines in Aussicht genomme­
nen Vorschlags gehörten Sozialpartner ... der Kommis­
sion auch mitteilen (können), daß sie den Prozeß nach
Artikel 4 in Gang setzen wollen (Artikel 3 Absatz 4)".
Demnach kann das Verfahren nach Artikel 4 erst im
Zuge der zweiten Anhörung eingeleitet werden, d.h .
wenn bereits ein Vorschlag der Kommission vorliegt.
Dies wird auch durch die Übersicht am Ende der
Mitteilung bestätigt.

4.1.2 . Aus Artikel 3 Absatz 4 geht nicht klar hervor,
daß mit „dieser Anhörung" die zweite Stufe gemeint ist .
Es spricht einiges dafür, daß die Sozialpartner den
Prozeß nach Artikel 4 auch nach der ersten Anhörung
einleiten können, also bevor der Kommissionsvorschlag
vorliegt.

Für die Sozialpartner könnte dies folgende Vorteile
haben:

— Das Verfahren könnte rascher eingeleitet werden.

— Sie hätten mehr Verhandlungsspielraum, denn sie
wären nicht an einen Vorschlag als Verhandlungs­
grundlage gebunden .

— Es stünde der Kommission nichts im Wege, ihren
Vorschlag weiter zu bearbeiten, ggf. in dynamischer
Wechselwirkung mit den Verhandlungen.

4.1.3 . Natürlich können die Sozialpartner den sozia­
len Dialog auch von sich aus aufnehmen, sogar bevor
die Kommission Überlegungen über die mögliche Aus­
richtung einer Gemeinschaftsaktion im Bereich der
Sozialpolitik anstellt und unabhängig von einer Anhö­
rung der Sozialpartner gemäß Artikel 3 des Abkommens
über die Sozialpolitik . Der von den Sozialpartnern aus
eigenem Antrieb aufgenommene Dialog kann gemäß
Artikel 4 des Abkommens zur Herstellung vertraglicher
Beziehungen einschließlich des Abschlusses von Verein­
barungen führen.

4.2 . Verlängerung der Dauer der Verhandlungen

4.2.1 . Artikel 3 Absatz 4 spricht erstmals von den
„betroffenen Sozialpartnern" und nicht nur von den
„Sozialpartnern". Es ist unklar, was geschieht, wenn
eine der Organisationen einer Verhandlungspartei
beschließt, die Verhandlungen zu beenden, während
andere Organisationen derselben Partei die Dauer der
Verhandlungen verlängern wollen .

4.2.2. Die Kommission betont : „Betroffen sind dieje­
nigen Sozialpartner, die Verhandlungen miteinander
vereinbart haben . Der Abschluß einer solchen Vereinba­
rung ist ausschließlich Sache der verschiedenen Organi­
sationen" (Ziffer 31 ).

4.3 . Tätigkeit der Kommission während der Verhand­
lungen

4.3.1 . Die Kommission stellt in Ziffer 34 fest, daß
dort, wo es den Sozialpartnern nicht möglich ist, zu
einer Vereinbarung zu gelangen, „die Kommission unter
Berücksichtigung der bereits durchgeführten Arbeiten
die Möglichkeit prüfen (wird), ein Rechtsinstrument ...
vorzuschlagen" und daß „der Wirtschafts- und Sozial­
ausschuß und das Europäische Parlament... gemäß den
im Vertrag festgelegten Verfahren ebenfalls gehört
(werden)". In Ziffer 35 heißt es jedoch: „Die Kommission
ist der Ansicht, daß das Europäische Parlament..., ohne
das Artikel 3 und 4 des Abkommens zugrundeliegende
Prinzip der Autonomie der Sozialpartner zu berühren,
in allen Phasen des Anhörungsverfahrens oder der
etwaigen Verhandlungen zwischen den Sozialpartnern
unterrichtet werden muß."

4.3.2 . Die Kommission hat den Wirtschafts- und
Sozialausschuß während des Anhörungsund Verhand­
lungsprozesses zu unterrichten . Bei einem Fehlschlag der
Verhandlungen kann eine Vergeudung von Zeit und
Mühe vermieden werden, wenn die Mitglieder des
Ausschusses die Argumente und die Gründe für den
Fehlschlag kennen. Dies gilt auch für das Europäische
Parlament. 0

4.3.3 . In Ziffer 12 der Mitteilung heißt es : „Die
Unterzeichner des Abkommens wiesen der Kommission
somit eine dynamische Rolle bei der Entwicklung des
Dialogs zu, indem sie ihr insbesondere die Aufgabe
übertrugen, sich aktiv um die Überwindung möglicher
Schwierigkeiten oder Widerstände zu bemühen, die
bei einzelnen Partnern auftreten und den Fortgang
behindern könnten ."

4.3.3.1 . Vorschläge für Rechtsvorschriften, die von
der Kommission während der Verhandlungen vorgelegt
werden, können für die Sozialpartner Anreiz sein ,
zu einer Vereinbarung zu gelangen. Diese Erkenntnis
kommt in der Mitteilung in dem Hinweis zum Ausdruck,
daß die Kommission einer Verlängerung der neunmona­
tigen Frist zustimmen muß. Die Kommission wird
„beurteilen , ob konkrete Chancen für eine Vereinbarung
zwischen beiden Parteien innerhalb der festgelegten
Frist bestehen . Somit wird verhindert, daß ausweglose
Verhandlungen weitergeführt werden, wodurch schließ­
lich die Regulierungsaufgaben der Kommission behin­
dert würden" (Ziffer 32).

4.3.3.2. Da der Wirtschafts- und Sozialausschuß und
das Europäische Parlament umfassend informiert wer­
den, können sie zu einer raschen rechtlichen Regelung
beitragen, falls die Verhandlungen zwischen den Sozial­
partnern fehlschlagen.

4.4. Tätigkeit der Kommission nach Zustandekommen
einer Vereinbarung

4.4.1 . Die Kommission beabsichtigt, dem Rat die
Annahme eines Beschlusses zu der Vereinbarung in der
festgesetzten Form vorzuschlagen (Ziffer 38). Beschließt
der Rat, gemäß Artikel 4 Absatz 2 letzter Unterabsatz
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die Vereinbarung nicht durchzuführen, weil nämlich
keine Einstimmigkeit oder qualifizierteMehrheit zustan­
de kommt, „zieht die Kommission ihren Vorschlag für
einen Beschluß zurück und prüft die Möglichkeit,
... einen Vorschlag für ein Rechtsinstrument in dem
betreffenden Bereich vorzulegen" (Ziffer 42).

4.4.2 . Dieses Rechtsinstrument bedarf immer noch
der Einstimmigkeit oder Mehrheit . Um die erforderliche
Einstimmigkeit oder Mehrheit zu erreichen, hat die
Kommission zwei Möglichkeiten, wobei sie allerdings
sehr behutsam vorgehen muß:

1 . Die Kommission nimmt die Sache selbst in die Hand
und legt einen neuen Vorschlag vor oder

2. sie erläutert den Verhandlungsparteien das Problem
und bittet sie, eventuell Änderungen in ihrer Verein­
barung vorzunehmen.

Dabei muß ganz klar sein , daß Änderungen der Kommis­
sion an der Vereinbarung ohne die vorherige Zustim­
mung der Verhandlungsparteien nicht akzeptabel sind .

4.4.3 . Weigert sich der Rat, einen Beschluß zu fassen,
sollten der Wirtschafts- und Sozialausschuß und das
Europäische Parlament um Stellungnahme gebeten
werden.

c) In Anbetracht derUrheber der Normen (Organisatio­
nen der Arbeitgeber und Arbeitnehmer auf Gemein­
schaftsebene) können die Verfahren und Gepflogen­
heiten des jeweiligen Mitgliedstaates aus Mecha­
nismen bestehen, die die gemeinschaftlichen Verein­
barungen mit den tarifvertraglichen Vereinbarungen
in dem betreffenden Mitgliedstaat verknüpfen . Die
Mitgliedstaaten sind nicht verpflichtet, derartige
Mechanismen einzuführen ; dort, wo solche Mecha­
nismen aber bereits bestehen oder von den Sozialpart­
nern innerhalb des Mitgliedstaates geschaffen wer­
den könnten, um der neuen Entwicklung aufGemein­
schaftsebene gerecht zu werden, dürfen einzelstaatli­
che Rechtsvorschriften diese Mechanismen jedoch
nicht beeinträchtigen.

5.1.3 . Durch diese Möglichkeit, die „auf Gemein­
schaftsebene geschlossenen Vereinbarungen" an die
„jeweiligen Verfahren und Gepflogenheiten der Sozial­
partner" zu koppeln, wird freilich die Bedeutung der
Worte „und der Mitgliedstaaten" nicht geschmälert .
Hierin dürfte die Rechtsprechung des Europäischen
Gerichtshofs in bezug auf die Durchführung gemein­
schaftlicher Rechtsakte durch tarifvertragliche Verein­
barungen, die nun Gegenstand von Artikel 2 Absatz 4
des Abkommens ist, ihren Niedersschlag finden . Wie
bereits in Ziffer 1.3.7 ausgeführt, wurde in dieser
Rechtsprechung betont, daß Tarifverträge für folgende
Personengruppen gelten müssen :
( i ) für alle Beschäftigten, deren Gewerkschaften und

Arbeitgeber ein Mandat für die Verhandlungen auf
europäischer Ebene erteilt haben oder

( ii ) im Zuge einer „Allgemeinverbindlichkeitserklä­
rung" (Erga-Omnes-Verfahren) für alle Beschäftig­
ten des betroffenen Bereichs .

Andernfalls bedarf es einer zusätzlichen Sicherheit in
Form einer staatlichenGarantie (gewöhnlich eines Geset­
zes). Entsprechend diesem Grundsatz und im Gegensatz
zur Auffassung der Kommission kann die Durchführung
sektoraler oder sektorübergreifender Vereinbarungen
die Ausdehnung ihrer Anwendung auf alle Arbeitnehmer
bedingen.

5.2 . Die Erklärung

5.2.1 . In der Mitteilung (Ziffer 37) wird kategorisch
festgestellt, daß der erste Durchführungsmodus von
Artikel 4Absatz 2 an die Erklärung zu dieser Bestimmung
gebunden ist ( 1 ). In dieser mit dem Abkommen ver­
knüpften Erklärung heißt es , daß diese Methode der
Durchführung von Vereinbarungen auf EG-Ebene „we­
der eine Verpflichtung der Mitgliedstaaten, diese Verein­
barungen unmittelbar anzuwenden oder diesbezügliche
Umsetzungsregeln zu erarbeiten, noch eine Verpflich­
tung beinhaltet, zur Erleichterung ihrer Anwendung die
geltenden innerstaatlichen Vorschriften zu ändern".

5 . Durchführung

5.1 . Verfahren und Gepflogenheiten in den einzelnen
Mitgliedstaaten

5.1.1 . „Sollten die Verhandlungen zu einer Vereinba­
rung führen..., so ist diese nur für die entsprechenden
Mitglieder verbindlich und berührt diese nur in Überein­
stimmung mit der für sie geltenden Praxis in ihrem
Land" (Ziffer 37).

5.1.2 . Es gibt zumindest drei Möglichkeiten :

a) Die Mitgliedstaaten sind verpflichtet, entsprechende
(eigenständige) Verfahren und Gepflogenheiten für
die Durchführung der auf Gemeinschaftsebene ge­
schlossenen Vereinbarungen zu entwickeln . Hierzu
bedarf es wohl formaler Mechanismen, mit denen
eine Verbindung der einzelstaatlichen Bestimmungen
mit den in den Vereinbarungen enthaltenen Normen
hergestellt wird . Die Erfahrungen mit der Durchfüh­
rung von Gemeinschaftsinstrumenten, wie z.B.
Richtlinien, geben Anhaltspunkte für die Beurtei­
lung, ob die Mitgliedstaaten dieser Verpflichtung
nachgekommen sind .

b) Die Mitgliedstaaten sind nicht verpflichtet, neue
Verfahren und Gepflogenheiten zur Durchführung
der Vereinbarungen zu entwickeln. Soweit jedoch
Mechanismen bestehen, die die einzelstaatlichen
Bestimmungen mit den in den Vereinbarungen ent­
haltenen Normen koppeln, sind diese anzuwenden.

0 ) Anmerkung des Übersetzers : Im englischen Text der
Mitteilung werden in Ziffer 37 Buchstabe a die Worte „ is
subject to the ... declaration" (wörtlich: „unterliegt" der
Erklärung") gebraucht, während es in der deutschen
Fassung lediglich heißt „wurde eine Erklärung beigefügt";
die Bemerkungen unter Ziffer 5.2 gehen offensichtlich von
der englischen Fassung aus .
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5.2.1.1 . Die Kommission stellt fest , daß die betreffen­
de Erklärung des Abkommens einmalig und aus diesem
Grunde integrierender Bestandteil des Vertrags ist .

5.2.1.2 . Diesbezüglich wäre zu betonen, daß solche
Erklärungen von der rechtlichen Substanz her
Schwächen aufweisen . Zweifel an der von der Kommis­
sion in der Mitteilung vertretenen Auffassung drängen
sich insofern auf, als eine Erklärung normalerweise nicht
Bestandteil des eigentlichen Vertrags ist . Im Gegensatz
zu der Feststellung in der Mitteilung ist die Erklärung
der in Artikel 4 Absatz 2 enthaltenen Bestimmung
untergeordnet, wo deutlich von der Durchführung der
Vereinbarungen die Rede ist . Aus diesem Grunde teilt
der Ausschuß den Standpunkt der Kommission nicht.

5.2.2 . Auch wenn die Verpflichtung, gesetzgeberische
Maßnahmen zur Durchführung der Vereinbarungen
zu ergreifen , verneint wird , so muß doch zumindest
vermieden werden, daß die Durchführung der auf
Gemeinschaftsebene geschlossenen Vereinbarungen
durch Rechtsvorschriften negativ beeinflußt wird .

Instrument im Sinne von Artikel 189 gemeint ist . Das
heißt, daß als Rechtsinstrument nur eine Verordnung,
eine Richtlinie oder eine Entscheidung in Frage kommt.

5.3.5 . Nach Ansicht des Ausschusses müssen die
Sozialpartner das von ihnen bevorzugte verbindliche
Rechtsinstrument wählen .

5.3.6 . Gemäß der Mitteilung sind die Sozialpartner
bei ihren autonomen Verhandlungen „ in keiner Weise
verpflichtet, dem ' Inhalt des bei der Kommission in
Ausarbeitung befindlichen Vorschlags zu folgen, oder
sich auf etwaige Änderungen zu beschränken , wobei
als vereinbart gilt , daß nur die vom Vorschlag der
Kommission betroffenen Bereiche Gegenstand einer
Gemeinschaftsaktion sein können" (Ziffer 31 ). Die
Sozialpartner können jedoch unabhängig von der Kom­
mission von sich aus den sozialen Dialog auf Gemein­
schaftsebene aufnehmen und ausbauen . Auch können
sie Vereinbarungen unabhängig von irgendeinem Kom­
missionsvorschlag oder Anhörungsverfahren schließen
(siehe oben Ziffer 4.1.3 ).

5.3.7. Gemäß Artikel 4 Absatz 2 sind „auf Gemein­
schaftsebene geschlossene Vereinbarungen", auch sol­
che, die im Wege des autonomen sozialen Dialogs
erzielt wurden, auf eine der beiden angegebenen Weisen
durchzuführen . Ratsbeschlüsse kommen jedoch nur
für Vereinbarungen „in den durch Artikel 2 erfaßten
Bereichen" in Frage . Bei der ersten der beiden alternati­
ven Durchführungsmethoden, unter denen obligatorisch
zu wählen ist („Verfahren und Gepflogenheiten der
Sozialpartner und der Mitgliedstaaten"), ist der Anwen­
dungsbereich der Vereinbarung nicht so begrenzt.

5.3.8 . Die Sozialpolitik der Gemeinschaft kann durch
Rechtsakte der Gemeinschaftsorgane (wie z.B. Entschei­
dungen des Rates) verkörpert werden, neuerdings aber
auch das Ergebnis des sozialen Dialogs in Form von
auf Gemeinschaftsebene geschlossenen Vereinbarungen
sein . Der mögliche Anwendungsbereich jeder dieser
Vereinbarungen deckt sich nicht mit demjenigen von
Rechtsakten, die durch Artikel 2 eingeschränkt werden .

5.3.8.1 . Es dürfte keinen Grund geben, weshalb die
Sozialpartner sich auf den Bereich der für die Rechtset­
zung geeigneten Vorschläge beschränken sollten . Sie
können eigenständig Vereinbarungen über „das Arbeits­
entgelt, das Koalitionsrecht, das Streikrecht sowie das
Aussperrungsrecht", die nach Artikel 2 Absatz 6 nicht
in den Zuständigkeitsbereich der Gesetzgebungsorgane
der Gemeinschaft fallen, schließen . Artikel 2 Absatz 6
besagt ausdrücklich, daß Artikel 2 nicht für diese
Bereiche gilt , besagt aber nicht, daß die „auf Gemein­
schaftsebene geschlossenen Vereinbarungen", die durch­
geführt werden sollen (Artikel 4 Absatz 2), sich nicht
auf diese Bereiche erstrecken dürfen .

5.3.9 . Vereinbarungen können ohne die unmittelbare
Beteiligung der Gemeinschaftsinstitutionen geschlossen
werden und unterliegen keiner ausdrücklichen Ein­
schränkung, weder hinsichtlich des Inhalts noch eines
etwa erforderlichen mehrheitlichen oder einstimmigen
Abstimmungsergebnisses . Es entstehen zwei Gruppen
von Gemeinschaftskompetenzen : erstens, die neuen in
dem Abkommen vorgesehenen Kompetenzen, die auf
die von den Gemeinschaftsinstitutionen erlassenenMaß­

5.3 . Entscheidung des Rates und Vereinbarung

5.3.1 . Die Kommission behält sich „als Hüterin der
Verträge" das Recht vor, bei der Vorbereitung von
Vorschlägen für Beschlüsse des Rates verschiedene
Kriterien zu berücksichtigen oder zu beschließen, dem
Rat keinen Vorschlag für einen Beschluß zur Durchfüh­
rung einer Vereinbarung vorzulegen (Ziffer 39). In
dem Abkommen ist allerdings von keinem der in der
Mitteilung erwähnten Kriterien die Rede.

5.3.2 . Artikel 4 Absatz 2 sieht für auf Gemeinschafts­
ebene getroffene Vereinbarungen zwei alternative
Durchführungsmechanismen vor, unter denen aber obli­
gatorisch zu wählen ist. Es steht nicht fest, daß die
Kommission die Anwendung des zweiten Verfahrensmo­
dus verweigern kann, wenn dies von den Sozialpartnern
gefordert wird . Der Rat ist zu einer solchen Verweige­
rung befugt, was sich aus der Tatsache ergibt, daß
er den Vorschlag, wie in Ziffer 42 der Mitteilung
eingeräumt, ablehnen kann. Für die Kommission gilt das
nicht. DerAusschuß empfiehlt hierzu dieAnwendungdes
in Ziffer 4.4 dieser Stellungnahme erwähnten Verfah­
rens .

5.3.3 . Der Beschluß des Rates „sollte sich darauf
beschränken, die Bestimmungen der zwischen den betref­
fenden Sozialpartnern geschlossenen tarifvertraglichen
Vereinbarung verbindlich zu machen" (Ziffer 41 ). Hier
erhebt sich die Frage , an welche Form von verbindlichem
Gemeinschaftsinstrument gedacht ist : Entscheidung,
Richtlinie oder Verordnung? Die Schwierigkeiten erge­
ben sich dadurch, daß der Begriff „decision" in Artikel 4
Absatz 2 in der dänischen, deutschen und niederländi­
schen Übersetzung durch einen anderen Begriff wieder­
gegeben wurde, als er für ein gemeinschaftliches Rechts­
instrument üblich ist .

5.3.4. Der Ausschuß betont, daß mit dem in Artikel 4
Absatz 2 erwähnten „Beschluß" ein rechtsverbindliches
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nahmen anwendbar sind; daneben aber eine zweite
Gruppe andersartiger, den Sozialpartnern eingeräumter
Kompetenzen, die mit der Verpflichtung verknüpft sind,

„die auf Gemeinschaftsebene geschlossenen Vereinba­
rungen" durchzuführen . Letztere dürften daher in den
Bereich des Gemeinschaftsrechts fallen .

Geschehen zu Brüssel am 24. November 1994.

Der Präsident

des Wirtschafts- und Sozialausschusses
Carlos FERRER
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Stellungnahme zu dem Vorschlag für eine Richtlinie des Rates zur Änderung der Richtlinie
77/388/EWG und zur Festlegung des Anwendungsbereichs ihres Artikels 14 Absatz 1
Buchstabe d) hinsichtlich der Mehrwertsteuerbefreiung bestimmter endgültiger Einfuhren von

Gegenständen ( ] )

(94/C 397/ 18 )

Der Rat beschloß am 12 . Oktober 1994, den Wirtschafts- und Sozialausschuß gemäß Artikel 99
des EG-Vertrags um Stellungnahme zu dem vorgenannten Vorschlag zu ersuchen .

Die mit der Vorbereitung der Arbeiten beauftragte Fachgruppe Wirtschafts-, Finanzund
Währungsfragen nahm ihre Stellungnahme am 6. Dezember 1994 an . Berichterstatter war
Herr Janssen.

Der Ausschuß verabschiedete auf seiner 321 . Plenartagung (Sitzung vom 21 . Dezember 1994)
einstimmig folgende Stellungnahme.

1 . Inhalt und Hintergrund der Richtlinie

1.1 . Durch die einschlägigen EG-Richtlinien (77/388
und 83/181 ) sind Mehrwertsteuerbefreiungen bestimm­
ter endgültiger Einfuhren von Gegenständen an die
Regelung über Zollbefreiungen gekoppelt . Rechtstech­
nisch wurde dies so gehandhabt, daß der Zolltext fast
vollständig in die Mehrwertsteuerrichtlinie übernom­
men wurde .

Für diese Koppelung sprechen folgende Gründe:

— steuerrechtliche Verpflichtungen aus internationalen
Übereinkommen;

— für die praktische Handhabung der Befreiungen sind
in den meisten Mitgliedstaaten die Zollbehörden
zuständig.

Einen weiteren Grund liefert die Öffnung der Bin­
nengrenzen seit dem 1 . Januar 1993 : Nach der Abschaf­
fung der Kontrollen und Formalitäten an den Bin­
nengrenzen werden die Begriffe „Einfuhr" und „Aus­
fuhr" nur noch imHandelsverkehr zwischen der Gemein­
schaft und Drittländern verwendet.

1.2 . Diese Koppelung bedeutet allerdings , daß Ände­
rungen in der Verordnung über die Zollbefreiungen
auch in die Richtlinie über die Mehrwertsteuerbefreiung
übernommen werden müssen .

Im Juni dieses Jahres legte die Kommission einen
Vorschlag zur Ersetzung der Verordnung über die
„Zollbefreiungen" (Dok. KOM (94) 212 endg.) vor .
Dieser Vorschlag wurde dann auch durch einen Vor­
schlag ergänzt, die Richtlinie 83/181 über die Mehr­
wertsteuerbefreiungen zu ersetzen . Der Rat hat den
Ausschuß um Stellungnahme zu dem letztgenannten
Vorschlag ersucht .

1.3 . Für die Änderung der Verordnung über die
Zollbefreiungen sprechen die folgenden Gründe:
— Kodifizierung der Texte : Die ursprüngliche Verord­
nung gilt bereits seit 1984 und wurde in den letzten
zehn Jahren sechsmal geändert.

— Aktualisierung von Ziffern : Verschiedene Freistel­
lungsbeträge wurden an die Inflationsrate angepaßt
und erhöht, um besser der Realität zu entsprechen .

— Vereinfachung: Freistellungen für nichtkommerziel­
le Kleinsendungen und für Gegenstände im Gepäck
von Reisenden wurden in einem einzigen Kapitel
zusammengefaßt .

— Unrealistische bzw. schwer kontrollierbare Bedin­
gungen wurden umformuliert .

Mit dem Vorschlag wird im wesentlichen bezweckt,
einen „alten" Rechtstext zu konsolidieren, zu aktualisie­
ren und zu vereinfachen, ohne an seinem Inhalt wesentli­
che Veränderungen vorzunehmen .

1.4 . Dieser neue „Zolltext" wird in den jetzt vorlie­
genden Vorschlag zur Änderung der Richtlinie über die
Mehrwertsteuerbefreiung übernommen .

Darüber hinaus ist folgendes vorgesehen :

— Die Kommission geht rechtstechnisch anders vor:
Während früher der Text über die Zollbefreiungen
in den Mehrwertsteuertext übernommen wurde,
wird jetzt darauf verwiesen .

— Gleichzeitig erübrigen sich die Richtlinien über
die Befreiung von Gegenständen im Gepäck von
Reisenden und für nichtkommerzielle Kleinsendun­
gen und werden deshalb aufgehoben . Diese Befreiun­
gen sind nun Bestandteil der Zollregelung und gelten
aufgrund der verwendeten Verweisungstechnik auch
für den Steuerbereich .

— Zoll- und Mehrwertsteuerbefreiungen weichen in
einigen Punkten voneinander ab . Diese Unterschiede
bleiben bestehen und werden im Anhang zu der
Richtlinie aufgeführt. In diesem Anhang sind die
folgenden Ausnahmen vorgesehen :
• Bestimmte Gegenstände, die in den Genuß einer
Zollbefreiung kommen , unterliegen nach wie vor
derMehrwertsteuer (z.B. wissenschaftliche Instru­
mente und Apparate , zur Einrichtung einer Zweit­
wohnung bestimmter Hausrat).

• Bestimmte Gegenstände, auf die keine Zölle erho­
ben werden, können von den Mitgliedstaaten mit(!) ABl . Nr. C 282 vom 8 . 10. 1994, S. 3 .
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Mehrwertsteuer belegt werden (z.B. Waren von
geringem Wert, die im Rahmen des Versandhan­
dels eingeführt werden).

• Andere Gegenstände wiederum können nur unter
bestimmten Voraussetzungen von der Mehr­
wertsteuer befreit werden (so wird beispielsweise
bei Gegenständen für Behinderte die Steuerbefrei­
ung nur unter der Voraussetzung gewährt, daß
die Gegenstände durch Behinderteneinrichtungen
oder -Organisationen eingeführt werden und vom
Zuwender unentgeltlich und ohne kommerzielle
Absicht abgegeben werden).

• Die Mitgliedstaaten können bestimmte Mehr­
wertsteuerbefreiungen beibehalten (z.B. im Rah­
men von mit Drittländern geschlossenen Grenzab­
kommen).

2. Bemerkungen des Ausschusses

2.1 . Obgleich der Wirtschafts- und Sozialausschuß
offiziell nicht um Stellungnahme zu dem Verordnungs­
vorschlag über die Zollbefreiungen ersucht wurde,
berücksichtigte er bei der Prüfung der Mehrwertsteuer­
richtlinie soweit wie möglich den Zusammenhang zwi­
schen Richtlinie und Verordnung. Dabei stützte er sich
auf Auskünfte der Kommissionsdienststellen .

2.2 . Das andere rechtstechnische Vorgehen, für das
sich die Kommission jetzt entschieden hat, und bei dem
für die Mehrwertsteuerbefreiungen auf die Zollverord­
nung verwiesen wird , ohne alle Detailbestimmungen
ausdrücklich zu übernehmen, bewirkt in der Praxis
zweifelsohne eine Vereinfachung, die der Ausschuß
unterstützt . Künftige Änderungen bei den Zollbefreiun­

gen werden sich damit automatisch auf die Mehr­
wertsteuerbefreiungen auswirken .

2.3 . Der Ausschuß möchte allerdings vor un­
erwünschten finanziellen Auswirkungen auf die Ein­
künfte der öffentlichen Hand warnen , wenn die Zoll­
befreiungen ausgedehnt werden, ohne dabei den automa­
tischen Auswirkungen auf die Mehrwertsteuerbefreiun­
gen Rechnung zu tragen . In dieser Hinsicht muß die
Kommission für die erforderliche Koordinierung zwi­
schen den Zollbefreiungen einerseits und den Mehr­
wertsteuerbefreiungen andererseits sorgen .
Der Ausschuß weist auch darauf hin , daß Vereinfachung
nicht immer dasselbe ist wie Transparenz oder Deutlich­
keit . Einige der Betroffenen (Bürger, Verbraucher, kleine
und mittlere Unternehmen) könnten durch die verwende­
te „Verweisungstechnik" Auslegungsschwierigkeiten
haben .

Der Ausschuß macht Kommission und Rat darauf
aufmerksam, daß einige der in Anhang K enthaltenen
Bestimmungen und Ausnahmen für die Wettbewerbs­
verhältnisse auf dem Binnenmarkt von entscheidender
Bedeutung sind. So ist namentlich die Situation zu
vermeiden , daß für die Einfuhr bestimmter Gegenstände
aus Drittländern eine Befreiung gilt , europäische Herstel­
ler derselben Gegenstände dagegen mehrwertsteu­
erpflichtig sind . Dies könnte sich aufdieWettbewerbspo­
sition der europäischen Hersteller auswirken , möglicher­
weise zur Verlagerung von Produktionsstätten oder zu
einer Verlagerung des Handelsverkehrs mit Auswirkun­
gen auf die Einnahmen der öffentlichen Hand führen .
Im letztgenannten Fall exportieren die europäischen
Hersteller erst einmal die betreffenden Waren , um sie
danach mehrwertsteuerfrei wieder in die Gemeinschaft
einzuführen .

Geschehen zu Brüssel am 21 . Dezember 1994.

Der Präsident

des Wirtschafts- und Sozialausschusses
Carlos FERRER
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Stellungnahme zu dem Entwurf für einen Beschluß des Rates zur Änderung des Beschlusses
91/115/EWG des Rates zur Einsetzung eines Ausschusses für die Währungs-, Finanz- und

Zahlungsbilanzstatistiken

(94/C 397/ 19)

Die Kommission beschloß am 13 . December 1994, den Wirtschafts- und Sozialausschuß gemäß
Artikel 198 des Vertrags zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft um Stellungnahme zu
dem vorgenannten Vorschlag zu ersuchen .

Die mit der Vorbereitung der Arbeiten beauftragte Fachgruppe Wirtschafts-, Finanzund
Währungsfragen nahm ihre Stellungnahme am 6. Dezember 1994 an. Berichterstatter war
Herr Donovan.

Der Ausschuß verabschiedete auf seiner 321 . Plenartagung (Sitzung vom 21 . Dezember 1994)
einstimmig folgende Stellungnahme.

1 . Der Entwurf der Kommission für die Änderung des Ratsbeschlusses vom 25 . Februar
1991 hat zum Ziel , den Kreis der Mitglieder des Ausschusses für die Währungs-, Finanz- und
Zahlungsbilanzstatistiken zu erweitern, um der Errichtung des Europäischen Währungsinstitu­
tes am 1 . Januar 1994 Rechnung zu tragen.

2. Die vorgeschlagenen Änderungen sind im wesentlichen rein formaler Natur. Der
Wirtschafts- und Sozialausschuß begrüßt den Entwurf für einen Beschluß des Rates.

Geschehen zu Brüssel am 21 . Dezember 1994.

Der Präsident

des Wirtschafts- und Sozialausschusses
Carlos FERRER
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Stellungnahme zu der Mitteilung der Kommission an den Rat und das Europäische Parlament:
Die Verbesserung der steuerlichen Rahmenbedingungen für kleine und mittlere Unternehmen

(94/C 397/20)

Die Kommission beschloß am 6. Juni 1994, den Wirtschafts- und Sozialausschuß gemäß
Artikel 198 des Vertrags zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft um Stellungnahme zu
dem vorgenannten Vorschlag zu ersuchen.

Die mit der Vorbereitung der Arbeiten beauftragte Fachgruppe Industrie, Handel , Handwerk
und Dienstleistungen nahm ihre Stellungnahme am 30. November 1994 an . Berichterstatter
war Herr E. Müller .

Der Ausschuß verabschiedete auf seiner 321 . Plenartagung (Sitzung vom 21 . Dezember 1994)
einstimmig folgende Stellungnahme.

1 . Allgemeine Bemerkungen Die von der Kommission gewählte Vorgehensweise
entspricht dem Prinzip , das in der Mitteilung an den Rat
und das Europäische Parlament vom 26 . Juni 1992
genannt wird, die sich auf die Schlußfolgerungen der
Arbeitsgruppe unter Vorsitz von Herrn Ruding zum
Thema „Leitlinien für die Unternehmensbesteuerung im
Rahmen der Vertiefung des Binnenmarktes" stützt .

1.1.3 . Das Thema Subsidiarität sollte daraufhin un­
tersucht werden, ob die von der Kommission vorgeschla­
genen Leitlinien und Lösungen Anreize für die Mitglied­
staaten darstellen , auf der Grundlage „optimaler Verfah­
ren" und im Rahmen ihrer nationalen Zuständigkeiten
geeignete Maßnahmen zu ergreifen oder ob Verbesse­
rungsmaßnahmen das Funktionieren des Binnenmarktes
direkt betreffen und daher in den Gemeinschaftsrahmen
eingebettet werden können, der mehr oder weniger eng
begrenzte bzw. zwingende Interventionen ermöglicht
oder erfordert .

Darüber hinaus ist darauf hinzuweisen, daß eventuell
im grenzüberschreitenden Handel der KMU auftretende
Wettbewerbsverzerrungen verschiedene Ursachen haben
können . Sie müssen deshalb in all ihren Aspekten geprüft
werden , bevor man folgern kann, die Unterschiede in
der direkten Besteuerung durch die Mitgliedstaaten
behinderten das Funktionieren des Binnenmarktes so
stark, daß eine Intervention der Europäischen Union
zwingend erforderlich sei . Die Kommission könnte
derartige Fälle prüfen.

1.1.4 . Die Kommission wird gemäß dem zuvor zitier­
ten , in ihrer Mitteilung vom 26. Juni 1992 genannten
Grundsatz tätig und unterstreicht, „sie habe keinesfalls
die Absicht, die rein nationalen Steuerregelungen für die
KMU zu harmonisieren".

Vorbehaltlich der nachfolgenden Erwägungen zu ver­
schiedenen in der Mitteilung genannten Bereichen befür­
wortet der Ausschuß diese vorsichtige Vorgehensweise
im gegenwärtigen Entwicklungsstadium der Europäi­
schen Union und äußert seine Genugtuung über die
eingeleitete Initiative zur Verbesserung der steuerlichen
Rahmenbedingungen für KMU.

1.1 . Der gemeinschaftliche Kontext

1.1.1 . Seit Vollendung des Binnenmarktes wurden
verschiedene Gemeinschaftsaktionen gestartet, die sich
mit der Rolle der KMU in der Europäischen Union
beschäftigen . Das Ende 1993 veröffentlichte Weißbuch
betont insbesondere ihre Bedeutung für die Erreichung
der durch das Weißbuch vorgegebenen Ziele .

Der Wirtschafts- und Sozialausschuß hat in zahlreichen
Stellungnahmen die Vorgehensweise der Kommission
grundsätzlich unterstützt, ebenso das Parlament,
während sie der Rat im allgemeinen bestätigt oder
sogar noch weiterentwickelt hat . Gleichzeitig wies der
Wirtschafts- und Sozialausschuß auf eine Reihe von
Bereichen hin, in denen er spezifische Maßnahmen
zugunsten der KMU und des Handwerks für notwendig
hält .

Es reicht nämlich nicht aus, den reellen und potentiellen
Wert der KMU sowie ihre Rolle bei den gemeinsamen
Bemühungen um die Einleitung von Aktionen zur
wirtschaftlichen und sozialen Stärkungder Europäischen
Union festzustellen . Vielmehr gilt es zu berücksichtigen,
daß diese potentiellen Kräfte sich nur dann entfalten
und wirklich genutzt werden können, wenn es gelingt,
den sehr unterschiedlichen Sektoren der kleinen und
mittelständischen Unternehmen eine neue Dynamik zu
verleihen und Hemmnisse soweit wie möglich abzu­
bauen.

Damit das Vertrauen, das gegenwärtig in die KMU als
„Eckpfeiler der Wirtschaft der Europäischen Union"
gesetzt wird, nicht einer folgenschweren Ernüchterung
weicht, ist es wichtig, auf allen Entscheidungsebenen
tätig zu werden, um konkret Mittel und Wege einer
sinnvollen, sofortigen und dauerhaften Nutzung des
Potentials der KMU aufzuzeigen .

1.1.2 . Die zu erörternde Mitteilung der Kommission
kann als ein Versuch betrachtet werden, konkrete
Aktionen einzuleiten . Sie stützt sich auf das strategische
Programm für den Binnenmarkt und bezieht sich aus­
drücklich aufden wirtschaftspolitischen Grundsatz, dem
zufolge die Förderung der KMU im Gemeinschaftsinte­
resse liegt. (!) Dok . SEK (92) 1118 endg.
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Diese Vorgehensweise sollte es ermöglichen, einen golde­
nen Mittelweg zwischen den hohen Erwartungen, die in
die Union und ihre Aktionsmittel zugunsten der KMU
gesetzt werden, und restriktiveren Vorstellungen hin­
sichtlich Interventionen der Union gerade im Bereich
der steuerlichen Rahmenbedingungen für KMU zu
finden.

1.1.5 . Der Ausschuß stellt mit Genugtuung fest, daß
die Kommission mit ihren Initiativen zur Festlegung von
Leitlinien , die eine Verbesserung der Modalitäten der
Besteuerung der KMU ermöglichen, dem durch das
Weißbuch über Wachstum, Wettbewerbsfähigkeit und
Beschäftigung vorgegebenen Weg folgt .

In diesem Zusammenhang ist es wichtig, auf das Kapitel
mit dem Titel „Abgabenbelastung der Arbeit" des
Weißbuchs Bezug zu nehmen, das u.a . „die besondere
Situation der KMU" sowie deren wichtige Rolle bei der
Beschäftigung behandelt und verschiedene steuerliche
Maßnahmen aufzählt, die den KMU helfen könnten.

1.1.6 . Die Interdependenz und die direkten und indi­
rekten Beziehungen zwischen den verschiedenen politi­
schen Bereichen auf europäischer und nationaler Ebene
werden somit erneut sehr deutlich . Aus diesem Grund
weist der Ausschuß gerade im Rahmen dieser Stellung­
nahme nachdrücklich auf die Notwendigkeit wirkungs­
voller, tragfähiger, gebündelter und koordinierter Aktio­
nen hin, die die Ziele des „integrierten Programms
zugunsten der KMU und des Handwerks" (Dok. KOM
(94) 207 endg.) verfolgen .

die sozialen Auswirkungen, die Vereinfachung der Ver­
waltungsvorschriften, die Auswirkungen auf den Haus­
halt usw. gelten sollten .

1.2.3 . Die zweifellos interessante Erörterung dieser
Aspekte ist im Rahmen der vorliegenden Stellungnahme
nicht möglich . Der Ausschuß ist jedoch überzeugt, daß
das Problem der steuerlichen Rahmenbedingungen in
einem möglichst globalen Kontext so bald wie möglich
unter Berücksichtigung der Höhe und der Ent­
wicklungstrends der Gesamtsteuerbelastung auf natio­
naler, regionaler und lokaler Ebene behandelt werden
sollte. Da er keine Kenntnis darüber besitzt, in welcher
Form und Intensität eine Anhörung der Mitgliedstaaten
im Hinblick auf die Vorschläge der zu erörternden
Mitteilung stattgefunden hat oder stattfinden wird, stellt
er sich die Frage, ob diese Vorschläge den Anwen­
dungsmöglichkeiten und der Bereitschaft zur Anwen­
dung in den Mitgliedstaaten im Rahmen ihrer jeweiligen
KMU-Politik entsprechen .

1.3 . Der Kontext der KMU

1.3.1 . Wie bereits unter Ziffer 1.1.1 betont wurde, ist
mit der Förderung der KMU unverzüglich zu beginnen,
wenn die Lage hinsichtlichWachstum, Wettbewerbsfäh­
igkeit und Beschäftigung nachhaltig verbessert werden
soll . Deshalb ist eine Anpassung der Maßnahmen an die
Ausgangsbedingungen sowie an die Voraussetzungen
für den Fortschritt der KMU allgemein erforderlich und
sollte in allen Politikbereichen und auf allen Ebenen
durchgeführt werden. Die Unternehmen müssen erken­
nen, daß große Bemühungen von seiten der Union und
der Mitgliedstaaten gemacht werden und sollten dies
nicht nur als ein Zeichen der Hoffnung verstehen,
sondern vor allem als eine konkrete Einladung, unter
den bestmöglichen Bedingungen als echte Partner zum
Fortschritt beizutragen.

1.3.2 . Um potentielle Kräfte freizusetzen, müssen die
Union und die Mitgliedstaaten einige Besonderheiten
der KMU berücksichtigen, von denen mindestens zwei
erwähnt werden sollten :

— die große Vielfalt hinsichtlich der Größe und der
Tätigkeiten der KMU;

— die Notwendigkeit der Bereitstellung von Unter­
stützungsmechanismen für die KMU bei der Durch­
führung der Programme sowie integrierter und koor­
dinierter Aktionen .

1.4 . Auf den drei obengenannten Ebenen sollten
Maßnahmen zurVerbesserung der steuerlichen Rahmen­
bedingungen der KMU durchgeführt werden, was ein
besseres Verständnis der damit zusammenhängenden
Probleme einschließlich der Probleme, die die sozioöko­
nomischen Kreise im allgemeinen mehr oder weniger
direkt betreffen, ermöglichen wird .

2 . Erörterung der in der Mitteilung vorgesehenen Ak­
tionsbereiche

2.1 . Das Problem der Vereinfachung der Steuervor­
schriften zur Gewährleistung einer besseren Entwicklung

1.2 . Der mitgliedstaatliche Kontext

1.2.1 . Die Maßnahmen der Mitgliedstaaten zu­
gunsten der KMU sind in Gestalt, Form, Umfang
und Inhalt sehr vielfältig. Das Tempo, mit dem die
entsprechenden Schritte eingeleitet werden, und der
Zeitpunkt, zu dem dies geschieht, sind zu einem großen
Teil davon abhängig, inwieweit Probleme der Beschäfti­
gung, der Entwicklung und der Übertragung von Unter­
nehmen auf nationaler und regionaler sowie sektorieller
Ebene erkannt werden . Darüber hinaus bestimmen
die im Rahmen der allgemeinen Leitlinien für die
Wirtschafts-, Sozial-, Finanz- und Haushaltspolitik der
Regierungen der Mitgliedstaaten festgelegten Kriterien,
die allgemeinen und spezifischenModalitäten für staatli­
che Interventionen zugunsten der KMU.

1 .2.2 . In diesem Kontext ist es notwendig, Ausschüsse
zum Erfahrungsaustausch und zur Verbesserung der
Verfahrensweisen einzurichten und „Konsultationsfö­
ren" zu gründen, an denen die von der Entwicklung der
KMU betroffenen Organisationen in angemessener Art
und Weise beteiligt werden sollten . Ebenfalls in diesem
Kontext sind schrittweise die Instrumente und Mecha­
nismen aufzuzeigen, die je nach Lage derMitgliedstaaten
als besonders geeignet für die KMU zu betrachten sind .
Darüber hinaus wird in diesem Kontext die Behandlung
der wichtigen Frage möglich sein , welche steuerlichen
und nichtsteuerlichen Maßnahmen ergriffen werden
sollten bzw. ob Kriterien wie die wirtschaftliche Effizienz
der Maßnahmen, die Ausgewogenheit, die Neutralität,
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der KMU in der Union ist im allgemeineren Kontext der
Finanzierung der KMU zu sehen . Die Kommission sollte
ermutigt werden, gemeinsam mit den Mitgliedstaaten
und den Organisationen, die die KMU vertreten, das
sehr bedeutende Problem der KMU-Finanzierung zu
untersuchen und dabei systematisch die insbesondere in
ihrer Mitteilung über die Finanzierungsprobleme der
kleinen und mittelständischen Unternehmen [Dok.
KOM (93 ) 528 endg. vom 10. November 1993 ] eingeleite­
te Verfahrensweise weiterzuführen, um die bestmögli­
chen Lösungsansätze hinsichtlich der Finanzie­
rungskosten, des Zugangs zu Finanzmitteln , Krediten
usw. zu ermitteln ( 1 ).

Es stellt sich die Frage, ob die verschiedenen in der
Mitteilung über die Finanzierung der KMU genannten
Finanzierungsmöglichkeiten, die Verfahren und Pro­
gramme keine steuerlichen Auswirkungen haben. Falls
dies so wäre, müßten sie ebenfalls im Hinblick auf das
Ziel der Verbesserung der steuerlichen Rahmenbedin­
gungen geprüft werden.

2.2 . In diesem Zusammenhang stellt sich auch die
Frage, weshalb sich die Mitteilung der Kommission
auf die vier genannten Bereiche (Selbstfinanzierung,
steuerliche Behandlung von Risikokapital , Betriebsstät­
ten , Unternehmensübertragung) beschränkt, die zwar
nicht ohne Interesse sind, auf den ersten Blick jedoch
wenig kohärent erscheinen und deren Auswirkungen
auf die Gesamtheit der KMU in den Mitgliedstaaten
relativ unbedeutend sein dürften .

Angesichts der Notwendigkeit einer integrierten Politik
und koordinierter Entwicklungsprogramme, die dyna­
misierend und innovativ wirken können, ist dieser
Aspekt nicht zu vernachlässigen .

2.3 . Selbstfinanzierung

2.3.1 . Zahlreiche Aspekte stehen im Zusammenhang
mit der Frage, ob Investitionen der KMU extern oder
intern zu finanzieren sind . Diese Aspekte wurden wieder­
holt in den Stellungnahmen des Ausschusses aufgezeigt .
Auch wenn die Selbstfinanzierung der Unternehmen in
erster Linie aufgrund von bestimmten Modalitäten für
die steuerliche Bemessungsgrundlage sowie der erzielten
Reingewinne erfolgt, kann die Bildung von Selbstfinan­
zierungsmitteln in unterschiedlicher Art und Weise
gefördert werden . In diesem Zusammenhang betont der
Ausschuß dieNotwendigkeit, die steuerlicheBehandlung
reinvestierter Gewinne der KMU zu verbessern . Hin­
sichtlich der möglichen Auswirkungen der Steuerrege­
lungen auf die Finanzmittel sollte im Rahmen der in
den Mitgliedstaaten bestehenden Steuersysteme neutral
vorgegangen werden .

2.3.2 . Die Mitteilung umreißt klar das Problem der
steuerlichen Ungleichbehandlung der Unternehmensge­
winne, was auf die unterschiedlichen Steuersätze der
Einkommensteuer (Einzelunternehmen und Personenge­

sellschaften) und der Körperschaftsteuer sowie die un­
gleiche Behandlung von Unternehmen je nach ihrer
Rechtsform zurückzuführen ist . Sie zielt darauf ab,
Wettbewerbsverzerrungen zwischen Unternehmen, die
demselben Steuersystem unterliegen, abzuschaffen .

2.3.3 . Mehrere Mitgliedstaaten haben bereits Maß­
nahmen ergriffen, um hinsichtlich der Modalitäten
der Gewinnbesteuerung bestehende Verzerrungen zu
begrenzen, und sie weisen somit gewissermaßen den
Weg, den auch die anderen Mitgliedstaaten einschlagen
sollten . Bei der Definition der möglichen Leitlinien in
der Empfehlung vom 25 . Mai 1994 (2), die der am selben
Tag veröffentlichten Mitteilung als Anhang beigefügt
ist , stützt sich die Kommission im übrigen auf diese
Beispiele .

2.3.4. Vor allem in der Begründung und den Anhän­
gen zu dieser Empfehlung bemüht sich die Kommission
um Deutlichkeit . Die verschiedenen Aspekte der Ge­
samtproblematik werden hier detailliert behandelt,
während bei der Lektüre des Mitteilungstextes allein
eher der Eindruck entstehen könnte , es sei eine zu
summarische Vorgehensweise gewählt worden.

Der Ausschuß stellt sich jedoch die Frage, ob die
Mitgliedstaaten in bezug auf die Anwendungsmöglich­
keiten derEmpfehlungen in hinreichendemMaße befragt
wurden . Folglich ersucht er die Kommission , darauf
zu achten, daß die Mitgliedstaaten im Rahmen der
Informationen über die wichtigsten von ihnen ergriffe­
nen Maßnahmen, die sie bis zum 31 . Juli 1995 bereitstel­
len müssen, auch die Gründe dafür aufführen , weshalb
sie die Empfehlungen der Kommission nicht befolgten .

2.3.5 . Der Ausschuß anerkennt die Bemühungen,
die zur Vermeidung einer ungleichen Besteuerung der
reinvestierten Gewinne insbesondere dadurch durchge­
führt wurden, daß bestimmte Optionen ermöglicht
und/oder vergleichbare Steuersätze für Unternehmen
unabhängig von der Frage eingeführt wurden, ob es sich
dabei um Kapital- oder Personengesellschaften handelt .
Er muß jedoch auf das komplexe Problem der Bestim­
mung des reinvestierten Gewinnes , insbesondere bei
kleinen Unternehmen, also Einzelunternehmen und Per­
sonengesellschaften, sowie auf die damit zusammenhän­
genden Verwaltungsschwierigkeiten hinweisen . Es darf
nicht dazu kommen, daß diesen Unternehmen unter dem
Vorwand einer steuerlichen Entlastung neueBelastungen
auferlegt werden , ohne ihnen die Gewähr zu geben, daß
sie in der Praxis wirklich Nutznießer der für sie erlassenen
Regelung sein werden .

Die Erfahrungen, die mit bestimmten Steuerregelungen
gemacht wurden, geben Anlaß zu dieser Warnung. Es
versteht sich von selbst, daß die angestrebte steuerliche
Begünstigung von Personengesellschaften nicht zu einer
Diskriminierung der Kapitalgesellschaften führen darf.

In diesem Zusammenhang weist der Ausschuß die
Kommission darauf hin, daß die Möglichkeit der Ände­
rung der Rechtsform, das heißt der Umwandlung einer
Kapitalgesellschaft in eine Personengesellschaft, in der
Mitteilung vom 25 . Mai 1994 nicht vorgesehen ist . Diese
Auslassung sollte behoben werden, insbesondere da die(') Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu

der „Mitteilung der Kommission über die Finanzie­
rungsprobleme kleiner und mittlerer Unternehmen" vom
6 . 7 . 1994 (Dok . CES 850/94). (2) ABl . Nr. L 177 vom 9. 7 . 1994.
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Mitteilung über die Unternehmensübertragung vom
23 . Juli 1994 die Änderung der Rechtsform in beide
Richtungen ermöglicht.

2.3.6 . Die Kommission sollte deshalb prüfen, ob
unabhängig von der Rechtsform der Unternehmen auf
einzelstaatlicher Ebene eine Höchstgrenze für die Steuer
auf Einkünfte aus Industrie und Handel festgesetzt
werden sollte. Andere Maßnahmen, wie beispielsweise
die Schaffung von Bedingungen, die den Steuerbedingun­
gen für Kapitalinvestitionen entsprechen, sind denkbar,
sollten jedoch auf die jeweilige spezifische nationale
Lage abgestimmt und durch technische und politische
Entscheidungen bedingt sein .

2.3.7. Um die Finanzierungslage der KMU zu verbes­
sern und sie zur Selbstfinanzierung zu ermutigen, sollten
die Mitgliedstaaten Informationen über die wirtschaftli­
che Doppelbesteuerung austauschen. Häufig unterliegen
Unternehmensgewinne sowohl der proportional berech­
neten Körperschaftsteuer und die ausgeschütteten Ge­
winne dann auch der progressiv gestaffelten Einkom­
mensteuer. Ebenso sollte ein Informationsaustausch
über die wirtschaftliche Doppelbesteuerung des Ver­
mögens stattfinden. Der Ausschuß bittet daher die
Kommission, mit der bereits eingeleiteten Suche nach
Lösungen für das Problem der Doppelbesteuerung fort­
zufahren.

2.4.2 . Der Ausschuß stimmt deshalb mit der Kommis­
sion darin überein, daß untersucht werden sollte, wie
die Funktionsweise der Risikokapitalfonds verbessert
werden kann, wobei der grenzüberschreitende Aspekt
berücksichtigt werden sollte und die in der Mitteilung
zu Fankreich und dem Vereinigten Königreich beschrie­
benen Steuersysteme als Grundlage gewählt werden
sollten .

2.5 . Verwaltungsaufwand und Betriebsstätten

2.5.1 . Der „Verwaltungsaufwand" im steuerlichen
Bereich umfaßt Aspekte, die weit über Verwaltungs- und
Steuerpflichten bei grenzüberschreitenden Tätigkeiten
hinausgehen. Außerdem ist zu präzisieren, daß die
meisten KMU auf lokaler und regionaler Ebene tätig
sind und tätig sein werden, es sei denn, sie sind in
einer Grenzregion tätig und dehnen im Rahmen des
europäischen Integrationsprozesses ihr Tätigkeitsfeld
auf den Markt des Nachbarlands oder der Nachbarlän­
der in der Union aus .

2.5.2 . Die Analyse, die die Kommission hinsichtlich
der Auswirkungen der Verwaltungsund Steuerpflichten
der KMU bei grenzüberschreitenden Tätigkeiten
anstellt, ist insofern zutreffend, als sie den Schwerpunkt
auf das Problem der Betriebsstätten legt, das in seinen
verschiedenen Aspekten, zu denen die Besteuerung
gehört, behandelt werden sollte .

2.5.3 . Der Ausdruck „Betriebsstätte" wird immer
in bilateralen Abkommen verwendet, durch die die
Doppelbesteuerung bei der Einkommen- und Ver­
mögensteuer beseitigt werden soll . Als Betriebsstätten
werden feste Einrichtungen bezeichnet, in denen das
Unternehmen seine gesamte oder einen Teil seiner
Tätigkeiten zeitlich unbeschränkt ausübt.

Nach dem Musterabkommen der OECD gelten eine
Baustelle oder ein Montageprojekt dann als Betriebsstät­
te, die der Besteuerung des Landes, in dem sie sich
befindet, unterliegt, wenn ihre Einrichtung eineMindest­
dauer von 12 Monaten überschreitet . Bilaterale Abkom­
men, die zwischen einigen Ländern geschlossen wurden,
sehen eine kürzere Mindestdauer vor.

2.5.4. In diesem Zusammenhang ist darauf hinzuwei­
sen , daß zahlreiche KMU insbesondere im Bausektor in
Grenzregionen diesseits oder jenseits der Grenze (die
theoretisch nicht mehr besteht) ohne Bestriebsstätte tätig
sind, ihren Sitz jedoch weiterhin in ihrem Herkunftsland
belassen, in dem die Gewinne des Unternehmens der
Steuerpflicht unterliegen .

2.5.5 . Das Problem der Betriebsstätten sollte mit Blick
auf die Ausdehnung der Tätigkeiten der KMU auf
andere Mitgliedstaaten geprüft werden, und es sollte
dabei detailliert auf die verschiedenen Formen der
Unternehmensniederlassung eingegangen werden .

Falls es sich um eine Niederlassung in Form einer
Zweigniederlassung oder Tochtergesellschaft handelt,
was juristisch genau definierte Termini sind, dürften bei
der Ausübung der Tätigkeit, wozu u.a . auch die Frage
des anwendbaren Steuersystems gehört, keine Schwierig­
keiten auftreten .

2.4. Steuerliche Behandlung von Risikokapital

2.4.1 . Dieser Teil der Mitteilung sollte ausgehend
von der Zweckmäßigkeit des Risikokapitals für die
Gesamtheit der KMU erörtert werden. Hierzu ist auf
die Stellungnahme des Ausschusses zu der „Mitteilung
der Kommission über die Finanzierungsproblemer klei­
ner und mittlerer Unternehmen" vom 6. Juli 1994 (!) zu
verweisen.

Einerseits ist zu berücksichtigen, daß die meisten KMU in
der Union weniger als zehn Arbeitnehmer beschäftigen,
was ihre Fähigkeit, Arbeitsplätze zu schaffen, nicht
beeinträchtigt, allerdings insbesondere im Hinblick auf
die Tätigkeitsbereiche dieser Unternehmen und ihre
Auswirkungen die Frage aufwirft, inwieweit diese Finan­
zierungsmethode wirklich den Bedürfnissen der KMU—
vor allem soweit es sich nicht um Kapitalgesellschaften
handelt — entspricht.

Andererseits gilt es zu berücksichtigen, welches Innova­
tions- und Wachstumspotential die KMU besitzen, die
häufig in Bereichen tätig sind, die nur eine geringe
sofortige wirtschaftliche Rentabilität versprechen. Falls
dies der Fall ist, sollten geeignete Finanzierungsformen
und -modalitäten über Risikokapital gewährleistet wer­
den. Das Problem der Transparenz im Bereich des
Risikokapitals gewinnt dabei an Bedeutung und sollte,
soweit grenzüberschreitende Tätigkeiten betroffen sind,
in einer Empfehlung behandelt werden.

(!) Dok. CES 850/94.
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Handelt es sich jedoch um eine Betriebsstätte, können für
dieUnternehmen sowohl hinsichtlich derBesteuerung als
auch eventueller steuerlicher und sonstiger Vorteile,
die den im „Gastland" niedergelassenen Unternehmen
gewährt werden, oder hinsichtlich der Bestimmungen
der Sozialversicherung usw. ganz unterschiedliche Situa­
tionen auftreten .

Der Ausschuß ist der Auffassung, es sollte in diesem
Bereich nicht vorschnell gehandelt, sondern sorgfältig
geprüft werden, wie die Situation in den Grenzregionen
bzw. in den weiter im Zentrum der Mitgliedstaaten
liegenden Regionen wirklich aussieht.

2.6 . Unternehmensübertragung

2.6.5 . Die Aktionen, die zur Verwirklichung der
genannten Ziele in Frage kommen, erstrecken sich auf
vier Handlungsebenen, die wiederum zehn Bereiche
umfassen, in denen Maßnahmen durchgeführt werden
sollten . Innerhalb dieser Tätigkeitsbereiche sollten die
wichtigsten Aspekte, die steuerliche Auswirkungen für
die Unternehmen haben und folglich in die Überlegungen
zu diesem Thema miteinbezogen werden sollten, aufge­
führt werden. Es handelt sich hierbei um die folgenden
Aspekte:

2.6.5 . 1 . Die angemessene Vorbereitung der Unterneh­
mensübertragung durch:

— Maßnahmen in bezug auf das für die Änderung der
rechtlichen Struktur geltende Recht;

— Maßnahmen in bezug auf die den Bedürfnissen
der kleinen und mittleren Unternehmen am besten
entsprechenden Modalitäten der Struktur und Ar­
beitsweise der Aktiengesellschaft;

— Aktionen in bezug auf die Steuerneutralität der
durchzuführenden Maßnahmen zur wirkungsvollen
Vorbereitung der Unternehmensübertragung.

2.6.5.2 . Die Besteuerung der Übertragung auf Dritte,
bei der verschiedene Aspekte in Zusammenhang mit der
Veräußerung des Unternehmens, der Besteuerung des
Veräußerungsgewinns sowie der Übertragung des Unter­
nehmens auf die Belegschaft zum Tragen kommen, die
in der Mitteilung vom 25 . Mai 1994 nicht erwähnt
werden.

2.6.5.3 . Maßnahmen zur Förderung einer erfolgrei­
chen Unternehmensübertragung innerhalb der Familie,
wobei Fragen des Erb- und Schenkungsrechts eine
wichtige Rolle spielen und nicht zu vernachlässigende
Auswirkungen auf verschiedene Bereiche des nationalen
Rechts sowie auf die grundlegenden Prinzipien der
Steuergesetzgebung haben. In diesem Zusammenhang
spielt u.a . auch das Problem der Doppelbesteuerung
international tätiger Unternehmen eine Rolle .

2.6.6 . Der Ausschuß äußert seine Genugtuung dar­
über, daß ein Reflexions- und Arbeitsdokument zu
einem Bereich ausgearbeitet wurde, der beträchtliche
Auswirkungen auf die Gesamtheit der KMU und auf die
wirtschaftlichen Strukturen der Europäischen Union,
derMitgliedstaaten und ihrer Regionen hat, weist jedoch
nachdrücklich darauf hin , daß durch angemessene steu­
erliche Maßnahmen Anreize für Unternehmensgründer
geschaffen werden sollten . Das Problem der Unterneh­
mensübertragung und des Fortbestands der KMU kann
nur dann in wirkungsvoller und dynamischer Art und
Weise gelöst werden, wenn für bestehende und wirt­
schaftlich rentable Unternehmen interessierte Unterneh­
mer gefunden werden können . Hierbei sind ganz unter­
schiedliche Maßnahmen zur Unterstützung denkbar .
Steuerliche Vorteile können Anreize darstellen . Der
Ausschuß fordert folglich, dem Thema im Rahmen der
Mitteilung ein eigenes Kapitel zu widmen .

2.6.1 . Das Thema der Unternehmensübertragung
stellt zweifellos einen vorrangigen Handlungsbereich
dar, in dem baldmöglichst zwischen den Mitgliedstaaten
und der Europäischen Union abgestimmte Aktionen
eingeleitet werden sollten .

Die in diesem Bereich bestehenden Probleme betreffen
bei weitem nicht nur das Thema der Besteuerung, das
im übrigen sehr viel mehr Aspekte umfaßt, als in der
Mitteilung kurz aufgeführt werden, die sich eigentlich
auf Fragen der Erbschaft- und Schenkungsteuer
beschränkt.

2.6.2 . Es ist jedoch darauf hinzuweisen, daß diese
recht enge Sicht durch die jüngere Mitteilung vom
23 . Juli 1994 mit dem Titel „Mitteilung der Kommission
zur Übertragung von Unternehmen: Aktionen zugunsten
der KMU" (94/C 204/01 ) erweitert wurde.

2.6.3 . Bislang wurde der Ausschuß zu dieser Mittei­
lung, die auf ein Konsultationsverfahren zurückgeht,
das Anfang 1993 eingeleitet wurde, leider noch nicht
um Stellungnahme ersucht. Das Ziel dieser Mitteilung
stimmt vollständig mit dem derMitteilung überein, denn
auch mit der erstgenannten Mitteilung wird folgendes
angestrebt :

— die Belastungen für die KMU zu verringern und
zur Schaffung eines rechtlichen und steuerlichen
Umfeldes beizutragen, das die Übertragung mit
dem Ziel erleichtert, den Unternehmensbestand zu
wahren und die Beschäftigung aufrechtzuerhalten,

— die Wettbewerbsverzerrung zwischen den KMU und
den Großunternehmen zu beseitigen , da sich das
Eigentum an den KMU im allgemeinen auf eine viel
geringere Zahl von Personen verteilt, so daß der Tod
eines der Inhaber auch viel gravierendere finanzielle
Folgen im Hinblick aufdie Fortführung des betreffen­
den Unternehmens nach sich ziehen kann.

2.6.4 . Der Ausschuß strebt zwar keine detaillierte
Analyse des Inhalts dieser neuen Mitteilung an, ist
jedoch der Auffassung, einige Aspekte, die im Zusam­
menhang mit der Verbesserung der steuerlichen Rah­
menbedingungen eine gewisse Rolle spielen , sollten
betont und in den künftigen Arbeiten des Ausschusses
besonders berücksichtigt werden .
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der Kommission über die Finanzierungsprobleme kleiner
und mittlerer Unternehmen" (*)) sowie Möglichkeiten
für die Bildung von Steuerrückstellungen, durch die
Investoren Anreize für Investitionen in KMU geboten
werden können;

3.4.3 . mögliche Unterschiede bei der Besteuerung
von institutionellen und privaten Investoren sowie von
börsennotierten oder nichtnotierten Unternehmen;

3.4.4. Ausdehnung der den Einpersonengesellschaf­
ten mit beschränkter Haftung, die in einigen Mitglied­
staaten im Zuge einer EG-Initiative gegründet werden
können, eingeräumten Möglichkeit, zwischen der Ein­
kommensteuer oder der Körperschaftsteuer zu wählen,
auf alle Mitgliedstaaten;

3.4.5 . die den KMU eingeräumte Möglichkeit, nach
einem noch festzulegenden Verfahren Sonderreserven
für die Finanzierung materieller und immaterieller In­
vestitionen anzulegen;

3.4.6 . die Möglichkeit, vom zu versteuernden Ein­
kommen die Kosten für Ausbildungsmaßnahmen im
Bereich des Managements sowie die Kosten für notwen­
dige Beratungen in der Phase der Unternehmensgrün­
dung abzusetzen;

3.4.7 . Abschreibungsmöglichkeiten zum Ausgleich
von möglichen Benachteiligungen derKMU imVergleich
zu Großunternehmen;

3.4.8 . in den Mitgliedstaaten gültige Steuerregelun­
gen hinsichtlich bestimmter nationaler und gemein­
schaftlicher Aktionsprogramme und Beihilfen zugunsten
der KMU;

3.4.9. Steuerfreibeträge bzw. -entlastungen für den
in kleinen und mittleren Unternehmen mithelfenden
Ehegatten des Betriebsinhabers;

3.4.10. die verschiedenen in der vorgenannten Mittei­
lung vom 23 . Juli 1994 zum Thema „Unternehmensüber­
tragung" genannten Aspekte.

4. Das Konsultationsverfahren und der WSA

4.1 . Insgesamt befürwortet der Ausschuß die von der
Kommission zur Verbesserung der Rahmenbedingungen
für kleine und mittlere Unternehmen ergriffenen Initiati­
ven . Er hofft, daß die eingeleiteten Bemühungen auf den
verschiedenen Ebenen, auf denen die Grundsätze und
Ziele des „Integrierten Programms zugunsten der KMU
und des Handwerks" erkannt und konkretisiert werden
müssen, positive Reaktionen auslösen werden .

4.2. Zu den grundlegenden Problemen, die sich bei
diesem komplexen Thema ergeben, gehört die Frage
nach der Rechtsgrundlage der Instrumente undMaßnah­
men. Die Kommission sollte diese Rechtsgrundlage
definieren, was insofern möglich sein wird, als die für
die verschiedenen Bereiche, wie z.B. dem in dieser
Stellungnahme behandelten Bereich der steuerlichen
Rahmenbedingungen, festgelegten Leitlinien im Hin­

3 . Vorschläge für weitere Maßnahmen

3.1 . In Anbetracht der vorausgehenden Anmerkun­
gen über den noch summarischen Charakter der ge­
genwärtig von der Kommission vorgegebenen Leitlinien
möchte der Ausschuß einige ergänzende Anregungen
zum Thema der Steuerbereiche geben, in denen die
Zweckmäßigkeit von Aktionen sowie konkrete Ak­
tionsmöglichkeiten auf nationaler und gemeinschaftli­
cher Ebene geprüft werden könnten .

3.2. Es versteht sich von selbst, daß bei dieser Prüfung
die globalen steuerpolitischen und nicht steuerpoliti­
schen Maßnahmen der Mitgliedstaaten zugunsten der
Unternehmen sowie die Grundsätze und Leitlinien der
Steuer-, Wirtschafts- und Sozialpolitik der Mitgliedstaa­
ten zu beachten sind .

3.3 . Der Ausschuß erkennt an, daß die Mitteilung
und die Empfehlung, die ihr in der Anlage beigefügt ist,
einen ersten Schritt in Richtung auf das zu erreichende
Ziel darstellen . Er ist sich auch der Tatsache bewußt,
daß die Mitgliedstaaten über eine mehr oder weniger
breite Palette an Mechanismen, Programmen und Be­
stimmungen zur Förderung der Gründung und Entwick­
lung von KMU in verschiedenen Bereichen verfügen .
Allgemein können diese Maßnahmen in drei Kategorien
unterteilt werden :

a) Verringerung der finanziellen Belastung und des
Verwaltungsaufwands;

b) Förderung der Unternehmensgründung, der Über­
nahme bereits bestehender Unternehmen und der
Aufnahme von Tätigkeiten auf solider Basis;

c) Förderung der Entwicklung der KMU durch die
Schaffung günstiger Rahmenbedingungen im finan­
ziellen, wirtschaftlichen, sozialen und technologi­
schen Bereich .

3.4. In Wirklichkeit enthält die zu prüfende Mittei­
lung nur wenige Aspekte, die unmittelbar in die vorge­
nannten Kategorien eingeordnet werden können. Dar­
über hinaus hält der Ausschuß es für sinnvoll , die
Interventionsmöglichkeiten im Bereich der steuerlichen
Rahmenbedingungen zu erweitern .

Mit diesem Ziel und unter Hinweis darauf, daß er sich
auf den Bereich der direkten Steuern beschränken wird,
in dem die Europäische Union nur geringe Zuständigkei­
ten und Interventionsmittel besitzt, ersucht derAusschuß
die Kommission, Untersuchungen durchzuführen, die
die folgenden Bereiche oder Aspekte behandeln sollten :

3.4.1 . Mechanismen für steuerliche Vergünstigungen
bei Neugründungen von Unternehmen bzw. bei der
Übernahme eines Unternehmens, evtl . in einer ersten
Phase teilweise oder vollständige Steuerbefreiung für
den erwirtschafteten Gewinn, evtl . an die Erfüllung
bestimmter Bedingungen im Bereich der beruflichen
Bildung oder der Schaffung von Arbeitsplätzen geknüpf­
te Freistellungen;

3.4.2 . Modalitäten für bestimmte Abzüge für Beteili­
gungen kleiner und mittlerer privater Investoren an
KMU (vgl . Stellungnahme des WSA zu der „Mitteilung (!) Dok . CES 850/94 vom 6. 7. 1994.
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blick auf ihre konkrete Umsetzung hinreichend präzisiert
werden .

4.3 . Angesichts der Herausforderung, die die kohä­
rente Entwicklung der Europäischen Union darstellt,
sollte der Ausschuß die Kommission und die von den
Maßnahmen zugunsten der KMU betroffenen wirt­
schaftlichen und sozialen Kreise nach Kräften unter­
stützen .

In diesem Zusammenhang sollte noch einmal betont
werden, daß der Ausschuß aufgrund seiner Zusammen­
setzung dazu bestimmt ist, als Forum für den Austausch
und die Konzertierung zu dienen, um seine Funktion als
beratendes Organ zu erfüllen . Es könnte sich erweisen,

daß die Anregungen der sozialen und wirtschaftlichen
Kreise, die der Ausschuß der Kommission immer dann
weiterleitet, wenn sie eine sogenannte umfassende Kon­
sultierung zu Aktionsprogrammen durchführt und dabei
in einer ersten Phase versucht, realistische Ziele und
Leitlinien aufzustellen, in verschiedener Hinsicht sinn­
voll sind , da sie zur Berücksichtigung wichtiger Gedan­
kenelemente und zu einer schnelleren Erkennung der
Probleme beitragen . Ein solches Vorgehen könnte des­
halb für bestimmte Aktionsprogramme und Leitlinien
auf der Grundlage von noch zu bestimmenden Modalitä­
ten vorgesehen werden, ohne daß dadurch das normale
Konsultationsverfahren beeinträchtigt wird . Im Rahmen
der in der Mitteilung vorgesehenen ergänzenden Arbei­
ten und Konsultationen könnte dies erprobt werden.

Geschehen zu Brüssel am 21 . Dezember 1994.

Der Präsident

des Wirtschafts- und Sozialausschusses
Carlos FERRER

Stellungnahme zu dem XXIII. Bericht der Kommission über die Wettbewerbspolitik

(94/C 397/21 )

Die Kommission beschloß am 25 . Mai 1994, den Wirtschafts- und Sozialausschuß gemäß
Artikel 198 des EG-Vertrags um Stellungnahme zu folgender Vorlage zu ersuchen : „XXIII . Ber­
icht der Kommission über die Wettbewerbspolitik ( 1993)."

Die mit der Vorbereitung der Arbeiten beauftragte Fachgruppe Industrie, Handel , Handwerk
und Dienstleistungen nahm ihre Stellungnahme am 30. November 1994 an . Berichterstatter
waren die Herren Morales und Ataide Ferreira .

Der Ausschuß verabschiedete auf seiner 321 . Plenartagung (Sitzung vom 21 . Dezember 1994)
einstimmig folgende Stellungnahme.

1 . Allgemeine Bemerkungen 1.3 . Der Ausschuß würdigt die Informationsbestre­
bungen der Kommission, die sie nicht nur durch den
Umfang ihres Berichts unter Beweis stellt , sondern auch
durch die Vorlage einer ganzen Reihe zusätzlicher
Dokumente, deren Aktualität verbessert werden muß
und die weiterhin im selben Rhythmus bzw . wenn
möglich noch häufiger herausgegeben werden sollten .
Die Initiative zur Schaffung eines Informationsdienstes
wird begrüßt ; es wäre hilfreich , wenn künftig die
Ergebnisse dieser Initiative in Form einer regelmäßigen
Übersicht über die gestellten Fragen und die eingegange­
nen Antworten bekanntgegeben würden .

1.1 . Der Wirtschafts- und Sozialausschuß möchte
zunächst betonen, daß er dem von der Kommission
alljährlich vorgelegten Bericht über die Wettbewerbspo­
litik größte Bedeutung beimißt. Es handelt sich um ein
Dokument von großem Interesse , das von Anfang an
eine klare Vorstellung von den Leitlinien der gemein­
schaftlichen Wettbewerbspolitik vermittelt hat .

1.2. So leistet auch der XXIII . Bericht wieder einen
Beitrag zum Dialog zwischen der Kommission und den
übrigen Gemeinschaftsorganen und -institutionen sowie
zur Transparenz und Rechtssicherheit in den Beziehun­
gen zu den Unternehmen , den Mitgliedstaaten und den
Verbrauchern, die von der Wettbewerbspolitik der
Gemeinschaft in erster Linie betroffen sind .

1.4. Wie üblich liefert die Kommission in ihrem
Bericht nicht nur eine Beschreibung ihrer Tätigkeit,
sondern sie gibt auch wichtige Hinweise auf die künftige
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Ausrichtung der Politik . Diese Vorausschau hat der
Ausschuß von jeher begrüßt, da sie zum einen eine
entsprechende Anpassung seitens der Hauptbetroffenen
ermöglicht und zum anderen den Anstoß für die für
den Erfolg der Gemeinschaftspolitik unverzichtbare
öffentliche Debatte gibt. Der Ausschuß bittet die Kom­
mission, die Darstellung der künftigen Entwicklung der
Wettbewerbspolitik beizubehalten und wenn möglich
zu verbessern, da diese Hinweise für die betroffenen
Wirtschaftsteilnehmer sehr wertvoll sind .

1.5 . Der Ausschuß hat mit größtem Interesse zur
Kenntnis genommen, in welcher Weise die Kommission
die Wettbewerbspolitik in eine Beziehung zu den großen
Herausforderungen setzt, vor denen die Gemeinschaft
heute steht: die Verwirklichung der Ziele Wachstum,
Wettbewerbsfähigkeit undBeschäftigung; die Durchfüh­
rung der im Maastrichter Vertrag vorgesehenen neuen
Politiken und die Einbindung der europäischen Wirt­
schaft in den zunehmend liberalisierten Welthandel .

1.6 . Es ist positiv zu vermerken, daß die Kommission
nie die Tatsache aus den Augen verliert , daß die
Wettbewerbspolitik kein Selbstzweck ist, sondern viel­
mehr ein Instrument zur Verwirklichung der Ziele
der Gemeinschaft: Wirtschaftswachstum, industrielle
Entwicklung, interne und internationale Wettbe­
werbsfähigkeit und Beschäftigung.

1.7 . Schließlich möchte der Ausschuß auch seine
Zufriedenheit über die Reaktion der Kommission auf
seine Stellungnahme zu dem XXII . Wettbewerbsbe­
richt ( j ) zum Ausdruck bringen . Sowohl die Analyse der
Stellungnahme als auch die Ausrichtung des neuen
Berichts lassen eindeutig das Bestreben erkennen, mit
dem Ausschuß den Dialog über die Fragen aufrechtzu­
erhalten, auf die er ausführlicher und bisweilen auch
kritischer eingegangen ist. Der Ausschuß wertet diese
Einstellung äußerst positiv und hofft, daß diese Zusam­
menarbeit auch in Zukunft stattfindet und ihre Früchte
trägt.

1.8 . Der Erfolg der Gemeinschaft und ihrer Wettbe­
werbspolitik hängt davon ab, daß die wirtschaftlichen
und sozialen Kreise mit ihren Anliegen bei der Kommis­
sion Gehör finden und daß ein wirklicher Dialog mit
diesen Kreisen stattfindet, ob nun der WSA als ihr
Sprecher fungiert oder die Organisationen, die die
jeweiligen Gruppeninteressen vertreten . Die Unterneh­
men, die Arbeitnehmer und die Verbraucher sind von
der Ausrichtung der Wettbewerbspolitik insofern in
besonderem Maße betroffen, als sie die Wettbewerbsfä­
higkeit, die Beschäftigung, die Beschäftigungsbedingun­
gen sowie die Qualität und den Preis der Güter und
Dienstleistungen beeinflußt.

2. Die Wettbewerbspolitik und die Ziele der Euro­
päischen Union

2.1 . Die Wettbewerbsregeln des EG-Vertrags, die
ursprünglich lediglich als Instrumente zur Verwirkli­
chung des gemeinsamen Marktes gedacht waren, haben

sich nach und nach zu den Grundlagen einer echten und
eigenständigen Wettbewerbspolitik entwickelt. Wenn
eine Beeinträchtigung des innergemeinschaftlichen Han­
dels auch nach wie vor das Kriterium ist, das ein
Eingreifen der Gemeinschaft rechtfertigt, so geben die
Ziele des Vertrags , die über die bloße Verwirklichung
des Binnenmarktes hinausgehen, doch den Ausschlag
für eine Anwendung der Wettbewerbsregeln .

2.2 . Die Kommission unterstreicht daher die Notwen­
digkeit, die Wettbewerbspolitik mit den neuen Zielen
der Europäischen Union in Einklang zu bringen, insbe­
sondere in den Bereichen der Industrie-, Kultur- und
Umweltpolitik, in denen ein Ausbau der Gemein­
schaftstätigkeit angestrebt wird . Dabei werden auch die
Regional- und die Sozialpolitik nicht vergessen .

2.3 . Vor dem Hintergrund einer sich ständig weiter­
entwickelnden Gemeinschaft und angesichts der Ziele
der Union anerkennt der Ausschuß die Bedeutung
der Wettbewerbsregeln für die Verwirklichung des
Binnenmarktes . Die Wettbewerbspolitik hat nach wie
vor eine wichtige Kontrollfunktion zu erfüllen, sowohl
was Zusammenschlüsse und den Mißbrauch marktbe­
herrschender Stellungen betrifft als auch im Bereich der
Beihilfenkontrolle, wobei sie vor allem als Instrument zur
Bekämpfung des Risikos einer starren und unflexiblen
Unternehmensstruktur dient.

2.4. Der Ausschuß und die Kommission stimmen
jedoch darin überein, daß sich die Rolle der Wettbe­
werbspolitik nicht in dieser negativen Perspektive der
bloßen Überwachung erschöpft. Der Ausschuß fordert
die Kommission auf, auch die Koordinierung und
Integration zwischen der Wettbewerbspolitik und ande­
ren Politiken zu verbessern, insbesondere in bezug auf
eine nicht protektionistische Industriepolitik . Auch muß
die Ausrichtung der Wettbewerbspolitik der Tatsache
Rechnung tragen, daß hinsichtlich der Chancen und des
Wettbewerbsumfelds unter den europäischen Unterneh­
men weiterhin Ungleichheiten bestehen, und zwar so­
wohl aufGemeinschaftsebene als auch bei den Beziehun­
gen zu den wichtigsten Handelspartnern der Gemein­
schaft .

2.5 . Die Kommission weist in ihrem Bericht nach­
drücklich auf den Beitrag hin, den die Wettbewerbspoli­
tik zu Wachstum, Wettbewerbsfähigkeit und Beschäfti­
gung leisten kann, und sie wünscht eine Ausrichtung der
Politik auf die Ziele des Weißbuchs . Sie unterstreicht
insbesondere die Bedeutung einer umsichtigen Beihilfen­
politik für die Umstrukturierung der europäischen Wirt­
schaft, bei der die KMU, Forschung und Entwicklung
und die Schaffung stabiler Arbeitsplätze im Vordergrund
stehen .

2.6 . Sie weist auch auf die Auswirkungen der Rege­
lung für Zusammenschlüsse und mißbräuchliche Prakti­
ken hin , die dazu beitragen kann, daß die wirtschaftliche
Rationalität begünstigt und die Ressourcenallokation
verbessert wird . Ferner unterstreicht sie die Bedeutung
der Kontrollregelungen für Unternehmenszusam­
menschlüsse und -kooperationen für die Liberalisierung
in den Bereichen Finanzdienste, Telekommunikation,
Verkehr und Energie sowie die Schaffung transeuropäi­
scher Netze für diese Sektoren .(*) ABl . Nr. C 34 vom 2. 2 . 1994.
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Vergleich zwischen den für die verschiedenen Welt­
marktteilnehmer ausschlaggebenden Wettbewerbsfak­
toren .

2.7. Wie bereits gesagt, kann der Ausschuß die
Tatsache nur begrüßen, daß die Kommission Wert legt
aufdie Zusammenhänge zwischen derWettbewerbspoli­
tik und derVerwirklichungder ZieleWachstum,Wettbe­
werbsfähigkeit und Beschäftigung. Der Ausschuß deutet
den Standpunkt der Kommission in dem Sinne, daß sie
selbst auch anerkennt, daß eine repressive Ausrichtung
der Wettbewerbspolitik allein nicht geeignet ist , diesen
Herausforderungen zu begegnen .

2.8 . Es ist zweifelhaft, ob die Ziele Wachstum, Wett­
bewerbsfähigkeit und Beschäftigung lediglich durch
die Verwirklichung des Binnenmarktes , Deregulierung,
Freistellungen für normalerweise verbotene Formen der
Zusammenarbeit und die Ausdehnung des Wettbewerbs
auf die bisher ausgenommenen Sektoren erreicht werden
können .

2.9 . Es ist zweifelsohne erforderlich, alle Hindernisse
zu beseitigen, die der Nutzung aller Vorteile des großen
europäischen Marktes im Wege stehen . Darüber darf
jedoch nicht vergessen werden, daß dasWettbewerbsum­
feld von Mitgliedstaat zu Mitgliedstaat nach wie vor
unterschiedlich ist und daß den europäischen Unterneh­
men — wie den nordamerikanischen und den japani­
schen — Grenzen gesetzt sind, die durch die weltweiten
Wettbewerbsbedingungen bestimmt werden, die — wie
bereits festgestellt wurde— vonWettbewerbsverzerrun­
gen alles andere als frei sind .

2.10 . Nach Auffassung des Ausschusses besteht kein
automatisches Zusammenspiel zwischen Wettbewerb
und Wettbewerbsfähigkeit und zwischen Wettbewerb
und Beschäftigung. Wettbewerbsfähigkeit hat weniger
mit Konkurrenz als vielmehr mit dem rechtlichen,
politischen und sozialen Umfeld zu tun, in dem die
unternehmerische Tätigkeit stattfindet.

2.11 . Die Kommission erkennt als allererste an, daß
die Lebensmodelle innerhalb der Gemeinschaft nicht
dem Ziel der Wettbewerbsfähigkeit geopfert werden
dürfen und die Wirtschaftskraft vor allem auf anderem
Wege gestärkt werden muß. Die Wettbewerbspolitik
hat ihren Beitrag dazu geleistet, die Zusammenarbeit
zwischen KMU zu ermöglichen, die Umstrukturierung
und Konzentration der europäischen Unternehmen zu
begünstigen und die Ausgewogenheit der einzelstaatli­
chen Beihilfepolitiken zu fördern, ausgehend davon, daß
ein wirklicher Wettbewerb auf dem europäischen Markt
Vorraussetzung für den Erfolg der europäischen Unter­
nehmen auf dem Weltmarkt ist .

2.12 . Es ist jedoch erforderlich , das Konzept des
Wettbewerbs und der Wettbewerbsfähigkeit spezifisch
und dynamisch nach den Gegebenheiten beider Märkte,
des Gemeinschafts- und des Weltmarkts, auszurichten .
Die Liberalisierung des Welthandels ist kein Faktum,
sondern muß Schritt für Schritt verwirklicht werden .
Die Wettbewerbspolitik muß daher nach und nach
angepaßt werden, und zwar entsprechend dem Abbau
der Behinderungen des Zugangs zum Gemeinschafts­
markt, der Öffnung der Märkte der bedeutendsten
Handelspartner der Gemeinschaft und der Schaffung
gleicher Bedingungen auf diesen Märkten sowie einem

3 . Abgleichung mit den anderen Gemeinschaftspoli­
tiken

3.1 . Es wird häufig auf den Konflikt zwischen der
Wettbewerbspolitik und der Industriepolitik hingewie­
sen , vor allem da letztere, die weiterhin in den Zuständig­
keitsbereich der Mitgliedstaaten fällt , nur schwerlich
von protektionistischen Ansätzen freigehalten werden
kann . Im Maastrichter Vertrag wird zum einen die
Notwendigkeit einer Industriepolitik der Gemeinschaft
unterstrichen und zum anderen die Rolle der Wettbe­
werbspolitik als Instrument derselben hervorgehoben .

3 .2. Obwohl bestimmte Aspekte derWettbewerbspo­
litik — wie z.B. die Begünstigung von Unternehmenszu­
sammenschlüssen und -kooperationen sowie die Förde­
rung der KMU und der Forschung und Entwicklung
gemäß Artikel 130 EGV—eindeutig dem industriepoliti­
schen Ziel einer Steigerung der Wettbewerbsfähigkeit
zuträglich sind, darf sich eine gemeinschaftliche In­
dustriepolitik nicht in wettbewerbspolitischen Faktoren
erschöpfen . Das heißt, die Industriepolitik muß die
wettbewerbspolitischen Entscheidungen in bezug auf
die Kooperation zwischen Unternehmen beeinflussen
können.

3.3 . Die Wettbewerbspolitik der Gemeinschaft be­
ruht auf Verbotsregeln , auch wenn diese durch Regelun­
gen für Freistellungen und Genehmigungen ab­
geschwächt werden. Es reicht aber nicht aus , den
Wettbewerb zu fördern, um alle Probleme der Wettbe­
werbsfähigkeit zu lösen . Die Gemeinschaft ist Teil eines
umfassenderen Marktes , auf dem die Regelungen und
Praktiken anderer Staaten einen starken Einfluß haben
und die Tätigkeit der europäischen Unternehmen direkt
oder indirekt erschweren.

3.4. Die Wirtschafts- und Sozialmodelle, mit denen
die Gemeinschaft konkurriert, sind häufig von ihrer
eigenen Realität und ihren eigenen Modellen weit
entfernt. Vor diesem Hintergrund müssen die europäi­
schen Unternehmen ihren Einfluß geltend machen . Eine
auf eindeutige Ziele gerichtete Industriepolitik , die
heute nicht mehr notwendigerweise mit Protektionismus
gleichzusetzen ist, muß die Anpassung der europäischen
Unternehmensstruktur an den Weltmarkt steuern, vor
allem in Anbetracht der Tatsache, daß die Liberalisie­
rung dieses Marktes mit großen Unsicherheiten verbun­
den ist .

3.5 . Die Kommission hat ihre Zuständigkeit einge­
setzt, um die Politik der Freistellungen und der Genehmi­
gung von Zusammenschlüssen und Beihilfen in ein
richtungsweisendes Instrument zu verwandeln, das der
Zusammenarbeit zwischen KMU und der Steigerung der
Wettbewerbsfähigkeit der europäischen Unternehmen
eindeutig zuträglich ist . Der Ausschuß würdigt die
positiven Auswirkungen dieser Politik, auch wenn —
wie z.B. bei den Unternehmenszusammenschlüssen
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— nicht alle gemeinschaftlichen Regelungen an die
tatsächlichen Gegebenheiten angepaßt sind , was den
Handlungsspielraum der Kommission leider erheblich
einschränkt.

3.6. Die Gemeinschaft versteht sich als ein offener
Markt, kann aber die Ausgewogenheit der Liberalisie­
rung des Welthandels nicht bestimmen . Das bedeutet,
daß sie ihre Wettbewerbspolitik danach ausrichten muß,
welche Garantien für eine Marktöffnung ihr im Bereich
der Handelspolitik von den Handelspartnern geboten
werden, in welcher Weise diese ihre Unternehmen direkt
oder indirekt unterstützen und wie effizient sie die ihrer
Zuständigkeit unterstehenden Wirtschaftsteilnehmer
schützen.

3.7 . Aus all diesen Gründen vertritt der Ausschuß die
Auffassung, daß die Autonomie der gemeinschaftlichen
Industriepolitik den letztendlichen Zielen der Wettbe­
werbspolitik besser zuträglich ist. Zahllose Formen
der Zusammenarbeit und Vereinbarungen zwischen
Unternehmen haben defensiven und konjunkturellen
Charakter und sind bewußt nicht auf eine Umstrukturie­
rung oder die Wiederherstellung der internationalen
Wettbewerbsfähigkeit ausgerichtet. Sie müssen re­
alistisch bewertet werden, und zwar unter Berücksichti­
gung der Besonderheiten jedes einzelnen Sektors sowie
der internationalen Wettbewerbsbedingungen, die sich
häufig nicht in den Rahmen eines koordinierten Kapa­
zitätsabbaus einfügen .

3.8 . An die Wettbewerbsfähigkeit dürfen keine ande­
ren Maßstäbe angelegt werden, als es das soziale,
wirtschaftliche und normative Umfeld erlaubt, und vor
diesem Hintergrund ist eine klar definierte Industriepoli­
tik ein wertvoller Bezugsrahmen für dieWettbewerbspo­
litik . Der Ausschuß bekennt sich zur Komplementarität
der Wettbewerbs- und der Industriepolitik , die s.E. eine
eindeutige Definition der Art, Ziele und Instrumente der
Industriepolitik voraussetzt, damit die beiden Politiken
kohärent und wirksam sein können.

3.9 . Wie im Fall der Industriepolitik plädiert der
Ausschuß generell auch für eine Abstimmung zwischen
derWettbewerbspolitik und den übrigen Gemeinschafts­
politiken . In manchen Fällen ist die Wettbewerbspolitik
nur ein Faktor, der indirekt zum Erfolg dieser Politiken
beiträgt. Dies gilt, wie im übrigen auch die Kommission
zutreffend feststellt , beispielsweise für den Umwelt­
schutz. In diesem Bereich stellen die Notwendigkeit einer
Kosteneindämmung und die Möglichkeit des Zugangs zu
Beihilfemechanismen Anreize für eine Verringerung des
Einsatzes umweltschädigender Produktionsverfahren
dar .

3.10. In anderen Fällen wird die Wettbewerbspolitik
von der Spezifizität bestimmter Bereiche der Gemein­
schaftsaktion bestimmt. Dies gilt zum Beispiel für die
Kulturpolitik . Der Ausschuß stimmt mit der Kommis­
sion darin überein , daß in diesem Bereich die Notwendig­
keit besteht, die Maßnahmen zur Verhinderung von
Diskriminierungen und Monopolbildungen mit den
Politiken zur Erhaltung der kulturellen Vielfalt in Ein­
klang zu bringen .

3.11 . Was die Bekämpfung des Dumping und protek­
tionistischer Vereinigungen drittländischer Erzeuger be­
trifft , so fordert der Ausschuß die Kommission auf,
nicht nur die Effizienz der Antidumping-Maßnahmen
im Rahmen der anläßlich der Uruguay-Runde geschlos­
senen Vereinbarung über die Anwendung von Artikel VI
des GATT zu verbessern und bei den zuständigen
Behörden der wichtigsten Handelspartner auf Kompro­
misse bei den Wettbewerbsregeln hinzuwirken, sondern
derartigen Verhaltensweisen auch bei der Bewertung
konzertierter Reaktionen der europäischen Unterneh­
men Rechnung zu tragen .

3.12. In bezug auf die Beschäftigungspolitik fordert
der Ausschuß die Kommission auf, die sozialen Aspekte
sowohl im Rahmen der Beihilfenpolitik als auch bei der
Regelung für die Unternehmenskooperation weiterhin
zu berücksichtigen, ohne dabei die Hauptziele der
Wettbewerbspolitik aus den Augen zu verlieren .

4. Die internationale Dimension der Wettbewerbs­
politik

4.1 . Der Ausschuß legt großen Wert darauf, daß die
Kommission dem Problem der internationalen Dimen­
sion der Wettbewerbspolitik und den Auswirkungen der
Globalisierung der Märkte auf die Ausrichtung der
gemeinschaftlichen Wettbewerbspolitik Bedeutung bei­
mißt . Diese Komponente war dem Ausschuß schon
immer ein Anliegen .

4.2 . Er hat bereits in früheren Stellungnahmen auf
die Notwendigkeit hingewiesen, die Wettbewerbspolitik
der Gemeinschaft in den weltwirtschaftlichen Kontext
einzubetten . Vor diesem Hintergrund erscheint es in der
Tat unverzichtbar/ohne zu zögern die Zusammenarbeit
zwischen europäischen Unternehmen — auch zwischen
den wirtschaftlich stärksten und marktbestimmenden
Unternehmen — zu fördern, damit diese dem Wettbe­
werb sowohl auf dem Gemeinschaftsmarkt als auch auf
Drittlandsmärkten standhalten können.

4.3 . Das Erfordernis einer weltweiten Wettbe­
werbsfähigkeit derGemeinschaftsunternehmen ist sicher
nicht leicht mit der Aufrechterhaltung eines wirklichen
Wettbewerbs auf dem gemeinsamen Markt in Einklang
zu bringen. Es ist jedoch wichtig, daß in diesem Bereich
in dem unbedingten Bestreben um einen Wettbewerb
auf dem Gemeinschaftsmarkt nicht vorschnell starre
Präzedenzfälle geschaffen werden, zumal nur von Fall
zu Fall und unter Berücksichtigung der Bedingungen,
unter denen die Gemeinschaftsunternehmen — insbe­
sondere was die Beihilfen betrifft — in ihren eigenen
Ländern tätig sind, die angemessenen Voraussetzungen
für eine internationale Wettbewerbsfähigkeit der Ge­
meinschaftsunternehmen und für die Wahrung des
Wettbewerbs auf dem Gemeinschaftsmarkt geschaffen
werden können.

4.4. Es war immer schon schwierig, in den Beziehun­
gen zu den Ländern des GATT die Handelspolitik und
die Wettbewerbspolitik in Einklang zu bringen . Die
Bemühungen um den Abschluß eines multilateralen
Übereinkommens zum Schutz des Wettbewerbs führten
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bislang nicht zum Erfolg, und es ist völlig normal , daß
sie auch noch einige Jahre ergebnislos bleiben werden .
Dennoch müssen nach Meinung des Ausschusses die
Bemühungen in Richtung auf eine multilaterale Lösung
des Problems fortgesetzt werden, und in der Zwischen­
zeit sollten bilaterale Abkommen mit den wichtigsten
Handelspartnern, z.B. mit den USA, abgeschlossen und
deren Anwendung verbessert werden . Er hofft, daß der
auf die bedeutendsten Handelspartner ausgeübte Druck
im Sinne einer strikten Anwendung ihrer eigenenWettbe­
werbsregeln bald Erfolge zeitigen wird . Allerdings weist
der Ausschuß nachdrücklich darauf hin , daß eine multi­
nationale bzw . bilaterale Zusammenarbeit nur akzepta­
bel ist, wenn sie auf absoluter Gegenseitigkeit beruht und
die Vertraulichkeit der ausgetauschten Informationen in
ausreichendem Maße gewährleistet ist .

4.5 . Solange es nicht möglich ist, einen Konsens über
ein System wirksamer internationaler Regelungen zu
erzielen und einen echten internationalen Kodex zum
Schutz desWettbewerbs zu verabschieden, muß versucht
werden, eine Reihe von Mindestgrundsätzen aufzustel­
len , anhand derer die einzelstaatlichen Rechtsvorschrif­
ten ausgerichtet und harmonisiert werden können ( J ).
Eine Harmonisierung der Rechtsvorschriften reicht je­
doch als Ziel nicht aus, wenn die Kriterien für die
Anwendung der Wettbewerbsregeln nicht übereinstim­
men . Daher ist es nach Ansicht des Ausschusses erforder­
lich , selbst in bezug auf Staaten, die ähnliche Regelungen
aufweisen wie die Gemeinschaft, weiterhin aufmerksam
über die Anwendung der Wettbewerbsregeln seitens der
wichtigsten Handelspartner zu wachen.

4.6 . Der Ausschuß ist sich darüber im klaren, daß die
prekäre Wirtschaftslage in den Ländern Mitteleuropas
ein gewisses Maß an Flexibilität rechtfertigt . Trotz der
Parallelen zwischen den Regeln des EG-Vertrags und
den Bestimmungen der mit diesen Ländern geschlossenen
Abkommen steht zu befürchten, daß diese die Vorausset­
zungen für eine strikte Anwendung derartiger wettbe­
werbspolitischer Grundsätze nicht erfüllen .

4.7 . Es ist jedoch zu bedenken, daß die Produktionsbe­
dingungen in Ländern mit starker staatlicher Interven­
tion und die Art und Weise, wie sie ihre Exporte
abwickeln , unannehmbare Konsequenzen für bestimmte
Unternehmensbereiche der Gemeinschaft haben kann,
deren Wettbewerbsfähigkeit unter normalen Umständen
unbestreitbar ist .

5 . Subsidiarität und dezentrale Anwendung

5.1 . Die Zuständigkeit der Kommission ist auf die
Fälle begrenzt, in denen wettbewerbsbeschränkende
Verhaltensweisen den Handel zwischen den Mitglied­
staaten erheblich beeinträchtigen können . Diese traditio­
nelle Abgrenzung der Zuständigkeiten wurde auch
durch den Vertrag von Maastricht nicht geändert . Der
Ausschuß erkennt an, daß die Kommission durch die
aufeinanderfolgenden Erweiterungen , die zunehmende
Bedeutung der Wettbewerbspolitik und der Fu­
sionskontrollen vor enorme Herausforderungen gestellt
wurde, denen sie trotz der spärlichen Mittelausstattung
wirksam zu begegnen suchte .

5.2 . Es ist daher verständlich, daß die Kommission
ihre Aufmerksamkeit auf die Aspekte der Wettbe­
werbspolitik konzentriert, die aufgrund ihrer Bedeutung
oder Beispielhaftigkeit am besten zur Verwirklichung
der Ziele der Gemeinschaft beitragen können . In dem
Maße, wie sich die Auslegung und Anwendung der
Wettbewerbsregeln der Gemeinschaft verbreiten und
durchsetzen und die einzelstaatlichen Rechtsvorschriften
harmonisiert werden, sollte dann auch die Rolle der
einzelstaatlichen Behörden und Gerichte gestärkt
werden .

5.3 . Der Ausschuß teilt daher die Auffassung der
Kommission, daß dieMitgliedstaaten ihreWettbewerbs­
regeln den Vertragsbestimmungen anpassen sollten und
die einzelstaatlichen Behörden und Gerichte berechtigt
und verpflichtet sind, sich stärker um die Regelung von
Fällen zu bemühen, die zwar die Gemeinschaft betreffen,
jedoch in erster Linie von nationaler Tragweite sind;
dies entspricht im übrigen dem Wunsch nach einer
Dezentralisierung der Anwendung des Gemeinschafts­
rechts, die auch die Kommission und die einzelstaatlichen
Behörden befürworten.

5.4 . Der Ausschuß ist der Meinung, daß zwischen
dem gemeinschaftlichen und dem einzelstaatlichenWett­
bewerbsrecht eine auf ein gemeinsames Ziel ausgerichte­
te Komplementarität hergestellt werden muß und erst
dann mit Fug und Recht von Subsidiarität gesprochen
werden kann. Ferner ist er der Auffassung, daß Situatio­
nen, in denenWettbewerbsbeschränkungen von nationa­
ler Tragweite sind und von den einzelstaatlichen Behör­
den und Gerichten unter Anwendung nationaler Rechts­
vorschriften geregelt werden können, nicht mit den
Situationen verwechselt werden dürfen, in denen die
nationalen Behörden und Gerichte Fälle gemeinschafts­
relevanter Wettbewerbsbeschränkungen unter Anwen­
dung des Gemeinschaftsrechts effizient lösen können .

5.5 . Es ist ein durchaus anerkennenswertes Ziel ,
dem einzelstaatlichen Recht unter Berufung auf das
Subsidiariätsprinzip die Lösung gemeinschaftsrelevanter
Probleme anzuvertrauen und die Anwendung des Ge­
meinschaftsrechts dadurch zu dezentralisieren, daß die
nationalen Behörden und Gerichte zu Entscheidungen
auf der Grundlage dieses Rechts ermuntert werden.
Durch eine solche Entwicklung darf jedoch nicht die
einheitliche Anwendung des Gemeinschaftsrechts in
Frage gestellt werden, und sie darf auch nicht dazu

4.8 . Der Ausschuß fordert die Kommission daher auf,
auch die Entwicklung der Beziehungen zu diesen Ländern
im Rahmen der geltenden internationalen Abkommen
aufmerksam zu verfolgen, im Bereich des GATT ange­
messen und rechtzeitig zu reagieren und etwaige Formen
defensiver Zusammenarbeit seitens der Gemeinschafts­
unternehmen nach diesen Kriterien zu bewerten .

0) Stellungnahme Dok . CES 1028/94 vom 15 . 9 . 1994 zu den
„Auswirkungen der Vereinbarungen der Uruguay-Runde".
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führen, daß Verhaltensweisen, die den Wettbewerbsre­
geln des Vertrags eindeutig zuwiderlaufen, durch die
Behörden derMitgliedstaaten kein Einhalt geboten wird .

5.6 . Diese Gefahr ist um so größer, als die nationalen
Behörden und Gerichte in vielen Fällen nicht in der
Lage sind, gegen bestimmte wettbewerbsbeschränkene
Praktiken vorzugehen . Dazu kommt, daß in anderen
Fällen die Deregulierung und die Abschaffung ein­
zelstaatlicher Monopole Verunsicherung auslösen und
zumindest in der Anfangsphase restriktive Verhaltens­
weisen nach sich ziehen, die von den zuständigen Stellen
der Mitgliedstaaten toleriert bzw. bewußt nicht zur
Kenntnis genommen werden.

5.7 . Die Kommission muß daher die Besonderheiten
jedes Einzelfalls sorgfältig abwägen, bevor sie ein
Beschwerdeverfahren einstellt bzw. die Kontrollbefugnis
wieder den Behörden des Mitgliedstaats überträgt, und
sie sollte deutlich machen, daß sie das Verfahren
wiedereröffnen wird, wenn die entsprechendenMaßnah­
men nicht innerhalb einer angemessenen Frist getroffen
werden .

Liberalisierung, wie die Kommission zu Recht heraus­
stellt, das Problem des Zugangs zu den Infrastrukturen
und des Zugangs neuer Wirtschaftsteilnehmer zum
Markt auf. In diesem Zusammenhang müssen — unbe­
schadet der erforderlichen Anpassungen angesichts der
weltweiten Konkurrenz — das Verbot der mißbräuchli­
chen Ausnutzung beherrschender Stellungen und die
Fusionskontrolle greifen .

6.4. DerAusschuß mißt einer verstärkten Anwendung
der Wettbewerbsregeln in fünf spezifischen Sektoren
große Bedeutung bei : Finanzdienste und Versicherungs­
wirtschaft, Telekommunikation und Postdienste, Ener­
gie, Verkehr und audiovisueller Bereich .

6.5 . Besonders wichtig ist dies im Finanzsektor, und
zwar nicht nur aufgrund seines wirtschaftlichen Ge­
wichts, sondern auch wegen seines Einflusses auf die
Wettbewerbsfähigkeit der übrigen produzierenden Be­
reiche.

6.6. Die Liberalisierung des Telekommunikations­
sektors hat zu Kooperationsvereinbarungen, strategi­
schen Bündnissen und zur Gründung gemeinsamer
Tochtergesellschaften geführt; diese Formen der Zusam­
menarbeit werden von der Kommission geprüft.

6.7. Im Luftverkehrssektor muß die Liberalisierung
auf die Monopolstellungen ausgedehnt werden, die,
wie die Kommission festgestellt hat, im Bereich der
Bodenabfertigungsdienste noch bestehen.

6.8 . Bezüglich des innergemeinschaftlichen Seever­
kehrs muß dieWettbewerbspolitik mit der Verkehrspoli­
tik abgestimmt werden. Durch die Kabotage muß
in bezug auf den Landverkehr eine ergänzende und
konkurrierende Lösung geschaffen werden können, so­
weit die bestehenden bzw. geplanten Infrastrukturen
nicht ausreichen, um den Bedarf an einem Ausbau des
Handels zwischen den Mitgliedstaaten zu befriedigen.

6.9 . Was den Fernsehsektor betrifft, so sollte die
Kommission mit geeigneten Mitteln die Zu­
gangsmöglichkeiten der Marktteilnehmer zu Vereinba­
rungen zwischen Fernsehanbietern fördern, um solche
Vereinbarungen, mit denen den Beteiligten auschließli­
che Rechte eingeräumt und Dritte ausgeschlossen wer­
den sollen, zu erschweren.

6 . Liberalisierung, Privatisierung und Abschaffung der
Monopole

6. 1 . Der Ausschuß ist sich darüber im klaren, daß der
eingeschränkte Wettbewerb in den Bereichen Verkehr,
Telekommunikation und Energie nach wie vor oft
technologischen Innovationen abträglich und ein Grund
für die hohen Dienstleistungskosten ist. In diesem Sinne
kann die Steigerung des Wettbewerbs zur Verbesserung
der Bedingungen für die Erbringung dieserDienstleistun­
gen beitragen. Es darf allerdings auch nicht übersehen
werden, daß der Wettbewerb in den Sektoren, die
traditionell von ihm ausgenommen waren, für eine
normale Erbringung unverzichtbarer Dienstleistungen
Risiken in sich bergen und zu einer Verringerung der
Mittel führen kann, von denen früher die Fähigkeit zur
technologischen Erneuerung abhing.

6.2. Man sollte sich vor Augen halten, daß die
traditionelle staatliche Intervention in diesen Sektoren
auch positive Seiten hatte. Vielfach konnte mit den
staatlichen Mitteln der Mangel an Privatinvestitionen
ausgeglichen werden, wodurch ein Beitrag zum techni­
schen Fortschritt geleistet und die Erbringung von
Dienstleistungen ermöglicht wurde, die vom sozialen
Standpunkt unverzichtbar, wirtschaftlich jedoch unin­
teressant waren . Somit müssen beim Prozeß der Deregu­
lierung und Liberalisierung die weltweite Wettbe­
werbsfähigkeit der europäischen Unternehmen und die
ausreichende Versorgung mit öffentlichen Dienstleistun­
gen miteinander in Einklang gebracht werden.

6.3 . Bei der Deregulierung, Liberalisierung und Priva­
tisierung muß derartigen Fällen Rechnung getragen
werden, um einem Einbruch der internationalen Wettbe­
werbsfähigkeit der europäischen Unternehmen und der
Unzulänglichkeit bestimmter öffentlicher Dienstleistun­
gen vorzubeugen. Auf der anderen Seite wirft die

7. Wettbewerbsbeschränkende Vereinbarungen und
Mißbrauch einer beherrschenden Stellung

7.1 . Wie der Ausschuß feststellt , hält die Kommission
an ihrer Politik zur Förderung der Zusammenarbeit
zwischen KMU und zur Stärkung gemeinsamer Initiati­
ven im Bereich der Forschung und Entwicklung fest und
bekräftigt ihren Ansatz in bezug auf Krisenkartelle im
Sinne einer Gewährung von Freistellungen für Vereinba­
rungen zwischen Unternehmen, die ausschließlich auf
den koordinierten Abbau von Überkapazitäten in einem
bestimmten Sektor abzielen und eine Spezialisierung
sowie die Stillegung nicht mehr benötigter Anlagen
ermöglichen .
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7.2. Aus den bereits dargelegten Gründen und im
Interesse einer Wettbewerbspolitik , die einer Verbesse­
rung der Wettbewerbsfähigkeit der europäischen Unter­
nehmen zuträglich ist, fordert der Ausschuß die Kommis­
sion auf, an dieser Politik festzuhalten und eine noch
flexiblere Haltung in bezug auf die horizontale und
vertikale Zusammenarbeit von Unternehmen einzuneh­
men, insbesondere was Lizenzvereinbarungen im Zu­
sammenhang mit der Herstellung und dem Vertrieb von
Gütern sowie der Erbringung von Dienstleistungen
betrifft .

7.3 . Nach Ansicht des Ausschusses sollte die Kommis­
sion weiterhin die Zusammenarbeit zwischen Unterneh­
men in Form von Kartellen mit defensivem bzw. kon­
junkturellem Charakter unterstützen und diese vor allem
in den Fällen zulassen, in denen die Wettbewerbsbedin­
gungen auf dem Weltmarkt bzw. die Marktzyklen eine
Abschwächung der Konkurrenz zwischen den europäi­
schen Unternehmen rechtfertigen . In vielen Fällen bilden
sich infolge eines unlauteren oder außergemeinschaftli­
che Unternehmen begünstigenden Wettbewerbs mehr
oder weniger komplexe Formen der Zusammenarbeit
heraus, die insofern vorübergehend zugelassen werden
müssen, als sie weniger auf eineAufspaltung des Gemein­
schaftsmarktes ausgerichtet sind, sondern vielmehr dem
Auffinden gemeinsamer Lösungen für konjunkturelle
Produktionsüberschüsse dienen .

7.4. Die Kommission muß ferner aufmerksam über
Verschiebungen im Kräfteverhältnis zwischen Industrie
und Handel wachen, insbesondere wenn diese eine Folge
der Bildung von Einkaufszentralen und des Zusammen­
schlusses von Einzelhandelsunternehmen sind . Es besteht
zunehmend die Gefahr, daß nicht nur kleine und mittlere
Industrie- und Landwirtschaftsbetriebe, die womöglich
bei der Aushandlung der Bedingungen für den Absatz
ihrer Erzeugnisse mit immer größeren Schwierigkeiten
zu kämpfen haben, sondern auch die für die Han­
delsstruktur so unentbehrlichen kleinen und mittleren
Handelsunternehmen ihre Lebensfähigkeit einbüßen.

7.5 . Nach Meinung des Ausschusses müssen auch
Überlegungen angestellt werden über die den Verbrau­
chern auferlegten Belastungen im Rahmen bestimmter
Formen der Zusammenarbeit im Bereich des Umwelt­
schutzes sowie über die Angemessenheit der von der
Kommission gestellten Bedingungen in bezug auf die
Freistellung für Alleinvertriebsvereinbarungen. Beson­
ders akut ist dieses Problem in den liberalisierten und
deregulierten Sektoren, und es muß überprüft werden,
inwiefern diese Bedingungen effizient sind und tatsäch­
lich eingehalten werden . Schließlich erwartet der Aus­
schuß mit großer Spannung die öffentliche Diskussion
über eine Revision der Verordnung Nr. 123/85 .

8 . Fusionskontrolle

8.1 . Im Einklangmit seiner am 6. Juli 1994 verabschie­
deten Stellungnahme ( ! ) unterstreicht der Ausschuß er­
neut die Notwendigkeit einer Revision der Verordnung
(EWG) Nr. 4064/89 (2) über die Kontrolle von Unterneh­

menszusammenschlüssen . Die Gemeinschaft steht vor
historischen Herausforderungen , die sich auszeichnen
durch eine eindeutige Globalisierung der Märkte, die
Zunahme der gegenseitigen wirtschaftlichen Abhängig­
keiten und eine Wirtschaft von weltweiter Dimension.
Diejenigen, die sich diesen Herausforderungen der Ge­
meinschaft letztendlich stellen müssen, sind ihre Unter­
nehmen .

8.2 . Die Erhöhung des Wettbewerbsdrucks macht
eine Zusammenarbeit zwischen den europäischen Unter­
nehmen und deren Umstrukturierung erforderlich, und
die Gemeinschaft muß in der Lage sein , diese notwendi­
gen Voraussetzungen zu erfüllen . Die daraus resultieren­
den Vorteile für Wachstum, Wettbewerbsfähigkeit und
Beschäftigung müssen rasch und auf einheitliche Weise
wirksam werden, und das gemeinschaftliche System der
Kontrolle und Überwachung von Zusammenschlüssen
muß eine diesen Gegebenheiten angemessene Lösung
anbieten .

8.3 . Es ist sicher richtig, daß die lobenswerten An­
strengungen immer zahlreicherer Mitgliedstaaten in
Richtung auf eine freiwillige Harmonisierung der einzel­
staatlichen Wettbewerbsregeln dazu beigetragen haben,
in der Gemeinschaft ein Bündel von Referenznormen
einzuführen, die nicht nur einheitlich sind, sondern auch
mit dem Gemeinschaftsrecht im Einklang stehen. Es
stimmt aber auch, daß sich die Mitgliedstaaten bei der
Anwendung der Rechtsvorschriften von ihren eigenen
Erwägungen leiten lassen, die den Erfordernissen des
Wettbewerbs auf Gemeinschaftsebene und der interna­
tionalen Wettbewerbsfähigkeit, die mit den Zusam­
menschlüssen häufig angestrebt wird, nicht immer Rech­
nung tragen. So kommt es , daß sich die europäischen
Unternehmen weiterhin einer Vielzahl vorheriger
Prüfungen unterziehen und eine ganze Reihe von Bewer­
tungskriterien erfüllen müssen, die in erster Linie auf
die enge nationale Perspektive zugeschnitten sind.

8.4. Nach Meinung des Ausschusses ist es daher mit
der Vollendung des Binnenmarktes , der Verwirklichung
der Ziele Wachstum und Wettbewerbsfähigkeit und der
Wettbewerbspolitik als Instrument zur Verwirklichung
der Vertragsziele nicht zu vereinbaren, daß Zusammen­
schlüsse, an denen Unternehmen aus zwei oder mehr
Mitgliedstaaten beteiligt sind, weiterhin gleichzeitig
von jeder einzelnen einzelstaatlichen Behörde geprüft
werden. Die Vielzahl an einzelstaatlichen Kontrollen
birgt nicht nur die Gefahr widersprüchlicher Entschei­
dungen in sich, sondern verursacht auch Kosten, erfor­
dert unnötigen Verwaltungsaufwand und läßt die Zeit­
planung der Unternehmen völlig aus den Fugen geraten .

8.5 . Die europäischen Unternehmen, die eine Zusam­
menarbeit und Umstrukturierung anstreben, laufen so
absurder- und unnötigerweise Gefahr, mit divergieren­
den Entscheidungen und übermäßig langen Prüfverfah­
ren konfrontiert zu werden . Der Fortbestand einzelstaat­
licher Kontrollen von Zusammenschlüssen mit grenz­
überschreitenden Auswirkungen läßt Widerstand der
Mitgliedstaaten gegen eine gemeinschaftliche Klärung
von Situationen erkennen, die sie in vielen Fällen
überhaupt nicht effizient in den Griff bekommen können,
weil ihnen entweder die Mittel fehlen oder ihrer eigenen

(!) Dok. CES 855/94.
(2) ABl . Nr. L 395 vom 30. 12 . 1989.
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dende Bedeutung beizumessen ist . Im Gefolge der
Öffnung der Märkte reagiert die europäische Wirtschaft
empfindlicher auf staatliche Beihilfen , und die Wirt­
schaftskrise hat die Notwendigkeit deutlich werden
lassen, die am stärksten betroffenen Sektoren zu unter­
stützen.

9.2 . In diesem Zusammenhang besteht die Notwen­
digkeit, den Widerstand der schrumpfenden Industrie­
zweige gegen strukturelle Anpassungen zu überwinden
und gegen Beihilfepolitiken vorzugehen, die nicht auf
eine Umstrukturierung der Unternehmen abzielen .

9.3 . Andererseits hat die Steigerung des innergemein­
schaftlichen Wettbewerbs die Mitgliedstaaten zu
Stützungsmaßnahmen veranlaßt, die in Anbetracht der
unterschiedlichen Finanzkapazitäten der Mitgliedstaa­
ten sorgfältig abgewogen werden müssen.

9.4 . Der Ausschuß hält es für notwendig, die Informa­
tion über den Umfang nicht nur der staatlichen, sondern
auch der gemeinschaftlichen Beihilfen zu verbessern und
ihre Auswirkungen zu untersuchen . Der XXIII . Wettbe­
werbsbericht enthält keine Hinweise, die es ermöglichen,
den Umfang dieser Beihilfen auch nur annähernd zu
beziffern . Diesbezügliche Informationen werden von
den Wirtschaftskreisen benötigt, und der Ausschuß hofft
auf die baldige Veröffentlichung eines Berichts mit
einer aktualisierten Übersicht über die staatlichen und
gemeinschaftlichen Beihilfen .

Hoheitsgewalt Grenzen gesetzt sind . Der Ausschuß
ersucht die Kommission, auf der Aufgabe dieser Art von
Widerstand zu beharren, der mit auf die Politik der
Dezentralisierung und das Subsidiaritätsprinzip gestütz­
ten Argumenten nicht zu rechtfertigen ist .

8.6 . Der Ausschuß würdigt den Erfolg der Anwen­
dung der Verordnung (EWG) Nr. 4064/89 sowie die
Bemühungen der Kommission in Richtung auf eine
Revision dieser Verordnung. Die Kommission sollte
daher weiterhin auf eine Verbesserung des Systems
der Kontrolle von Unternehmenszusammenschlüssen
hinarbeiten und die Mitgliedstaaten davon überzeugen,
daß eine Änderung der geltenden Regelung einen wirksa­
men Wettbewerb auf nationaler und gemeinschaftlicher
Ebene nicht in Frage stellt . Die diesbezüglichen Wi­
derstände hindern die europäischen Unternehmen nur
daran, sich an die neue weltweite Dimension der Märkte
anzupassen, und versetzen die Mitgliedstaaten in keiner
Weise in die Lage, den Wettbewerb auf ihren Märkterl
wirksam zu schützen und die Wettbewerbsfähigkeit
ihrer Unternehmen zu verbessern .

8.7. Der Ausschuß bekräftigt daher erneut seinen
Standpunkt, daß die Zuständigkeit der Kommission
dadurch erweitert werden muß, daß die für die Bestim­
mung der Gemeinschaftsrelevanz von Zusammenschlüs­
sen ausschlaggebenden Schwellenwerte herabgesetzt
werden und die „Zweidrittelbestimmung" entfällt . Diese
Ausdehnung des gemeinschaftlichen Aktionsradius wird
der Notwendigkeit gerecht, die Sektoren von zunehmen­
der Bedeutung einer einheitlichen Behandlung zu unter­
werfen, wie z.B. die Dienstleistungsbereiche und die von
einzelstaatlichen Deregulierungs- und Privatisie­
rungsmaßnahmen betroffenen Sektoren . Ferner ist der
Ausschuß der Auffassung, daß der Spielraum für Aus­
nahmen von der ausschließlichen Zuständigkeit der
Kommission unberührt bleiben muß und von der Mög­
lichkeit der Verweisung eines Falles an die einzelstaatli­
chen Behörden weiterhin nur in Ausnahmefällen Ge­
brauch gemacht werden sollte.

8.8 . Im Einklang mit seiner Stellungnahme ( l ) zum
„Bericht der Kommission an den Rat über die Anwen­
dung der Verordnung über Unternehmenszusam­
menschlüsse" vertritt der Ausschuß die Auffassung, daß
eine Steigerung der Transparenz und der Schutz der
Rechte Dritter nicht auf Kosten eines der positivsten
Aspekte der derzeitigen Gemeinschaftsregelung, d.h .
der Schnelligkeit der Prozeßabwicklung, gehen darf.
Schließlich fordert derAusschuß die Kommission auf, die
Fusionskontrolle weiterhin als Instrument zur Wahrung
eines wirksamen Wettbewerbs auf dem Gemeinschafts­
markt einzusetzen , ohne die Erfordernisse einer Verbes­
serung der Wettbewerbsfähigkeit der europäischen Un­
ternehmen und die Globalisierung des Wettbewerbs aus
den Augen zu verlieren .

9 . Staatliche Beihilfen

9.1 . Der Ausschuß teilt die Auffassung der Kommis­
sion, daß der Kontrolle der staatlichen Beihilfen entschei­

9.5 . Ferner möchte der Ausschuß die Kommission
dazu ermutigen, eine Verbesserung in bezug auf die
schwierige Kontrolle der Beihilfen anzustreben, die von
den diesbezüglich weitgehend autonomen Regionen und
Kommunen der Mitgliedstaaten gewährt werden . Diese
Beihilfen gewinnen mehr und mehr an Bedeutung, und
obwohl sie als Instrumente der regionalen Entwicklung
nicht in Frage gestellt werden dürfen, müssen sie doch
weiterhin einer strengen Kontrolle unterzogen werden .

9.6 . Vor dem Hintergrund einer Einbindung der
europäischen Wirtschaft in den Weltmarkt unterstreicht
der Ausschuß die Notwendigkeit, aufmerksam zu verfol­
gen, in welcher Form die Drittländer, insbesondere die
wichtigsten Handelspartner der Gemeinschaft, Beihilfen
gewähren. Die Tendenz zu dieser Art der mehr oder
weniger versteckten Förderung ist steigend, und die
Gemeinschaft verlöre ihre Berechtigung zur Ein­
dämmung der Beihilfepolitiken der Mitgliedstaaten ,
wenn sie den Drittländern diesbezüglich freien Lauf
ließe .

9.7 . Der Ausschuß unterstützt die Kommission in
ihren Bemühungen, die von Drittländern gewährten
Beihilfen aufzudecken, die den Wettbewerb auf den
für die Gemeinschaftsunternehmen relevanten Märkten
beeinflussen, und sie sollte eine Übersicht über die
wichtigsten derzeit bestehenden Stützungsmaßnahmen
dieser Art erstellen .( i ) Dok. CES 855/94.
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10.8 . Bei dem derzeitigen Ermittlungsverfahren wird
die Kommission weiterhin eine Schiedsfunktion ausüben
müssen . Daher fordert der Auschuß die Kommission
auf, nicht aus den Augen zu verlieren, daß sie gleichzeitig
Entscheidungs- und Ermittlungskompetenz hat, und die
Verteidigungsrechte zu verbessern, indem sie insbeson­
dere die Rolle des Anhörungsbeauftragten stärkt.

1 1 . Schlußfolgerungen

10. Verbesserung der Verfahrensweisen und Verteidi­
gungsrechte

10.1 . Der Ausschuß teilt die Auffassung, daß die
Effizienz der Wettbewerbspolitik von einer Vereinfa­
chung und Beschleunigung der Verfahrensweisen ab­
hängt und die Zusammenarbeit zwischen Unternehmen
durch eine Entbürokratisierung spürbar gefördert wer­
den könnte.

10.2. Er befürwortet daher die neue Regelung zur
beschleunigten Bearbeitung der Fälle struktureller koo­
perativerGemeinschaftsunternehmen, dieÄhnlichkeiten
mit den Zusammenschlüssen aufweisen, was es rechtfer­
tigt, den Dialog zwischen der Kommission und den
betroffenen Unternehmen zu verbessern , um in jedem
Einzelfall sämtliche Auswirkungen genau abschätzen zu
können .

10.3 . Der Ausschuß ist sich darüber im klaren, daß
die Kommission nur über begrenzte Mittel verfügt. Vor
diesem Hintergrund ist es im Prinzip nicht erforderlich ,
formale Beschlüsse in den Fällen zu fassen, in denen die
Unternehmen von sich aus auf wettbewerbsbeschrän­
kende Verhaltensweisen, die ihnen zur Last gelegt
werden, verzichten .

10.4. Der Ausschuß ist jedoch der Auffassung, daß
die Einstellung von Verfahren wegen Klagerücknahme
oder einer unilateralen Änderung der wettbewerbs­
beschränkenden Verhaltensweisen nicht ausschließen
darf, daß die Bedingungen, unter denen die betroffenen
Unternehmen ihre Tätigkeit weiterverfolgen, einer sum­
marischen Bewertung unterzogen werden . Es kommt
nämlich vor, daß eine für die betroffenen Parteien
zufriedenstellende Lösung nicht mit den Erfordernissen
der Wettbewerbsfreiheit vereinbar ist, insbesondere
wenn der Grund für die Auseinandersetzung eine markt­
beherrschende Stellung war.

10.5 . Der Ausschuß unterstreicht die Bedeutung der
jüngsten Rechtsprechung des Gerichts erster Instanz,
durch die die Wahrung der verschiedenen Interessen und
Rechte in der Gemeinschaft bestätigt und auf die
Notwendigkeit hingewiesen wird, den Wettbewerb zu
verteidigen, auch wenn eine Beschränkung des Wettbe­
werbs auf übliche, bekannte und von den nationalen
Behörden tolerierte Praktiken zurückzuführen ist (vgl .
Ziffer 5.6 dieser Stellungnahme).

10.6 . Der Ausschuß hält es für unbedingt erforderlich,
die Verteidigungsrechte im Verfahren der Durchsetzung
der Wettbewerbsregeln der Gemeinschaft zu wahren.
Die Vorgehensweise der Kommission in bezug auf die
Transparenz der Beschwerdeführung, die Fristen für
die Beantwortung, den Zugang zu der Akte mit den
Beweisstücken und die Anhörung durch den Anhörungs­
beauftragten ist noch verbesserungsbedürftig.

10.7. Nach Meinung des Ausschusses darf von dem
Recht auf Zugang zu sämtlichen — belastenden oder
entlastenden— Unterlagen, auf die sich die Beschwerde
stützt, nur dann eine Ausnahme gemacht werden,
wenn der tatsächliche Schutz der Vertraulichkeit der
Geschäftsgeheimnisse auf dem Spiel steht.

11.1 . Der Ausschuß fordert die Kommission auf, bei
der Festlegung ihrer Wettbewerbspolitik den von den
Vertretern der verschiedenen Bereiche des wirtschaftli­
chen und sozialen Lebens in dieser Stellungnahme
vorgebrachten Anliegen Rechnung zu tragen .

1 1 .2. Eine Steigerung des Wettbewerbs allein ist keine
Lösung für die Probleme der Wettbewerbsfähigkeit
und Beschäftigung in der Gemeinschaft . Besondere
Aufmerksamkeit muß daher auch dem rechtlichen,
administrativen, politischen und sozialen Umfeld ge­
schenkt werden, in dem die unternehmerische Tätigkeit
stattfindet und in das sich die Wettbewerbspolitik
einfügt.

11.3 . Die Autonomie der Industriepolitik stellt die
Wettbewerbspolitik nicht in Frage, und der Versuch,
etwaige Widersprüche zwischen diesen beiden Politiken
aufzulösen, darf nicht dazu führen, daß erstere der
letzteren untergeordnet wird .

11.4. Die Wettbewerbspolitik der Europäischen
Union muß vor dem Hintergrund der Liberalisierung
des Welthandels und der Haltung konzipiert werden,
die die wichtigsten Handelspartner der Gemeinschaft
in diesem Zusammenhang einnehmen. Daher ist es
unbedingt erforderlich, weiterhin auf eine Konvergenz
der Wettbewerbsregeln und -politiken im Rahmen der
Welthandelsorganisation hinzuarbeiten .

1 1 .5 . Die Anwendung des Subsidiaritätsprinzips setzt
ein effizienteres Vorgehen seitens der Mitgliedstaaten
voraus , das im Bereich der Wettbewerbspolitik nur in
jedem Einzelfall beurteilt werden kann.

11.6 . Die einheitliche Handhabung der Kontrolle von
Unternehmenszusammenschlüssen ist für die europäi­
schen Unternehmen von entscheidender Bedeutung.
Daher müssen im Rahmen der derzeitigen Revision der
Verordnung (EWG) Nr. 4064/89 Zuständigkeitsbereich
und Handlungsspielraum der Gemeinschaft erweitert
werden.

11.7. Die Beihilfen der Mitgliedstaaten und ihrer
Gebietskörperschaften sowie die von Drittländern
gewährten Beihilfen verzerren den Wettbewerb in der
Gemeinschaft . Daher muß die Gemeinschaft diese wei­
terhin aufmerksam überwachen und aktuelle Angaben
über deren Art und Auswirkungen veröffentlichen,
damit die Wirtschaftsteilnehmer klarer orientiert sind .
Außerdem bedarf es einer intensiveren Aufklärung über
die Wirkung gemeinschaftlicher Beihilfen .
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11.8 . Schließlich fordert der Ausschuß die Kommis­
sion auf sicherzustellen, daß die Wahrung der
Verteidigungsrechte einerseits und die Wahrung der
Geschäftsgeheimnisse andererseits in einem ausgewoge­
nen Verhältnis zueinander stehen, und sie sollte den
Wettbewerb innerhalb der Gemeinschaft weiterhin

aufmerksam und aktiv verteidigen , indem sie anerkennt,
daß die repräsentativen Zusammenschlüsse in den
verschiedenen wirtschaftlichen und sozialen Bereichen
für den Schutz der legitimen Interessen der Gemein­
schaft und die Verwirklichung ihrer Ziele unverzichtbar
sind .

Geschehen zu Brüssel am 21 . Dezember 1994.

Der Präsident

des Wirtschafts- und Sozialausschusses
Carlos FERRER

Stellungnahme zu dem Vorschlag für eine Richtlinie des Rates zur Änderung der Richtlinie
90/684/EWG des Rates über Beihilfen für den Schiffbau 0 )

(94/C 397/22)

Der Rat beschloß am 19 . Dezember 1994, den Wirtschafts- und Sozialausschuß gemäß
Artikel 198 des EG-Vertrags um Stellungnahme zu dem vorgenannten Vorschlag zu ersuchen .

Die mit der Vorbereitung der Arbeiten beauftragte Fachgruppe Industrie, Handel , Handwerk
und Dienstleistungen nahm ihre Stellungnahme am 30. November 1994 an . Berichterstatter
war Herr Simpson.

Der Ausschuß verabschiedete auf seiner 321 . Plenartagung (Sitzung vom 21 . Dezember 1994)
einstimmig folgende Stellungnahme.

1 . Allgemeine Bewertung 2 . Marktbedingungen

1.1 . Der Wirtschafts- und Sozialausschuß befürwor­
tet die Empfehlung der Kommission, die Gültigkeitsdau­
er der Richtlinie über Beihilfen für die gewerbliche
Schiffbauindustrie in der Europäischen Union um ein
Jahr bis Ende Dezember 1995 zu verlängern . Der
Ausschuß anerkennt ebenfalls die Notwendigkeit der
sonstigen in der Kommissionsvorlage enthaltenen Vor­
schläge.

1 .2 . Diese Einschätzung ist allerdings vor dem Hinter­
grund der anhaltenden spezifischen Probleme dieses
Sektors zu sehen. Die anhaltenden weltweiten Überkapa­
zitäten, die geringe Nachfrage nach neuen Schiffen und
weitere erhebliche Kapazitätsausweitungen in Japan
und insbesondere Südkorea bestätigen, daß dieser Wirt­
schaftszweig für schwerwiegende Marktverzerrungen
noch immer sehr anfällig ist.

2.1 . Der Ausschuß ist sich darüber im klaren, daß im
Jahre 1993 die Bestelleingänge bei den Werften sowohl
weltweit als auch in der Europäischen Union über den
äußerst niedrigen Aufträgen des vorangegangenenJahres
lagen . Klammert man aber die abgewickelten Aufträge
aus, reichten die neuen Bestelleingänge bei den Werften
in der Gemeinschaft nicht für eine Steigerung des
Gesamtauftragvolumens zum Ende des Jahres aus . Ende
1993 hatte das Auftragsvolumen den niedrigsten Stand
seit 1988 erreicht .

2.2 . Es gibt kaum Anzeichen für eine nachhaltige
Erholung der Frachtraten und bessere Vertragspreise für
die Werften . Trotz der Altersstruktur des Weltschiffs­
bestandes ist die Ersatznachfrage weiterhin gering . Die
Diskrepanz zwischen den im Fernen Osten dramatisch
zunehmenden, in der Europäischen Union dagegen
rückläufigen Kapazitäten einerseits und den Auftrags­
eingängen andererseits ist daher eine Quelle anhaltender
Instabilität .(M ABl . Nr. C 334 vom 30 . 11 . 1994, S. 13 .
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3 . Grundlegende Maßnahmen

3.1 . Für eine langfristige Beseitigung der Probleme
dieses Wirtschaftszweigs ist ein grundlegenderes Kon­
zept erforderlich, um einen Markt zu schaffen , der
weniger durch staatliche Beihilfen und protektionistische
Maßnahmen beeinflußt wird .

3.2. Aus diesen Gründen begrüßt der Ausschuß die
von der Kommission in ihrer jetzigen Vorlage angeregte
Zwischenlösung, legt aber Wert auf die Feststellung,
daß diese Maßnahmen Teil der Anstrengungen sein
müssen, eine umfassende Vereinbarung über den Um­
fang künftiger Schiffbaubeihilfen—wenn sie überhaupt
beibehalten werden sollen — zu erzielen .

3.3 . Die Einbeziehung der Mitglieder des Europäi­
schen Wirtschaftsraums in die geänderte Richtlinie ist
eine weitere begrüßenswerte Entwicklung, die zugleich
Europa dabei helfen wird, bei den weltweiten Verhand­
lungen seinen Einfluß stärker geltend zu machen.

4.4. ImVorgriff aufdas neue OECD-Übereinkommen
stellt der Ausschuß fest, daß ein entscheidender Aspekt
des Übereinkommens die Durchführungsbestimmungen
und die Vorschriften über die Behandlung von Beschwer­
den sein werden . Die vorgeschlagene Regelung wird
sorgfältig auf ihre Tauglichkeit zu prüfen sein . Die
Grundsätze der geänderten Antidumping-Regelung des
GATT schufen einen Rahmen, der hoffentlich auch auf
den Schiffbau Anwendung finden wird . Es könnten sich
besondere Auflagen als erforderlich erweisen, um eine
gewisse Disziplin im Schiffbaumarkt herbeizuführen,
wie etwa Sanktionen gegen Eigentümer oder Betreiber
von Schiffen , die mit Hilfe direkter oder indirekter
finanzieller Unterstützung in nicht zulässigem Umfang
erworben wurden; der Ausschuß hat allerdings Zweifel ,
ob solche Sanktionen auch durchführbar sind .

4.5 . Die Europäische Union sollte nach Auffassung
des Ausschusses die Beihilfen für ihre Werften erst dann
vollständig einstellen, wenn offensichtlich ist, daß das
OECD-Übereinkommen allgemein befolgt wird .

5 . Sonstige EU-Beihilfen

5.1 . Die Kommission hat zugesichert, daß die geän­
derte Richtlinie keine Erweiterung der Höhe und des
Anwendungsbereichs der Beihilfen an Werften in der
Europäischen Union herbeiführen würde. Dies gilt auch
für die Werften in der ehemaligen DDR.

5.2 . Des weiteren erklärte die Kommission, daß der
Vorschlag, Zahlungen in Höhe von 89 Mrd . Pesetas
an spanische Werften zu genehmigen, eine finanzielle
Anpassungsmaßnahme darstelle, die sich auf Verträge
und Umstrukturierungsmaßnahmen beziehe, die vor
Ende 1993 vereinbart worden seien und keine Ausdeh­
nung hinsichtlich der Größenordnung, des Anwendungs­
bereichs oder des Wertes der Beihilfe darstellten .

5.3 . Der Ausschuß begrüßt den Vorschlag der Kom­
mission, die bestehende Beihilferegelung auf Schiffe mit
Nichtmetall-Rumpf auszudehnen .

6 . Vorbehalte

6.1 . Der wichtigste Vorbehalt seitens des Ausschusses
betrifft nicht den Vorschlag zur Änderung der Richtlinie,
sondern die Auswirkungen für die weitere Entwicklung
der Wettbewerbspolitik im Schiffbaugewerbe in den
kommenden Jahren. Untersuchungen legen den Schluß
nahe, daß die in der jüngeren Vergangenheit angelaufene
und weiterhin stattfindende Steigerung der Schiffbauka­
pazität in Fernost und insbesondere in Südkorea trotz
der Forderungen der Gemeinschaft nach einer größeren
Zurückhaltung auf freiwilliger Basis erfolgt . Der Aus­
schuß schließt sich den Äußerungen von Sir Leon Brittan
an, der vor kurzem den verantwortlichen Stellen in Korea
andeutete, daß die jüngsten Kapazitätserweiterungen
dieses Landes der Verwirklichung der Ziele des OECD­
Übereinkommens entgegenstünden .

6.2 . Wenn die Schiffbauindustrie in der Europäischen
Union auf dem Weltmarkt ohne größere staatliche
Beihilfen in einer Zeit konkurrieren soll , in der Kapa­

4. OECD-Vorschläge

4.1 . Das vorgeschlagene, von der OECD ausgehan­
delte Übereinkommen liegt der Logik des Kommissions­
vorschlags zugrunde, der Ausschuß stellt jedoch fest,
daß die Ausgestaltung des OECD-Übereinkommens
noch nicht abgeschlossen ist , und daß das Übereinkom­
men keine Garantie dafür bietet, von allen Schiffbaulän­
dern umfassend akzeptiert zu werden. Es wird jedoch
davon ausgegangen , daß ein Übereinkommen erzielt
wird, wonach weltweit künftig jedwede größeren staatli­
chen Beihilfen für den gewerblichen Schiffbau zu unter­
bleiben haben. Diese Zielsetzung findet, sofern sie
im Rahmen eines offenen und lauteren Wettbewerbs
tatsächlich verwirklicht werden kann, die Zustimmung
des Ausschusses .

4.2 . Im Vorgriff auf die Ratifizierung der OECD­
Vorschläge sollten die Werften in der Europäischen
Union auch weiterhin einen Beihilfeanteil in Höhe der
derzeitigen 9% -Obergrenze erhalten . Der Ausschuß
hofft, daß die Kommission bei der Änderung der
Richtlinie im Rahmen ihres Ermessens an der 9% -Grenze
für größere Schiffe festhalten und bis Ende Dezember
1995 keine weiteren Abwertungen des Beihilfesatzes
vorsehen wird . Der angeregte stufenweise Abbau im
Laufe des Jahres 1995 wäre nach Ansicht des Ausschusses
kontraproduktiv.

4.3 . Dem Ausschuß ist daran gelegen, in einer geeigne­
ten Phase des Verhandlungsprozesses Gelegenheit zu
bekommen, sich im einzelnen zu dem vorgeschlagenen
OECD-Übereinkommen zu äußern. Aus heutiger Sicht
möchte der Ausschuß seiner Erwartung Ausdruck verlei­
hen, daß sich das Übereinkommen auf sämtliche Aspekte
der Schiffbaubeihilfen erstreckt, ob sie direkt oder
indirekt erfolgen, auf den Export oder Binnenmarkt
ausgerichtet sind und Finanzkredite für Hersteller oder
Käufer beinhalten .
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zitätssenkungen von entscheidender Bedeutung sind,
muß die Gemeinschaft unbedingt Mittel und Wege
finden, um zu gewährleisten, daß entweder im Rahmen
des OECD-Übereinkommens oder parallel dazu diese
Investitionen in zusätzliche Kapazitäten auf eine Weise
stattfinden, die den Wettbewerb nicht verzerrt .

6.3 . Der Ausschuß möchte den Rat auf das politische
Konzept aufmerksam machen , das er in seiner früheren
Stellungnahme über neue Herausforderungen für die
maritimen Industrien 0 ) angeregt hat . Dies ist besonders
relevant für die neuen Schiffbauvereinbarungen und
deren Verknüpfung mit den Vermarktungsbedingungen,
soweit sie auf Korea, Japan und die Vereinigten Staaten
anzuwenden sind.

6.4. In seiner Stellungnahme zur Änderung der Richt­
linie im Jahre 1993 machte derAusschuß daraufaufmerk­

sam, daß er die Notwendigkeit eines leistungsfähigen
Seeverkehrssystems für die Wettbewerbsfähigkeit der
Wirtschaft der Europäischen Gemeinschaft befürwortet .
Im Jahre 1992 hatte sich der Ausschuß für einen
grundlegenden Mentalitätswandel ausgesprochen, um
diesem Sektor neuen Schwung zu verleihen (*).

7. Erwartungen

7.1 . Im Jahre 1993 kam der Ausschuß in einer
Stellungnahme, in der es ebenfalls um Beihilfen für den
Schiffbau ging, zu dem Ergebnis : „Das Ziel der Erhaltung
einer leistungs- und wettbewerbsfähigen europäischen
Werftindustrie ist mitnichten erreicht oder in greifbarer
Nähe." (2 ) Im Jahre 1994 befinden sich optimistischere
und konstruktivere Bemühungen auf dem Weg der
Vollendung. Der Ausschuß hofft, daß das OECD­
Übereinkommen aussichtsreiche Ergebnisse zeitigen
wird, damit sich diese Ambitionen verwirklichen lassen .

( J ) ABl . Nr. C 223 vom 31 . 8 . 1992. (2) ABl . Nr. C 249 vom 13 . 9 . 1993 .

Geschehen zu Brüssel am 21 . Dezember 1994.

Der Präsident

des Wirtschafts- und Sozialausschusses
Carlos FERRER
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Stellungnahme zu dem Vorschlag für eine Richtlinie des Rates über die ökologische Qualität
von Gewässern

(94/C 397/23)

Der Rat beschloß am 8 . September 1994, den Wirtschafts- und Sozialausschuß gemäß
Artikel 130 s Absatz 1 des EG-Vertrags um Stellungnahme zu dem vorgenannten Vorschlag zu
ersuchen .

Die mit der Vorbereitung der Arbeiten beauftragte Fachgruppe Umweltschutz, Gesundheitswe­
sen und Verbrauch nahm ihre Stellungnahme am 29. November 1994 an . Berichterstatter war
Herr Gardner.

Der Ausschuß verabschiedete auf seiner 321 . Plenartagung (Sitzung vom 21 . Dezember 1994)
einstimmig folgende Stellungnahme.

1 . Einleitung

1.1 . Der Wirtschafts- und Sozialausschuß begrüßt die
Vorschläge zur Verbesserung der ökologischen Qualität
von Gewässern . Seines Erachtens ist die Anwendung
des Subsidiaritätsprinzips in diesem Zusammenhang
angebracht und zweckdienlich . Dennoch erscheint es
ihm erforderlich, daß sich der Rat mit den nachstehenden
Bemerkungen auseinandersetzt, bevor er die Richtlinie
endgültig erläßt, zumal es sich um eine Rahmenrichtlinie
handelt, die Maßstäbe für die Zukunft setzt .

2 . Allgemeine Bemerkungen

weitere Maßnahmen getroffen werden, um dazu beizu­
tragen, daß möglichst viele Gewässer eine gute ökologi­
sche Qualität aufweisen .

2.5 . Der Ausschuß begrüßt die Tatsache, daß in dem
vorliegenden Fall das Subsidiaritätsprinzip angewandt
werden soll , dem zufolge die Mitgliedstaaten selbst
bestimmen , welche Ziele mit welchenMitteln wie schnell
erreicht werden sollen, solange diese Ziele mit den
Rahmenbedingungen dieser Richtlinie im Einklang
stehen .

Allerdings dürfte infolge des unterschiedlichen Tempos
der Umsetzung der Richtlinie durch die einzelnen Mit­
gliedstaaten wohl mit zeitweiligen Wettbewerbsverzer­
rungen zu rechnen sein . Auch wenn es sich nur um
vorübergehende Erscheinungen handelt, sollte die Kom­
mission die Entwicklung sorgfältig beobachten.

2.6 . Der Ausschuß ist damit einverstanden, daß die
ökologische Qualität nach qualitativen Kriterien defi­
niert wird . Dies dürfte zusammen mit dem in der
Ziffer 2.5 dargelegten Sachverhalt eine Voraussetzung
für Entscheidungen im Sinne kostengünstiger, auf die
jeweiligen Gewässer zugeschnittener Lösungen bieten .

2.7 . Ausschlaggebend für den Erfolg der vorgeschla­
genenMaßnahmen ist ein transparentes in sich stimmiges
System der Überwachung, der Analyseverfahren und der
Einstufung.

2.8 . Da es bei dem Entwurf um eine Rahmenrichtlinie
geht, die es jedem einzelnen Mitgliedstaat überläßt, seine
eigenen Grenzwerte festzulegen und das Tempo der
Erfüllung aller Bedingungen dieser Richtlinie selbst zu
bestimmen, wird es unweigerlich mehrere Jahre dauern,
bevor die jetzigen Ziele erreicht werden können . Mit
dem Fortschritt der neuen Techniken werden neue
Perspektiven eröffnet; aufgrund dieser Tatsache sollte
die Kommission zum einen die Möglichkeit haben , den
Rat davon zu unterrichten, wenn ein Mitgliedstaat es
an dem erforderlichen Eifer fehlen läßt, und zum
anderen dem Europäischen Parlament und dem WSA
entsprechende Berichte hierüber übermitteln .

2.9 . Die größten Probleme bei dem Entwurf betreffen
die möglichen Kosten , weil keine Kosten-Nutzen­

2.1 . Der Ausschuß hält es für ganz wichtig, daß
umgehend aktualisierte Richtlinien erlassen und ange­
wandt werden, die insbesondere das Grundwasser be­
treffen .

2.2. Nachstehend seien einige Beispiele für einschlägi­
ge Richtlinien genannt, die zu einer erheblichen Verbes­
serung der Qualität der Oberflächengewässer führen
dürften :

— Richtlinie über die Behandlung von kommunalem
Abwasser ;

— Richtlinie über Nitrat aus landwirtschaftlichen
Quellen;

— Richtlinie über die Ableitung gefährlicher Stoffe in
die Gewässer;

— Richtlinie über die integrierte Vermeidung und
Verminderung der Umweltverschmutzung, die so
bald wie möglich verabschiedet werden sollte, um
eine größere Verbesserung erzielen zu können .

2.3 . In den vorstehend genannten Richtlinien sind die
„grundlegenden Anforderungen" für die Begrenzung der
Verschmutzung festgelegt.

2.4 . Da es außerhalb des Anwendungsbereichs dieser
Richtlinien aber noch weitere Faktoren gibt, die zur
Verschmutzung beitragen, zielt der Vorschlag darauf
ab, daß zusätzlich zu den grundlegenden Maßnahmen
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3.3.2 . Artikel 3 Absatz 4Analysen vorhanden sind . Die Kommission erwartet,
daß die mit dem Vorschlag verknüpften zusätzlichen
Investitionen 2 bis 3 Mrd. ECU und der zusätzliche
Verwaltungsaufwand 350 Mio. ECU nicht überschrei­
ten. Die Vorausberechnungen einiger Mitgliedstaaten
deuten allerdings daraufhin, daß die Vorausschätzungen
der Kommission viel zu niedrig angesetzt sein könnten .
Im übrigen sind Kosten-Nutzen-Analysen in jedem Fall
wichtig, um die sich aus diesem Vorschlag ergebenden
erheblichen Ausgaben zu rechtfertigen, die zu einer
beachtlichen Verminderung der Risiken führen müssen.

Die wichtige Aufgabe der Europäischen Umweltagentur
muß klarer definiert werden. Die Agentur sollte Ver­
gleichsdaten über die Umweltqualität in der gesamten
Europäischen Union liefern , um zu erreichen, daß
der Fortschritt in den verschiedenen Mitgliedstaaten
möglichst parallel verläuft .

3.4. Artikel 4 Absatz 1

3 . Besondere Bemerkungen

3.1 . Artikel 1

Der erforderliche Verwaltungsaufwand für die qualitati­
ve und quantitative Beurteilung sowohl der Punktquellen
als auch der diffusen Quellen dürfte in keinem Verhältnis
zum Nutzen stehen. Zumindest sollte ein Tätigwerden
nur insoweit verlangt werden, als dies nach Artikel 3
erforderlich ist .

3.5 . Artikel 5

3.5.1 . Artikel 5 Absatz 1

3.1.1 . Dem Anwendungsbereich dieser Rahmenricht­
linie kann unter der Voraussetzung zugestimmt werden,
daß die Einzelrichtlinien— wie seitens der Kommission
versichert — in naher Zukunft vorliegen werden.

3.1.2. An den zweiten Unterabsatz von Artikel 1
Absatz 1 der Richtlinie sollte folgendes angefügt werden:

„Die Maßnahmen sollen auf den Kriterien für die
erreichbaren Ziele (Artikel 5) und die integrierten
Programme (Artikel 6) beruhen, die in den Mitglied­
staaten festgelegt werden."

Da sich die Entscheidung über die Bedingungen der
vorgeschlagenen Richtlinie hinauszögert, erscheint dem
Ausschuß der 31 . Dezember 1998 als letzte Frist mittler­
weile als ein möglicherweise zu ehrgeiziges Ziel .

3.5.2 . Artikel 5 Absatz 4

3.2 . Artikel 2 Hier sollte eine weitere Klausel angefügt werden, die
besagt, daß für die Beurteilung der in dem Artikel
erwähnten „erreichbaren Ziele" das Kriterium der
Kostenwirksamkeit wie auch andere in dem Vorschlag
erwähnte Kriterien herangezogen werden sollten .

3.2.1 . Die in diesem Artikel enthaltenen Begriffs­
bestimmungen sind so eng mit den Anhängen verknüpft,
daß nach Ansicht des Ausschusses bei der Auslegung
von Artikel 15 — d.h . bei notwendigen Änderungen der
Anhänge — große Sorgfalt walten muß. Falls es bei
vorgeschlagenen Änderungen eher um Grundsatzfragen
als um rein technische Einzelheiten geht, bedarf es dazu
einer breitangelegten Anhörung, wie sie weiter unten in
Ziffer 3.15 beschrieben wird .

3.6. Artikel 6

Der erste Satz sollte (in Übereinstimmung mit Artikel 1
Absatz 1 ) folgendermaßen ergänzt werden:

„... integrierte Programme zur Aufrechterhaltung
und/oder Verbesserung der ökologischen Qua­
lität...".

3.2.2. Artikel 2 Absatz 6

Richtig müßte es „beste verfügbare Techniken" (BAT)
heißen, und der Text müßte entsprechend geändert
werden.

3.7. Artikel 7 Absatz 1

Die zweimonatige Frist für die Stellungnahme sollte in
eine sechsmonatige Frist umgewandelt werden.3.3 . Artikel 3

3.8 . Artikel 8
3.3.1 . Artikel 3 Absatz 2

Der Ausschuß stellt fest, daß der Rat sich bei früherer
Gelegenheit für eine Berichterstattung der Mitgliedstaa­
ten im Abstand von je drei Jahren entschieden hatte.
Aus praktischen und wirtschaftlichen Gründen besser
und weitaus realistischer wäre ein Abstand von fünf
Jahren, und der Vorschlag sollte entsprechend geändert
werden.

Der Einsatz wirtschaftlicher Instrumente sollte sich nicht
auf die von der Kommission festgelegten Bereiche
beschränken . Das fünfte Aktionsprogramm für den
Umweltschutz fördert das Schließen freiwilliger Verein­
barungen neben dem Einsatz wirtschaftlicher Instrumen­
te. Dieser Standpunkt sollte in der folgenden Textände­
rung des vorliegenden Richtlinienvorschlags seinen Nie­
derschlag finden :



31 . 12. 94 Nr . C 397/73Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften

3.8.1 . Artikel 8 Absatz 2 3.14.2. Der Ausschuß vertritt die Auffassung, daß
nur technische Details im Ausschußverfahren nach
Artikel 16 entschieden werden können; Änderungen der
Richtlinie von qualitativer oder erheblich quantitativer
Bedeutung verlangen das Verfahren nach Artikel 130 s
des EG-Vertrages .

„Die Mitgliedstaaten können alternativ zur Anwen­
dung von Absatz 1 von wirtschaftlichen Instrumen­
ten und/oder freiwilligen Vereinbarungen Gebrauch
machen, um natürlichen Personen sowie öffentlichen
und privaten Unternehmen die Einhaltung der Be­
stimmungen dieser Richtlinie zu erleichtern ." 3.15 . Artikel 16

3.9 . Artikel 9 Absatz 1

Hier muß betont werden, daß diese Bestimmung vorbe­
haltlich bestehender internationaler Abkommen, die
beispielsweise die Nordsee oder den Rhein betreffen,
Anwendung findet .

Der Ausschuß sieht die Notwendigkeit eines fachlich
kompetenten Ausschusses ein , welcher der Kommission
bei der Vornahme technischer Anpassungen beratend
zur Seite steht. Es müssen jedoch stets alle interessierten
Kreise zu allen Einzelfragen gehört und einbezogen
werden. In anderen Bereichen geschah dies durch Einset­
zung von beratenden Ausschüssen aus Vertretern jener
Interessengruppen, die von dem offiziellen Ausschuß
aus Vertretern der Mitgliedstaaten anzuhören sind
(siehe beispielsweise den Beschluß der Kommission
82/128/EWG vom 12. Februar 1982) ( 1 ). Die Kommission
sollte sich an diesem Präzedenzfall orientieren oder nach
anderen Möglichkeiten der Beteiligung der relevanten
Interessengruppen suchen.

3.10. Artikel 9 Absatz 2

Hierdurch würde der Kommission effektiv eine schieds­
richterliche Funktion gegenüber den Mitgliedstaaten
übertragen . Der Ausschuß hat ernste Bedenken gegen
ein solches Vefahren, das auf jeden Fall auf seine
Vereinbarkeit mit dem Vertrag über die Europäische
Union hin überprüft werden muß. 3.16 . Artikeln

3.11 . Artikel 10 Sollte die Richtlinie 1995 nicht erlassen werden, müßten
alle Fristen erneut überprüft werden .

3.17. Artikel 18
Der Verwaltungsaufwand (und die entsprechenden Ko­
sten) für die Erfassung all dieser „kleinen Gewässer von
geringer Bedeutung" dürfte in keinem Verhältnis zum
Nutzen stehen . Es sollte den Mitgliedstaaten überlassen
werden zu entscheiden, ob sich diese Erfassung lohnt.

Der Ausschuß erwartet, daß es durch die Aufhebung der
beiden genannten Richtlinien (betreffend Fisch- bzw.
Muschelgewässer) keine Abstriche an den bestehenden
Qualitätsanforderungen geben wird .3.12. Artikel 11

3.18 . ANHANG I— Punkt 4Den Zustand problematischer Gewässer, wie z.B. von
Häfen, zu erhalten und lediglich seine weitere Ver­
schlechterung zu verhindern, kann nicht akzeptiert
werden. Auch hat es keinen Sinn zu versuchen, Gewässer
(etwa Häfen) bis zur Trinkwasserqualität zu reinigen .
Vielmehr sollte von den Mitgliedstaaten verlangt wer­
den, die Qualität solcher Gewässer bis zu einem Grad
zu verbessern , der den Aufwand rechtfertigt.

Dieser Punkt sollte folgendermaßen beginnen: „Vielfalt
an Organismen (Plankton ...) einschließlich von Proto­
zoen, die bei der Analyse der ökologischen Qualität von
Gewässern eine wichtige Rolle spielen".

3.19. ANHANG 11

3.13 . Artikel 14

Hierzu verweist der Ausschuß auf seine obigen Bemer­
kungen in Ziffer 3.3.1 , in denen von der Präferenz für
eine Berichterstattung im Abstand von jeweils fünf
Jahren die Rede ist .

3.14. Artikel 15

Die Liste der Kriterien beschreibt Gewässer mit insignifi­
kanten anthropogenen Störungen . Deshalb können die
Bestimmungen dieses Anhangs nur akzeptiert werden,
wenn ganz klar zum Ausdruck gebracht wird , daß es
hier um Idealvorstellungen oder Zielsetzungen geht,
die keine rechtsverbindlichen Bestimmungen darstellen .
Insbesondere können sie nicht als Kriterien für die
Anwendung von Artikel 1 Absatz 1 der Richtlinie benutzt
werden .

Daher bedarf der Inhalt des Anhangs einer gründlichen
Überprüfung. Wenn die Kriterien beispielsweise tatsäch­
lich bloß als Idealvorstellungen oder Zielsetzungen
gedacht sind, ist schwer einzusehen, weshalb in Punkt 9
nur nichtstädtische Ufer- und Küstengebiete Erwähnung
finden.

3.14.1 . Der Wortlaut dieses Artikels sollte folgender­
maßen geändert werden :

„Die Kommission ist befugt, die Anhänge dieser
Richtlinie gemäß dem Verfahren nach Artikel 16 zu
ändern bzw. anzupassen, um dem wissenschaftlichen
und technischen Fortschritt Rechnung zu tragen ,
sowie die Bedingungen ihrer Anwendung zu ver­
ändern." (!) ABl . Nr. L 58 vom 2. 3 . 1982.
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geprinzip — die folgenden, für das jeweilige Gewäs­
ser relevanten Kriterien berücksichtigen , um diese
Richtlinie einzuhalten ."

3.20. ANHANG VI

In Übereinstimmung mit diesen Bemerkungen sollte der
Text des Anhangs II einleitend wie folgt formuliert
werden:

Überschrift : „Gute ökologische Wasserqualität —
Leitlinien —"

Einleitung :

„Die Mitgliedstaaten sollen bei der Festlegung der
erreichbaren Ziele (Artikel 5) und der integrierten
Programme (Artikel 6) — basierend auf dem Vorsor­

Alles in allem verlangt dieser Anhang große Verwal­
tungsanstrengungen; es wäre daher angebracht, die
einzelnen Punkte aufKostenwirksamkeit hin zu überprü­
fen und alles zu streichen, was dieser Prüfung nicht
standhält.

Geschehen zu Brüssel am 21 . Dezember 1994.

Der Präsident

des Wirtschafts- und Sozialausschusses
Carlos FERRER
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